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1. Einleitung 
 

1.1 Relevanz und Aufbau der Arbeit 

Spätestens seit der Verabschiedung der Milleniumserklärung der Vereinten Nationen im Jahr 

2000, die als Hauptziel eine Halbierung der absoluten Armut bis 2015 definierte, ist 

Armutsbekämpfung ein zentrales Schlagwort der Entwicklungspolitik. Obwohl innerhalb der 

internationalen Entwicklungsgemeinschaft ein Konsens über die Dringlichkeit der 

Beseitigung der weltweiten Armut und sozialen Ungleichheit besteht, existiert innerhalb 

dieses Diskurses keine einheitliche Meinung über eine allgemeingültige Armutsdefinition. 

Um Armut allerdings messen, geeignete Reduzierungsmaßnahmen formulieren und diese 

schließlich auch evaluieren zu können, ist eine Definition von Armut unentbehrlich, ziehen 

doch unterschiedliche Definitionen auch unterschiedliche Maßnahmen nach sich. Der 

Konflikt darüber, was Armut eigentlich ist, ist daher ein wichtiger Bestandteil der 

wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Phänomen. Während die 

Multidimensionalität des Phänomens Armut weitgehend anerkannt ist, hat sich das Festhalten 

an monetären Armutskonzepten und -messungen innerhalb der Entwicklungszusammenarbeit 

nicht verändert. So werden weiterhin die soziopolitischen Dynamiken von Armut ignoriert 

und reproduziert. 

Ausgehend von der These, dass die gewählte Definition von Armut die Art der Messung und 

Evaluierung sowie die Formulierung von Maßnahmen und Strategien zu ihrer Bekämpfung 

impliziert, soll diese Diplomarbeit den Armutsdiskurs Sansibars innerhalb der internationalen 

Entwicklungszusammenarbeit positionieren. Dabei werden zunächst ausgewählte Regierungs-

dokumente der letzten Dekade auf ihr Armutskonzept untersucht, um zu sehen, in wie weit 

die Multidimensionalität von Armut in Entwicklungsplänen und 

Armutsbekämpfungsstrategien verankert ist und sich in formulierten Maßnahmen 

widerspiegelt. Die Ergebnisse dieser Untersuchung sollen in der Folge einer Analyse des 

zivilgesellschaftlichen Verständnisses von Armut gegenübergestellt werden. Letzteres erfolgt 

über die Analyse von Publikationen zivilgesellschaftlicher Akteure, von Tageszeitungen, 

Internetblogs, rezenten literarischen Werken und von Musik.  

Im ersten Teil der Arbeit soll anhand ausgewählter Literatur einen Überblick über Definitio-

nen von "Entwicklung" einerseits, sowie über die Ideengeschichte der Entwicklungstheorie 
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und ihren Umgang mit dem Phänomen „Armut“ andererseits gegeben werden. Der Wandel 

des gesellschaftlichen Umgangs mit Armut und die Erläuterung verschiedener Armutsbegriffe 

und Konzepte zur empirischen Erfassung soll die Multidimensionalität des Begriffs 

verdeutlichen und aufzeigen, inwiefern der Diskurs um Armut divergierende Motivationen 

widerspiegelt und politische Implikationen enthält.  

Der zweite Teil der Arbeit bearbeitet das von mir gewählte Länderbeispiel Sansibar. Nach ei-

nem historischen Abriss und der Darstellung der sozioökonomischen Lage wird der gegen-

wärtige Armutsdiskurs an zwei besonders armutsgefährdeten Bevölkerungsgruppen analy-

siert: an Kindern und Frauen, wobei die Situation der Frauen immer im Zusammenhang mit 

Geschlechterverhältnissen verstanden werden sollte. Hierfür werde ich zunächst die Strategi-

en der Regierung vorstellen und anschließend die Reaktion der zivilgesellschaftlichen 

Akteure darauf beschreiben. Dabei soll einerseits verdeutlicht werden, in wie weit die 

Prioritätensetzung von Regierung und Zivilgesellschaft bezüglich Sektoren und 

Bevölkerungsgruppen divergieren, sowie andererseits dokumentiert werden, welche 

alternativen Maßnahmen von zivilgesellschaftlichen Akteuren vorgeschlagen bzw. propagiert 

werden. Abschließend soll der Diskurs bezüglich seiner Relevanz zur nachhaltigen 

Beseitigung von Armut auf Sansibar kritisch bewertet werden.  

 

1.2 Forschungsfragen  

Die gewählte Definition von Armut bestimmt die Art der Messung und Evaluierung sowie die 

Formulierung von Maßnahmen und Strategien zu ihrer Bekämpfung.  

 

⇒ Welche Armutskonzepte spiegeln sich in den Entwicklungsstrategien Sansibars 

wider? Wird der Multidimensionalität von Armut Beachtung geschenkt?  

 

Politik- und Budgetentscheidungen haben unterschiedliche soziale und wirtschaftliche Aus-

wirkungen auf Individuen und Bevölkerungsgruppen. 

 

⇒ Welche Hauptrisikogruppen von Armut können identifiziert werden? Wie äußert 

sich ihre Armut? Werden Strategien zur Verbesserung ihrer Situation in alle 

Politikfelder integriert oder werden ihre Interessen nur in vereinzelten Sektoren 
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wie Bildung und Gesundheit angesprochen? Wie werden die Auswirkungen und 

Effizienz der Interventionen gemessen?  

 

Internationale Ziele und Strategien bezüglich Armutsreduzierung abstrahieren strukturelle Ur-

sachen und globale Machtverhältnisse. Sie orientieren sich offenbar weder an einer nachhalti-

gen Strukturveränderung, noch an einem ganzheitlichen Modell von Entwicklung. 

 

⇒ Werden Ursachen und Machtverhältnisse angesprochen und orientieren sich die 

Strategien an einer Strukturveränderung? Oder besteht das Hauptziel vor allem in 

einer Linderung der Armutssymptome. 

 

Geschlechtergleichheit soll die Effizienz von Entwicklungsstrategien fördern. 

 

⇒ Wie werden Geschlechterdimensionen von Armut angesprochen und welches Ver-

ständnis von Gender kann daraus abgeleitet werden? 

 

Das neoliberale Wachstumsparadigma, in welches die internationale Entwicklungszusammen-

arbeit und auch das Instrument der PRSPs eingebettet sind, schafft einerseits ungünstige Vor-

aussetzungen für Armutsreduzierung, andererseits lässt das Konzept unterschiedliche wirt-

schaftliche, soziale, kulturelle etc. Vorbedingungen in den Ländern außer Acht und bietet kei-

nen Spielraum für alternative Entwicklungsstrategien, vor allem im ökonomischen Bereich 

nicht. 

 

⇒  Inwiefern kann von country ownership und Partizipation die Rede sein? Wessen 

ownership und wessen Partizipation? Können Wechselwirkungen zwischen den 

von der Regierung gewählten Maßnahmen und negativen Auswirkungen auf die 

Bevölkerung erkannt werden? 

 

1.3 Methoden und Forschung 

Die Arbeit soll Zusammenhang und Relevanz von Strategien der sansibarischen Regierung 

und nachhaltiger Armutsreduzierung aufzeigen und bewerten. Hierfür soll zunächst mit Hilfe 
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von einschlägiger Literatur ein theoretisches Gerüst erarbeitet und damit die angeführten Fra-

gestellungen weiterentwickelt und überprüft werden. Die im Literaturverzeichnis angegebe-

nen Quellen berücksichtigen die vergangenen zwölf Jahre seit Formulierung der Zanzibar Vi-

sion 2020. Zusätzlich zur Literaturarbeit sollen bereits verfügbare empirische Ergebnisse 

(Statistiken, Studien usw.) sowie eigens durchgeführte problembezogene Interviews die Theo-

rie der Realität gegenüberstellen, um Ursachen- und Wirkungsbeziehungen aufzudecken. Die 

Interviews, die seit Sommer 2010 geführt worden sind, weisen teilweise einen narrativen Cha-

rakter auf. Die von mir als Interviewerin gestellten Fragen erfolgten nicht immer systema-

tisch, da ich zu Beginn meiner Beschäftigung mit dem Thema über geringes Vorwissen zu 

diesem spezifischen Kontext verfügte und bestehen daher aus einer Reihe spontaner Fragen 

meinerseits. Erst als ein gewisser Grad an Informationen vorhanden war und ich eigene 

Hypothesen entwickelte, war ich in der Lage, präzisere Fragen stellen. Die 

GesprächspartnerInnen standen mir auch nach der Forschungsarbeit auf Sansibar für weitere 

Fragen per Email und Telefon zur Verfügung. 

Umfangreiche Untersuchungen zu Armutsbekämpfungsstrategien und PRSPs, vor allem auch 

in Bezug auf die Kinder und Gender existieren zwar für das tansanische Festland, für das se-

miautonome Sansibar aber nur in äußerst beschränktem Ausmaß. Daher waren umfassende 

Datenanalysen sowie die Auswertung der Interviews notwendig. Der Zugang zu offiziellen 

Daten erwies sich oft als schwer und war mit bürokratischen Hürden und Zeitverzögerungen 

verbunden. Viele Informationen sind widersprüchlich und wenig vertrauenswürdig. Ich habe 

mich bemüht, durch eine große Breite an Material ein realistisches Bild zu bekommen. Ein 

großer Teil der ausgewerteten Informationen ist im Internet bereitgestellt, technische, in San-

sibar liegende Mängel erwiesen sich aber häufig als Problem. So ist beispielsweise die offizi-

elle Homepage der Regierung seit über einem Jahr in Bearbeitung, Gesetzestexte und Strate-

gien sind nicht veröffentlicht und lokale Organisation verfügen meistens weder über Internet-

präsenz noch eine eigene Email Adresse. Die Angaben zu Telefonnummern sind oft nicht 

mehr aktuell und selten ist gedrucktes Informationamaterial erhältlich. 
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1.4 Die Sprache der Entwicklung 

„Die Macht, Ra�ume zu definieren ist eines der essentiellen Kennzeichen des Ent-
wicklungsdiskurs. Die soziale Konstruktion von Raum ist an die Konstruktion von Dif-

ferenzen und gesellschaftlichen Ordnungen gebunden.“ (Hoffmann 2003:28) 
 

Der Beginn des „Zeitalter[s] der Entwicklung“ (Hoffmann 2003:19) wird für gewöhnlich mit 

der Inaugurationsrede des US-Präsidenten Harry S. Truman im Jahr 1949 festgelegt, in der er 

den Begriff „unterentwickelt“ in die Politik einführte und damit all jene Länder meinte, die 

die Erfahrung des Kolonialismus und Imperialismus teilten und von Armut gezeichnet waren. 

(Hoffmann 2003:29) Ihre Armut wurde als Bedrohung für die vermeintlich „entwickelten“ 

Länder gesehen, deren Aufgabe von da an darin bestand, die armen Ländern in ihrer „Ent-

wicklung“ zu unterstützen. Das eigentliche Motiv der Hilfe bestand darin, „wirtschaftliche 

und politische Kontrolle u�ber die sich befreienden und ehemaligen Kolonien 

aufrechtzuerhalten.“ (Hoffmann 2003:32) 

„Die ‚Entwicklungsländer’ und ihren ‚Rückstand’ gibt es nicht an sich, sondern nur in Relati-

on und ‚ungleichzeitig’ zu den ‚schon entwickelten’.“ (Heintz; Münch; Hartmann 2005:3) 

Das Konstrukt der Entwicklung gliederte unterschiedliche Kulturen und Gesellschaftssysteme 

hierarchisch und implizierte damit eine diskriminierende Wertigkeit. Begriffe wie „Entwick-

lung“ und „Unterentwicklung“, „1. Welt“ und „3. Welt“, „Zentrum“ und „Peripherie“, „Nor-

den“ und „Süden“, „Westen“ und „Trikont“ haben sich in den alltäglichen Sprachgebrauch 

eingeschlichen und sind zu einer unhinterfragten Selbstverständlichkeit geworden. Dabei sind 

sie keineswegs wertfrei, denn „Sprache ist Kommunikationsmittel, kulturell geprägt und un-

trennbar mit politischen und sozialen Gegebenheiten verknüpft. Sie kann somit diskriminieren 

und vorherrschende Bilder und Normen bestätigen.“ (AG Globale Verantwortung 2009:1)  

Die „historische Bedingtheit, ideologische Befangenheit und durchgängige Wirklichkeitsver-

fälschung des einschlägigen Vokabulars“ (Heintz; Münch; Hartmann 2005:3) ist mir durchaus 

bewusst, daher werde ich in dieser Arbeit von undifferenziertem Sprachgebrauch so weit wie 

möglich Abstand nehmen. Zur Meidung einer hierarchischen Darstellung wurde in den ver-

gangenen Jahren häufig dazu übergegangen, alternative Bezeichnungen wie „Norden“ und 

„Süden“, „Westen“ oder „Trikont“ zu verwenden. Diese Begriffe suggerieren jedoch, dass 

„Entwicklung“ geographisch verortet werden könne, was nicht der Realität entspricht. In die-

ser Arbeit wird daher zwecks Mangel an für mich befriedigenden Alternativen von „Entwick-

lungsländern“ und „Industrieländern“ die Rede sein, wobei letztere ein bestimmtes sozioöko-
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nomisches Niveau erreicht haben, das im aktuellen Entwicklungsdiskurs wohl als 

„entwickelt“ gewertet werden muss.  

Des Weiteren habe ich mich um eine geschlechtersensible Sprache bemüht und verwende da-

her das Binnen-I oder geschlechtsneutrale Bezeichnungen, um die weibliche und männliche 

Form gleichermaßen sichtbar zu machen.  
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I. Teil: Armut und Entwicklung 
 
„Ohne das Wissen um die Herkunft der Entwicklungsidee ist ein Verständnis der heutigen EZ 

sowie der Kritik an ihr nicht möglich.“ (Hoffmann 2003:7) 
 

2. Von „Wachstum und Moderne“ zu „Armutsbekämpfung“: der 
konzeptionelle Wandel innerhalb des Entwicklungsdiskurses 
 
Wenn wir heute von "Entwicklung" sprechen, meinen wir damit im Allgemeinen die "Beseiti-

gung des schlimmsten Elends" (Fischer; Hödl; Parnreiter 2006:13), die Überwindung von 

Hunger und Armut. Die Debatte um "Entwicklung" ist weit verbreitet, ob in der politischen 

und öffentlichen Debatte oder im wissenschaftlichen Diskurs. Trotz seiner inflationären Ver-

wendung gibt es im Grunde keine einheitliche Definition für den Begriff.  

 

Das "Dilemma um die Begriffsbestimmung und Deutung des Entwicklungsbegriffs" (Stock-

mann; Menzel; Nuscheler 2010:3) ist kein neues: zahlreiche Arbeiten verschiedener wissen-

schaftlicher Disziplinen haben bereits versucht, normative Kriterien und Elemente von Ent-

wicklung festzulegen, bis schließlich überhaupt die Frage nach dem Sinn von Entwicklung in 

den Raum gestellt wurde. (Stockmann et al. 2010:2ff; siehe auch Menzel 2010, Nuscheler 

2001) Laut Stockmann et al. ist die kontroverse Diskussion dadurch bedingt, dass das Ver-

ständnis von Entwicklung "abhängig ist von individuellen und kollektiven Wertvorstellungen, 

die sich in Raum und Zeit ständig verändern" (Stockmann et al. 2010:3) und sie daher auch 

nicht lösbar ist.  

 

Das folgende Kapitel stellt den Versuch dar, anhand ausgewählter Literatur einen Überblick 

über die Ideengeschichte der Entwicklungstheorie einerseits und über gängige Definitionen 

von "Entwicklung" andererseits zu geben. Angesichts der Menge an Literatur lässt es sich 

nicht vermeiden, hierbei äußerst selektiv vorzugehen und sich nur auf jene Publikationen zu 

konzentrieren, die eine besondere Relevanz für die weitere Arbeit darstellen.  
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2.1 Interdisziplinäre Begriffsgeschichte 

 

Etymologisch stammt der Begriff „Entwicklung“ aus dem Lateinischen (evolutio, explicatio), 

wo er das Auseinanderrollen einer Buchrolle beziehungsweise die Auslegung eines Textes be-

zeichnete. Aus dieser Übersetzung heraus entstanden in wissenschaftlichen Einzeldisziplinen 

jeweils eigene Interpretationen und Sinngebungen für den Terminus. 

Bezeichnete „Entwicklung“ zunächst in der Theologie die Entfaltung und innere Selbstgestal-

tung, und in der Biologie die natürlichen Wachstumsvorgänge (Fischer et al. 2006:24; Köbler 

1995:o.S.), fand der Begriff auch Einzug in Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, wo er 

schnell verbunden wurde mit einem „Fortschrittsglaube[n] an eine immer bessere Welt“ (Fi-

scher et al. 2006:24). Mit dem Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus, der gesell-

schaftlichen Loslösung von theologischen und metaphysischen Prinzipien und dem Aufstieg 

der Naturwissenschaften unter dem Einfluss von Humanismus und Aufklärung kam es zu 

einer Aufwertung des Menschen. Entwicklung wurde zu einem Synonym für ein besseres 

Leben. Mit der Absage an eine von Gott determinierte Welt bekam menschliches Handeln 

unbegrenzten melioristischen Spielraum. (Schubert 2003:73ff.) 

Seither bezieht sich "Entwicklung" laut Spicker (2009:51) weitgehend auf einen kontinuierli-

chen Wandel der politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Beschaffenheit einer 

Gesellschaft, einer Region oder eines Landes. Sie konnotiert dabei eine „bipolare Meßlatte 

von ‚mehr’ – ‚weniger’; ‚höher’ – ‚tiefer’; ‚über’ – ‚unter’“. (Dauber 1997:104) 

 

2.1.1 Fortschritt und Entwicklung 

 

Entwicklungsforschung ist eine interdisziplinäre Disziplin, eingebettet in die „Mutterdiszipli-

nen“ Soziologie, Politikwissenschaft und Wirtschaftswissenschaft. (Stockmann et al.2010:31) 

Letztere reicht zurück bis in den Merkantilismus, im Zuge dessen es erstmals zu  „entwick-

lungstheoretischem Denken" (Stockmann et al.2010:18) kam. 1615 unterstrich der französi-

sche Ökonom Antoine de Montchrétien (1576-1621) in seinem an Ludwig XIII. gerichteten 

Werk Traicté de l’oeconomie politique die Rolle der Politik in der Stärkung des Handels und 

der Marktwirtschaft.  
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Die klassische Nationalökonomie entstand im 18. Jahrhundert als Gegenbewegung zum Mer-

kantilismus. Zu den ersten und wichtigsten Vertretern zählt Adam Smith (1723-1790) und sein 

1776 erschienenes Hauptwerk An Inquiry into the Nature and Causes of the Wealth of Nations. 

Neben Smith setzten sich auch Robert Thomas Malthus (1766-1834), David Ricardo (1772-

1823) und John Stuart Mill (1806-1873), um nur einige zu nennen, mit der Entwick-

lungsthematik auseinander. Im Gegensatz zu den Merkantilisten plädierten sie für einen freien 

Wettbewerb in der Marktwirtschaft mit minimalen staatlichen Interventionen, als Basis für 

wirtschaftlichen Fortschritt und Entwicklung. Eine besonders dominante Rolle im Bezug auf 

die Entwicklungsdebatte spielten dabei vor allem Smith und Ricardo, die mit ihren Freihan-

delstheorien den Aufstieg Großbritanniens zu erklären versuchten:  

„Fortschreitende Arbeitsteilung bzw. soziale Differenzierung und 
Kapitalakkumulation erklären die Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft 
(Smith 1776). Der Handel zwischen den Staaten ist (theoretisch) durch das „Gesetz 
der komparativen Kostenvorteile“1bestimmt (Ricardo 1817)“. (Kolland 2006:82) 

Die Integration in den freien Welthandel galt als Voraussetzung für den wirtschaftlichen Auf-

stieg.  

Im 20. Jahrhundert kam es durch die schwedischen Ökonomen Eli Heckscher und Bertil Ohlin 

zu einer Ausweitung der Theorie der Komparativen Kostenvorteile. Ricardo hatte sich vor al-

lem auf natürliche Produktionsbedingungen wie Klima und Bodenbeschaffenheit konzentriert. 

Das sogenannte Heckscher-Ohlin-Theorem ergänzt diese Überlegungen durch die Miteinbe-

ziehung der Faktoren Arbeit und Kapital. (Stockmann et al. 2010:67) 

Kritisiert wurden die Freihandelstheorien von dem Deutschen Friedrich List. Beeinflusst durch 

die Ideen Alexander Hamiltons2 entfernte sich List während seines Exils in den USA von den 

Lehren Smiths und Ricardos. Er erkannte, dass der Freihandel zu Wohlstandsunterschieden 

führen kann, wenn Länder mit ungleichem wirtschaftlichen Entwicklungsstand Handelsbezie-

hungen miteinander aufnehmen. List befürwortete daher den Protektionismus und sprach sich 

                                                 
1 Kernaussage der Theorie der Komparativen Kostenvorteile, die auf David Ricardo und sein Werk On 
the Principles of Political Economy and Taxation (1817) zurückgeht, ist, das Außenhandel für alle 
Handelspartner vorteilhaft ist, wenn ein Land sich auf die Produktion von Gütern spezialisiert, die es 
im Vergleich zu anderen Gütern kostengünstiger produzieren kann, auch wenn es alle Güter zu niedri-
gen Produktionskosten herstellen kann. 
2 Als erster Finanzminister der USA formulierte Alexander Hamilton in seinem Report on Manufactu-
res (1791) die Idee des Erziehungszolls zum Schutz junger Industrien. Vgl. Hamilton 1791; siehe dazu 
auch Stockmann et al. 2010:5; Shafaeddin 2000:4. 
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für Schutzzölle für die wirtschaftlich weniger entwickelten Länder aus, um ihre Industrien zu 

schützen und so ihren Aufbau zu unterstützen. (Stockmann et al. 2010:51ff.) 

 

2.1.2 Soziologie und gesellschaftliche Entwicklung 
 

Die Ausbreitung des Kapitalismus in Westeuropa ging mit tiefgreifenden sozialpolitischen 

Umwälzungen einher. Im 19. Jahrhundert wurden innerhalb der neuen wissenschaftlichen Dis-

ziplin der Soziologie Theorien entworfen, die diese gesellschaftlichen Veränderungen erklären 

sollten. Die frühen Gesellschaftstheorien hatten auch das Ziel, den Glauben an die neue Ord-

nung zu stärken und die „Schattenseiten des Fortschritts“ (Novy 2007:41) zu beheben: 

„Alle diskursiven Bemühungen waren von damals an darauf ausgerichtet, die immer 
rasanter werdenden Veränderungen einer sich modernisierenden und kapitalisie-
renden Welt zu verstehen. Entwicklung wurde sehr früh zu dem Begriff und dem 
politischen Instrument, mit dem die Übel des stattfindenden Wandels kuriert werden 
sollten. Entwicklung war daher von Herder über Marx und Comte der Versuch, 
durch rationale Intervention die Wunden, die Kapitalismus, Moderne und 
technologische Umwälzungen produzierten, zu heilen.“ (Novy 2007:44)  

Geprägt wurde der Ausdruck „Soziologie“ durch Auguste Comte (1798-1857), der Anfang des 

19. Jahrhunderts sein Dreistadiengesetz („Gesetz der Geistesentwicklung“) entwarf, ein sozio-

kulturelles Evolutionsgesetz, demzufolge eine Gesellschaft sich vom theologischen und militä-

rischen Stadium über das metaphysische Stadium zum positiv wissenschaftlichen Endstadium 

entwickelt. Das Ziel der Entwicklung ist Comte zufolge rationales und wissenschaftliches 

Denken. (Kolland 2005:20) 

Karl Marx (1818-1883) klassifiziert in seiner Theorie fünf verschiedene Gesellschaftsstufen 

anhand der jeweils vorherrschenden Produktionsverhältnisse. Grundlage für die Entwicklung 

ist ihm zufolge der stetige Klassenkampf und die Steigerung der Produktivität, die zur Ent-

wicklung der Gesellschaft von einer Stammesgesellschaft, über die feudale Gesellschaft und 

die kapitalistische Gesellschaft, mit dem Ziel einer klassenlosen Gesellschaft führt.  

Angelehnt an das biologische Evolutionsgesetz unterscheidet Herbert Spencer (1820-1903) 

hingegen drei Phasen der gesellschaftlichen Entwicklung, von der primitiven Gesellschaft mit 

fehlender zentraler Herrschaftsgewalt, über die sich im ständigen Krieg befindenden militäri-

schen Gesellschaft hin zur industriellen Gesellschaft, die von hoher Komplexität und Differen-

zierung geprägt ist. (Kolland 2005:22) 
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Max Weber (1864-1920) ging in seinen religionssoziologischen Schriften vor allem der Frage 

nach, was zur Herausbildung einer modernen Gesellschaft im Zuge der Industrialisierung ge-

führt hatte. Dabei bezog er sich nicht nur auf geschichtliche und ökonomische Gegebenheiten, 

sondern konzentrierte sich vorrangig auf die Rolle der Religion. In seinem Werk Die protes-

tantische Ethik und der Geist des Kapitalismus  von 1904 argumentiert er, dass ein Zusam-

menhang zwischen dem Aufstieg des Kapitalismus und der „religiös motivierten Wirtschaft-

sethik“ (Ahnert 2004:13) als integralem Bestandteil der puritanischen Lebensauffassung be-

stünde. Weber versucht damit, vermeintliche Entwicklungshemmnisse bzw. Stagnation in an-

deren Teilen der Welt zu erklären, welche einst zu den Hochkulturen zählten.   

Im 20. Jahrhundert begründete der deutsche Soziologe Norbert Elias (1897-1990) seine Theo-

rie Über den Prozess der Zivilisation. Er begreift dabei Zivilisation als einen historischen Pro-

zess, im Zuge dessen es zu einer Veränderung der Sozialstruktur einerseits und der Persönlich-

keitsstruktur der Individuen andererseits kommt. Die vermehrte Abhängigkeit (Verflechtungs-

zusammenhänge) der Menschen untereinander führt zu einer stärkeren Zügelung ihrer Affekte. 

Familie und Gesellschaft bilden die Grundlage für die Konditionierung und Internalisierung 

von Normen und Moral, von Verboten und Tabus. Dabei kommt einem erhöhten Gefühl von 

Scham und Peinlichkeit eine bedeutende Rolle zu. Angst vor Bestrafung und Sanktionen füh-

ren zur Selbstdisziplin und Zurückhaltung. Dieses rationale Verhalten ist laut Elias typisch für 

den „abendländisch zivilisierten Menschen“. (Elias 1997:75; vgl. auch Paul 2007:78-81) 

 



 

 24 

2.2 Theorien der Entwicklung 

 

„Die Aufgabe von Theorie ist es, die Mannigfaltigkeit komplexer empirischer Phä-
nomene für den wissenschaftlichen Erkenntniszugriff zu ordnen und zu erschließen, 
Zusammenhänge aufzuzeigen und zu begründen. Unterschiedliche Theorien 
erzeugen dabei unterschiedliche Vorstellungsbilder des Gegenstandbereiches. Wie 
die Realität er- und gefasst wird, ist damit letztlich von theoretischen Positionen 
abhängig.“ (Ataç; Kraler; Ziai 2011:45) 

 

Nach dem 2. Weltkrieg entwickelte sich die Entwicklungstheorien als „Pendant zu der Diszi-

plin Entwicklungspolitik“ (Gonçalves 2005:1), deren Ursprung gemeinhin mit der Inaugurati-

onsrede von US-Präsident Harry S. Truman zu seiner zweiten Amtszeit 1949 datiert wird. Die 

Aufgabe der Entwicklungstheorien beschränkte sich zu diesem Zeitpunkt nicht mehr aus-

schließlich auf die Erklärung des Entwicklungsbegriffs, sondern sollte auch konkrete Hand-

lungsanweisungen für die Entwicklungspolitik formulieren. (Nuscheler 1998:390) Dabei muss 

stets bedacht werden, dass alle Entwicklungstheorien einen gesellschaftspolitischen Entste-

hungshintergrund haben und auf eine bestimmte Öffentlichkeit abzielen. Das bedeutet, dass 

Universalitätsansprüche einzelner Theorien kritisch hinterfragt werden müssen. (Ataç et al. 

2011:45) 

 

2.2.1 Wachstum und Modernisierung 

 

Mit der Unabhängigkeit der ehemaligen Kolonialgebiete wurde der neu entstehende Entwick-

lungsdiskurs zur direkten Nachfolge des Kolonialdiskurses und des kolonialen Überlegenheits-

denkens, wie Aram Ziai argumentiert: „The task of ‚civilising the uncivilised’ was replaced by 

that of ‚developing the underdeveloped’“ (Ziai 2007:65). Das Konstrukt „Unterentwicklung“ 

kann somit als Machtstrategie verstanden werden, um das Weiterbestehen der herrschenden 

Ordnung zu sichern und zu legitimieren. Die Legitimierung der wirtschaftspolitischen Inter-

ventionen in den postkolonialen Staaten erfolgt laut Novy über einen gesellschaftlichen Kon-

sens und nicht mehr über Gewalt, wie es während der Kolonisierung der Fall war (Novy 

2007:90ff.). Entscheidend dafür war auch die Entstehung von zahlreichen Institutionen, Wis-

senschaften, Banken, Literatur etc., die den Entwicklungsdiskurs flankieren.  
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Mit dem erstmals in die Entwicklungsdebatte eingeführten Begriff der „Unterentwicklung“ 

(underdevelopment) legte Truman den Grundstein für die seither bestehende Dichotomie zwi-

schen Industrieländern und Entwicklungsländern. Im vierten Punkt seiner Rede kündigte er ein 

neues Entwicklungshilfeprogramm an, das als Point-IV-Programm in die Geschichte einging 

und zum Ziel hatte, die Entwicklungsländer vom industriellen Fortschritt der USA profitieren 

zu lassen. Von da an waren die postkolonialen Gesellschaften der Gegenstand entwicklungs-

theoretischen Denkens:  

 
„Fourth, we must embark on a bold new program for making the benefits of our sci-
entific advances and industrial progress available for the improvement and growth of 
underdeveloped areas. More than half the people of the world are living in conditions 
approaching misery [...] For the first time in history, humanity possesses the knowl-
edge and skill to relieve the suffering of these people [...] I believe that we should 
make available to peace-loving peoples the benefits of our store of technical knowl-
edge in order to help them realize aspirations or a better life. And, in cooperation 
with other nations, we should foster capital investments in areas needing develop-
ment“ (Truman 1949:o.S.) 

 

Im Kontext des Kalten Krieges war der neue Entwicklungsdiskurs ein Instrument zur Auf-

rechterhaltung der Macht und des Einflusses in den ehemaligen Kolonialgebieten, die nach 

dem Zweiten Weltkrieg nach und nach ihre Selbstständigkeit erlangten. Innerhalb des Ost-

West-Konfliktes hatte er das Ziel, die postkolonialen Staaten in einen der beiden sich konkur-

rierenden militärisch-ideologischen Machtblöcke zu integrieren und so die jeweilige Einfluss-

zone zu erweitern. Die Debatte um Entwicklung war also ein Versuch Trumans, über  

diplomatische, militärische und wirtschaftliche Mittel Bündnispartner zu gewinnen und so eine 

weitere Expansion der Sowjetunion einzudämmen. Außenpolitische und Sicherheitsinteressen 

waren sein damaliges Hauptmotiv, seine Doktrin der Versuch der „ideologischen Attraktivität 

der Sowjetunion ein eigenes Modell wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung“ (Makambu 

2011:5) entgegen zu setzen. (vgl. auch Fischer et al. 2006:14f.; Menzel 2010:19; Lehmann 

2000:30ff.) 

 

Dominiert wurde der Entwicklungsdiskurs der fünfziger Jahre von den sogenannten Moderni-

sierungs- und Wachstumstheorien, die sich an dem damals vorherrschenden Paradigma des 

Keynesianismus und der klassischen Soziologie orientierte. Nach der Weltwirtschaftskrise und 

dem 2. Weltkrieg war die Konkurrenz zwischen Freihandel und Protektionismus weitgehend 

durch das Modell des britischen Ökonomen und Politikers John Maynard Keynes, das auch die 

wirtschaftswissenschaftliche Grundlage für den Marshall-Plan (European Recovery Program 
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1948-1952) darstellte, verdrängt worden. Wesentliche Merkmale des Keynesianismus war die 

Bedeutung des Staates als Akteur im und die Planbarkeit des Entwicklungsprozesses: 

„Über Jahrzehnte hinweg galt die Planung von Wirtschaft und Gesellschaft als uner-
setzbare Ergänzung kapitalistischer Marktwirtschaften; erst in der Kombination von 
staatlicher Planung und Marktwirtschaft könne der Idealzustand von Entwicklung 
erreicht werden.“ (Novy 2007:43) 

 

Wegen der positiven Erfahrungen und dem raschen Wiederaufbau in Europa und Japan wurde 

Wirtschaftswachstum und Industrialisierung in den fünfziger Jahren Leitbilder für Entwick-

lung. Unterentwicklung wurde zusehends als wirtschaftliches Problem verstanden, das mit 

ausreichender Kapitalakkumulation überwunden werden konnte. Für die Entwicklungsländer 

war dies angeblich nur durch die Einbindung in den Weltmarkt und vermehrte Investitionen 

durch Auslandsverschuldung und -investitionen möglich, um so die Nachfrage nach lokalen 

Produkten und Rohmaterialien zu steigern. Die dadurch erzielte Kapitalzufuhr sollte zum so-

genannten „Trickle-Down“3-Effekt führen, der zur Beseitigung der Armut beitragen würde.  

Die Modernisierungstheoretiker hatten demnach das Ziel, in den ehemaligen Kolonien eine 

nachholende Entwicklung nach dem Vorbild der westlichen Industriestaaten zu ermöglichen. 

Diesen Theorien ist die zentrale Annahme gemein, dass der Entwicklungsprozess universal 

und linear sei, man das bestehende Modell also lediglich kopieren müsse, wie folgendes Zitat 

verdeutlicht:  

„[D]abei müssen feudale und ineffiziente Gesellschafts- und Wirtschaftsstrukturen 
überwunden werden. Liberale Grundwerte wie individuelle Freiräume, Rechtssicher-
heit an Eigentum und funktionierende Marktmechanismen müssen etabliert werden, 
damit in den Entwicklungsländern eine ähnliche Entwicklung, wie in den heutigen 
Industrieländern, ablaufen kann. Ziel ist es, durch den ökonomischen Wandel das 
fordistische Zeitalter zu erreichen. So sind die Industrieländer zugleich Vorbild und 
Ziel des Entwicklungsprozesses.“ (Eisele 2000:23) 

Diese Vorstellung griff der US-amerikanische Ökonom Walt Whitman Rostow in seinem 1960 

veröffentlichten Werk The Stages of Economic Growth: A Non-Communist Manifesto, in dem 

er die fünf Stufen der Entwicklung von einer „traditionellen“ zu einer „modernen“ Gesell-

schaft beschreibt. Rostow ging davon aus, dass folgende fünf Phasen wirtschaftlicher Entwick-

lung von jedem Staat durchlaufen werden, wenn auch mit gewissen Abweichungen: 

                                                 
3 Die Theorie hinter dem „Trickle-down“-Effekt geht davon aus, dass auch die schwächeren Bevölke-
rungsschichten auf lange Sicht von einen kontinuierlichen Wirtschaftswachstum und dem Wohlstand 
der Reichen profitieren. Wachstum bedingt weitere Investitionen, die der Gesamtbevölkerung durch 
Sickereffekte zugute kommt. 
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1. Die traditionelle Gesellschaft ist agrarisch geprägt und durch geringe Industrialisie-

rung, Produktivität und Urbanisierung gekennzeichnet. 

2. In der Übergangsphase wird der Strukturwandel von einer traditionellen zu einer in-

dustriellen Gesellschaft vorbereitet („preconditions“). 

3. Die wichtigste Phase ist der sogenannte „Take-off“, der schnelle wirtschaftliche und 

technische Aufstieg, der schließlich zur Bildung der Industriegesellschaft führt. 

4. Die Reifungsphase ist gekennzeichnet von einer stetig hohen Investitionsrate und von 

Bevölkerungswachstum („drive to maturity“). 

5. Die letzte Phase ist das Zeitalter des Massenkonsums („Age of high-mass-consumpti-

on“), gekennzeichnet durch die Bildung des Wohlfahrtstaats und den Konsum von Gü-

tern und Dienstleistungen, der über die reine Befriedigung von Grundbedürfnissen 

hinaus geht.  

 

Rostows Theorie galt als Antithese zum marxistischen Stufenmodell – welches den Übergang 

vom Feudalismus über Kapitalismus hin zum Sozialismus beinhaltet – das durch seinen Anti-

kapitalismus immer mehr postkoloniale Staaten für sich gewinnen konnte. 

 

Die angesprochene Dichotomie von Tradition und Moderne verdeutlicht, dass endogene kultu-

relle Faktoren für eine gesellschaftsimmanente Unterentwicklung verantwortlich gemacht 

wurden. Ähnlich wie bereits Max Weber im 19. Jahrhundert, argumentierte vor allem der US-

amerikanische Wirtschafts- und Sozialwissenschafter Berthold F. Hoselitz in den fünfziger 

Jahren, dass traditionelle Grundeinstellungen einer Gesellschaft ausschlaggebend waren für 

die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes. (Kolland 2006:87) 

 
„Economic development of an underdeveloped people by themselves is not compati-
ble with the maintenance of their traditional customs and mores. A break with the lat-
ter is a prerequisite to economic progress. What is needed is a revolution in the total-
ity of social, cultural and religious institutions and habits, and thus in their psycho-
logical attitude, their philosophy and their way of life. What is, therefore, required 
amounts in reality to social disorganization. Unhappiness and discontentment in the 
sense of wanting more than is obtainable at any moment is to be generated. The suf-
fering and dislocation that may be caused in the process may be objectionable, but it 
appears to be the price that has to be paid for economic development; the condition 
of economic progress.“ (Sadie 1960: 302)  
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2.2.2 Dependenztheorien 

 

Die Vorstellung von einer nachholenden Entwicklung wurde vor allem im Rahmen der 

CEPAL (Comisión Económica para América Latina), der 1948 gegründeten UN-

Wirtschaftskommision für Lateinamerika und die Karibik unter der Leitung Raúl Prebischs 

kritisiert. In Anlehnung an die Marxsche Imperialismustheorie wurden exogene Faktoren wie 

Kolonialisierung und eine asymmetrische Integration in den von den Industrieländern (dem 

„Zentrum“) dominierten Weltmarkt,  sowie die langfristige Verschlechterung der „Terms of 

Trade“4 für Ungleichheiten verantwortlich gemacht. Letzteres führt die Entwicklungsländer 

(die „Peripherie“) in eine neue Form der Abhängigkeit (dependencia).5 Die 

Modernisierungstheorien wurden als Mittel zur Legitimierung der Ausbeutung und 

Machterhaltung über die Peripherie durch das Zentrum verstanden. Die Lösung sahen die 

Theoretiker der CEPAL in der Abkoppelung vom Weltmarkt, einer Agrarreform und dem 

Ausbau einer eigenen Industrie. Statt auf Exporte sollten sich die Staaten der Peripherie auf 

eine importsubstituierende Wirtschaftspolitik („Importsubstituierende Industrialisierung“ - 

ISI) 6 spezialisieren.  

 

Spätestens durch den 1969 veröffentlichten Pearson Bericht7 wurde deutlich, dass der Effekt 

einer nachholenden Entwicklung nicht einsetzen würde, sondern im Gegenteil ein völlig un-

einheitliches Wachstum globale Ungleichheiten noch weiter zunehmen ließ. Die durch einen 

wirtschaftlichen Aufschwung erwarteten Durchsickerungseffekte („Trickle-Down“) traten 

nicht ein, und nur eine äußerst kleine privilegierte gesellschaftliche Schicht in den Entwick-

lungsländern konnte von den Wachstumsstrategien profitieren. (Egger 2007:124) 

                                                 
4 Als „Terms of Trade“ werden die Austauschverhältnisse zwischen importierten und exportierten Gü-
tern eines Landes bezeichnet. Die Verhältnisse verschlechtern sich, wenn die Preise der Importe ge-
genüber jenem der Exporte kontinuierlich steigen. 
5 Das Zentrum-Peripherie-Modell geht auf den argentinischen Ökonomen Raúl Prebisch (1949) zu-
rück. Es geht von einer hierarchischen Struktur des Welthandels aus, in der das globale Zentrum (In-
dustrieländer) die Länder der Peripherie (Entwicklungsländer) durch ungleichen Tausch ausbeutet. 
(Nohlen 2002:901) 
6 Die Importsubstituierende Industrialisierung ist der Beschluss von Restriktionen für den Import aus-
ländischer Gütern in ein Land z.B. durch Schutzzölle, um diese, mit dem Ziel einer binnenorientierten 
Entwicklung, durch inländische Güter zu ersetzen. 
7 Der 1969 vom kanadischen Friedensnobelpreisträger und Außenminister L. Pearson verfasste Bericht 
Partners in Development. Report of the Commission on International Development kritisierte erstmals 
offen die Modernisierungtheorie und argumentierte, dass Wirtschaftswachstum alleine für die Ent-
wicklung eines Landes nicht ausreiche.  
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Im Gefolge der Studenten- und Bürgerrechtsbewegungen, Antikriegsdemonstrationen und an-

tikapitalistischen Bewegungen der späten 1960er Jahre und der zu Beginn der 1970er Jahre 

einsetzenden Ölschocks, „radikalisierte“ sich auch die Entwicklungsdebatte. (Fischer et a. 

2006:36) Theoretiker wie Henrique Cardoso, Andre Gunder Frank und Raúl Prebisch kriti-

sierten die neoliberalistischen Wirtschaftpolitiken und bezeichneten die Vorstellung von Ent-

wicklung als linerarem Prozess als „historisch deskriptive Konzeption“ (Eisele 2000:23). 

Erstmals wurde auf die Wechselseitigkeit von Entwicklung und Unterentwicklung hingewie-

sen. 

 

Die Dependenztheoretiker teilten sich in zwei Strömungen: während einige von ihnen an die 

Konzepte der CEPAL anknüpften und eine Reform des Kapitalismus verlangten, forderten 

marxistische Theoretiker eine Revolution und damit die völlige Abwendung vom 

Kapitalismus sowie die Abkoppelung vom Weltmarkt (Dissoziation), um  dem Transfer von 

Mehrwert aus der Peripherie ins Zentrum zu unterbinden. Ihr Ziel war eine autozentrierte 

Entwicklung, mit der - bei Konzentration auf den Binnenmarkt und eine starke, 

zivilgesellschaftliche Partizipation - eigene Ressourcen zur Befriedigung der 

Grundbedürfnisse verwendet werden sollten.8 (Gruber 2001:9) Stark geprägt von dieser Idee 

einer an die eigenen soziokulturellen und ökonomischen Gegebenheiten angepassten 

Entwicklungsstrategie war auch der vom tansanischen Präsidenten praktizierte Ujamaa-

Sozialismus9. Unter den Schlagwörtern self-reliance (Eigenständigkeit) oder collective self-

reliance wurden auch Kooperationen zwischen Ländern des Südens initiiert, vor allem in den 

Bereichen Finanz- und Währungspolitik, Handel und Transport, die zur einer Verstärkung 

ihrer Position am Weltmarkt führen sollten. (Gruber 2001:9) 

 

                                                 
8 Vgl. dazu Amin 1974, Senghaas 1977 
9 Ujamaa (Kiswahili: Gemeinschaft) war eine stark vom Sozialismus geprägte Entwicklungsstrategie 
des tansanischen Präsidenten Nyerere, dessen Ziel es war über die Konzentration auf die ländliche 
Entwicklung statt auf den Ausbau der Industrie die Grundbedürfnisse der Bevölkerung mit inländi-
schen Produkten zu befriedigen. Dabei sollte die Bevölkerung Dorfgemeinschaften gründen und sich 
gegenseitig unterstützen. Da die Bevölkerung die Ideen nicht wie erwartet umsetzte, fanden Umsied-
lungen in die sogenannten Ujamaa-Dörfer ab Mitte der siebziger Jahre gewaltsam statt. Rückgänge in 
der landwirtschaftlichen Produktion und folglich sinkende Exporteinnahmen zwangen Nyerere 1985 
zum Rücktritt . (Siehe dazu Bliss/Schlichtung 1999:345ff.)- 
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2.2.3 Vom Scheitern der „großen Theorien“ 

 

Mit der zunehmenden Globalisierung und dem Aufstieg der ostasiatischen Schwellenländer10, 

der eine zunehmende Ungleichheit zwischen Entwicklungsländern erkennen ließ, endgültig je-

doch mit dem Zerfall der Sowjetunion Ende der achtziger Jahre, kam es allerdings zu einem 

Bedeutungsverlust der Dependenztheorie, die gleichermaßen für das Ausblenden der 

Eigendynamik einzelner Gesellschaften und ihr verallgemeinerndes Zentrum-Peripherie-

Modell, in dem die Peripherie dem Zentrum als homogener Raum gegenübersteht, kritisiert 

wurde. (Nohlen; Nuscheler 1993:44) Eine autozentrierte Entwicklung schien unter den realen 

Gegebenheiten des Weltmarktes nicht mehr möglich:  

 
„Der Prozeß der wachsenden Interdependenz und schließlich Globalisierung des 
kapitalistischen Weltsystems erreichte vielmehr irgendwann im 20. Jahrhundert 
einen Punkt, an dem die entwicklungsstrategischen Folgerungen "umkippen" 
mußten: Die Kosten der Dissoziation wurden immer gro�ßer“. (Hein 2001:223)  

Zwar sind die Prämissen von Modernisierungs- und Dependenztheorien sehr unterschiedlich, 

beide teilen aber sowohl den Standpunkt, universelle Gültigkeit zu haben als auch die Vorstel-

lung von Entwicklung als linearem Prozess, als Stufenleiter, ähnlich der menschlichen Ent-

wicklung:  

„Sei diese vom Kleinkind zum Jugendlichen und Erwachsenen oder vom Einzeller 
im Zuge der menschlichen Stammesgeschichte zum homo sapiens. Ländern ergehe 
es hierbei nicht anders, denn das entwickelte Land zeige dem weniger entwickelten 
das Bild seiner eigenen Zukunft.“ (Novy 2007:41) 

Beiden Theorien ist die Annahme gemein, dass Entwicklung per se als etwas Positives zu se-

hen sei und es einen idealen Endzustand der menschlichen Entwicklung gäbe, den alle Gesell-

schaften nach dem Durchlaufen bestimmter Entwicklungsphasen erreichen würden. Eine Ge-

sellschaft, die sich noch nicht in diesem Endzustand befindet, ist demnach „unterentwickelt“. 

„Unterentwicklung“ kann einem vermeintlich universellen Kriterienkatalog folgend definiert 

werden. (Novy 2007:90ff.)  In der Literatur sind diese Gesellschaften auch als „primitiv“, 

„vorindustriell“ oder „gemeinschaftsorientiert“ beschrieben. Hier kommt wieder der Diskurs 

um die Dichotomie zwischen „Tradition“ und „Moderne“ ins Spiel, in dem gesellschaftsimma-

nente Faktoren für die „Unterentwicklung“ verantwortlich gemacht werden. Dieser Diskurs ist 

                                                 
10 Ursprünglich wurden die vier ostasiatischen Staaten Südkorea, Taiwan, Singapur, Hongkong als 
Schwellenländer, oder auch Tigerstaaten bezeichnet. 
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eng verbunden mit dem westlichen Verständnis von Raum und Zeit, „wobei normativ die he-

gemoniale Rolle des okzidentalen Europas hervortritt“ (Kolland 2005:20). Diese ethnozentri-

sche Vorstellung vom universell gültigen Höhepunkt der „Entwicklung“ nach dem Vorbild der 

westlichen Industrieländer ist typisch für den gesamten Entwicklungsdiskurs bis heute und 

schöpft aus den Epochen der Aufklärung und der Industriellen Revolution. (Ziai 2007:65; sie-

he auch Ziai 2007:70ff., Novy 2007:90ff.) 

Durch ihren Mangel an Erklärung für das wachsende Gefälle zwischen Entwicklungsländern 

einerseits, und ziwschen Entwicklungs- und Industrieländern andererseitsm sowie an konkre-

ten Lösungsvorschlägen wurden die „großen Entwicklungstheorien“ zusehends in Frage ge-

stellt, ihr Scheitern wurde immer offensichtlicher. Eine Wende innerhalb des Entwicklungsdis-

kurses zeichnete sich ab.  

 

2.2.4 Grundbedürfnisse und Nachhaltigkeit 

 

Die Entkolonialisierung und die damit entstehenden neuen Mitgliedsländer führten innerhalb 

der Vereinten Nationen zu einer politischen Umgewichtung. (Andersen 2005:1) Im Zuge der 

beiden Ölkrisen von 1973 und 1978 kam es durch die Ölpreissteigerung durch die OPEC-Län-

der erstmals zu einer wirtschaftlichen Umverteilung zu Gunsten der Entwicklungsländer. Da-

durch wurden Forderungen nach alternativen Entwicklungsstrategien und einer „Neuen Welt-

wirtschaftsordnung“ immer lauter. Die Anhebung der Ölpreise ließ die Entwicklungsländer 

darauf hoffen, dass eine Erhöhung und vor allem Stabilisierung auch bei anderen Rohstoffen 

einsetzen würde. Außerdem beinhalteten die Forderungen die Demokratisierung der beiden In-

ternationalen Finanzinstitutionen Weltbank und Internationaler Währungsfonds (IWF)11, die 

Öffnung der westlichen Märkte für Exporte aus dem Süden, die Förderung der Industrialisie-

rung durch Technologie- und Finanzmitteltransfer sowie die Kontrolle über eigene Ressour-

cen. (Gruber 2001:8) 

 

1969 diagnostizierte der von Weltbankpräsidenten Robert McNamara in Auftrag gegebene 

und vom kanadischen Friedensnobelpreisträger Lester B. Pearson ausgearbeitete Bericht 
                                                 
11 Das Stimmrecht innerhalb der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds bemisst sich an 
den Einzahlungsquoten der Länder. Mehrfach wurde dies bereits kritisiert und ein System wie jenes 
der Vereinten Nationen gefordert, in deren Generalversammlung jedes Land das gleiche Stimmrecht 
hat. (Andersen 2005:1) 
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Partners in Development. Report of the Commission on International Development das 

Scheitern der Entwicklungsbemühungen. Die Pearson–Kommission zog eine Bilanz von 20 

Jahren Entwicklungszusammenarbeit und kam zu dem Ergebnis, dass globale Ungleichheiten 

nur durch eine neue Weltwirtschaftsordnung verringert werden können und dass 

Wirtschaftswachstum nicht automatisch zu Entwicklung führen würde. Neben der 

Empfehlung, dass die Politik sich vorrangig auf die Befriedigung von Grundbedürfnissen 

konzentrieren sollte, sprach sich die Kommission angesichts der wachsenden Verschuldung 

der Entwicklungsländer für bessere Bedingungen (Zinssätze, Laufzeiten...) für und eine 

Erhöhung der öffentlicher Hilfe (Official Development Assistance, ODA) auf 0,7% des BSP, 

wozu sich die OECD Länder in eine UN-Resolution 1970 verpflichteten.12 (OECD o.J.:o.S.) 

 

1969 kritisierte Dudley Seers, erster Direktor des Institute of Development Studies (IDS), in 

seinem Artikel The Meaning of Development sowohl die Modernisierungstheorie als auch die 

Dependenztheorie für ihren Mangel an konkreten und realistischen Strategien zur Armutsbe-

kämpfung. Er plädierte vor allem für ein Abwenden von der Wahrnehmung von Armut als 

ausschließlich ökonomisches Problem. (Seers 1969; Nafziger 2005) Stattdessen forderte er 

eine klare Definition von Armut und interpretierte Entwicklung als Befriedigung von 

menschlichen Grundbedürfnissen, die nicht nur das Einkommen, sondern auch Faktoren wie 

Ernährung, Wohnen und  Sozialleistungen inkludieren.13 

 

Vor diesem Hintergrund kam es im Laufe der siebziger Jahre zu einem Strategiewechsel und 

der Formulierung der „Grundbedürfnisstrategie“ durch die Weltbank. In seiner Rede am 4. 

September 1973 in Nairobi proklamierte ihr damaliger Präsident Robert McNamara die Besei-

tigung der absoluten Armut14 bis zum Jahr 2000. Darunter verstand er:  

„[A]bsolute poverty is a condition of life so degraded by disease, illiteracy, mal-
nutrition, and squalor as to deny its victims basic human necessities. It is a  condition 
of life suffered by relatively few in the developed nations but by hundreds of mil-
lions of the citizens of the developing countries represented in this room. [...] This is 
absolute poverty: a condition of life so limited as to prevent realization of the poten-

                                                 
12 Entgegen der Forderung einer Erhöhung der ODA-Leistungen auf 0,7% des BNE, wurde dieser 
Wert noch nie erreicht. Stattdessen ist ein kontinuierlicher Rückgang der ODA zu konstatieren. Ledig-
lich fünf Länder der OECD/DAC-Mitgliedsstaaten (Schweden, Norwegen, Luxemburg, Dänemark 
und die Niederlande) erhöhten ihre ODA, während hingegen Österreich beispielsweise im Jahr 2009 
nur 0,32% des BNE (820 Mio. Euro) ODA geleistet hat. (ÖFSE 2010:1) 
13 Zur Definition und Messung von Armut siehe Kapitel 4.  
14 McNamara führt hier den Begriff der „absoluten Armut“ erstmals in den Diskurs ein. Zur Definition 
des Begriffs siehe Kapitel 4.  
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tial of the genes with which one is born; a condition of life so degrading as to insult 
human dignity-and yet a condition of life so common as to be the lot of some 40% of 
the peoples of the developing countries. And are not we who tolerate such poverty, 
when it is within our power to reduce the number afflicted by it, failing to fulfill the 
fundamental obligations accepted by civilized men since the beginning of time?“ 
(McNamara 1973:o.S.) 

 

Wirtschaftswachstum sollte von da an begleitet werden von Verteilungsgerechtigkeit, „redis-

tribution with growth“ war eines der neuen Schlagwörter dieser Zeit. Die Umverteilung sollte 

durch Steuereinnahmen und Erhöhung öffentlicher Ausgaben herbeigeführt werden. Ent-

wicklung wurde verstanden als die Verbesserung von menschenunwürdigen Lebensbedingun-

gen, wie es auch das 1974 von Nohlen und Nuscheler vorgeschlagene Konzept des „magi-

schen Fünfecks“ verdeutlicht.15 Die Grundbedürfnisstrategie stützte sich vor allem auf großan-

gelegte Projekthilfe. Auf ein nationales Mitspracherecht der Entwicklungsländer legte man 

noch keinen Wert, auch die traditionelle Vorstellung des Entwicklungskonzeptes wurde nicht 

angezweifelt. (Teubl 2010:17) 

 

Erstmals rückte die überproportionale Betroffenheit von Frauen und Mädchen durch extreme 

Armut und Deprivation sowie geschlechtsspezifische Benachteiligungen auf politischer, recht-

licher und sozialer Ebene vermehrt ins Interesse der Analysen. Die Integration von Frauen in 

den Entwicklungsprozess wurde als entscheidend für die Befriedigung von Grundbedürfnissen 

und des sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Nutzens durch die Beseitigung ungleicher 

Geschlechterbeziehungen erkannt. (Kerner 2010; Maral-Hanak 2006)  

 

Die 1972 vom Club of Rome veröffentlichte Studie Grenzen des Wachstums leitete die Debatte 

um „Nachhaltige Entwicklung“16 ein, die das Leitbild der „Nachholenden Entwicklung ablö-

sen sollte“. (Burger/Mayer 2003:8)  Sie verdeutlichte:  

„If the present growth trends in world population, industrialization, pollution, food 
production, and resource depletion continue unchanged, the limits to growth on this 
planet will be reached sometime within the next one hundred years. The most prob-
able result will be a rather sudden and uncontrollable decline in both population and 
industrial capacity.“ (Meadows/Meadows/Randers/Behrens 1972:o.S.) 

 

                                                 
15 Die Autoren schlagen fünf Ziele von Entwicklung vor: Wachstum, Arbeit, Gleichheit/Ge-
rechtigkeit, Partizipation und Unabha�ngigkeit. (Stockmann et al. 2010:3f.) 
16 „Sustainable development is development that meets the needs of the present without compromising 
the ability of future generations to meet their own needs.“ (UN 1987:o.S.) 
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Unterstrichen wurde dies auch durch die Vereinten Nationen 1974 verabschiedete Erklärung 

von Cocoyoc, in welcher der Zusammenhang zwischen Entwicklung und Ökologie aufgezeigt 

wurde und argumentiert wird, dass globale Ungleichheiten Resultat der Ressourcenverschwen-

dung durch die Industrieländer seien. Die Entwicklungspolitik und das Konzept der „nachho-

lenden Entwicklung“ wurden scharf kritisiert:  

„A growth process that benefits only the wealthiest minority and maintains or even 
increases the disparitiesbetween and within countries is not development. It is ex-
ploitation. And the time for startingthe type of true economic growth that leads to 
better distributionand to the satisfactionof the basic needs for all is today. We believe 
that thirty yearsof experiencewith the hope that rapid economic growth benefiting the 
few will 'trickle down' to the mass of the people has provedto be illu-
sory.Wethereforerejectthe ideaof "growthfirst,justicein the distributionof benefits 
later.“ (UN 1974:896) 

Statt durch Hilfe von außen würde sich Entwicklung durch faire Rohstoffpreise von selbst ein-

stellen.   

 

2.2.5 Die Verlorene Dekade 

 

Die Debatte um eine Neugestaltung der Wirtschaftsordnung und des Entwicklungskonzepts, 

die Schonung von Umwelt und natürlichen Ressourcen, sowie die 1980 im Brandt-Bericht17 

geforderte Reform im Nord-Süd-Dialog wurde in den achtziger Jahren wieder eingedämmt. 

Angesichts der dramatischen Ausmaße der Verschuldungskrise kam zu einer Abwendung von 

der „Grundbedürfnisstrategie“ und einer Rückbesinnung auf Wirtschaftswachstum und 

Modernisierung. Diese „Renaissance der Neoklassik“ (Gruber 2001:10) wird gemeinhin als 

Neoliberalismus bezeichnet. Zur Wiederherstellung der Kreditwürdigkeit und wirtschaftlichen 

Stabilität, sowie für die Qualifizierung für einen Schuldenerlass18 wurden den 

hochverschuldeten Ländern des Südens durch die Internationalen Finanzinstitutionen 

sogenannte Strukturanpassungsprogramme (Structural Adjustment Program, SAP) verordnet. 

Die in den Programmen durchgesetzten Maßnahmen werden auch unter dem Begriff 

Washington Consensus zusammengefasst und beinhalten vorrangig Einsparungen im 

öffentlichen Sektor, Handelsliberalisierung, Markt- und Preisderegulierungen, weitgehende 
                                                 
17 Brandt, Willy (Hg.) (1980): North-South: a programme for survival. The report of the Independent 
Commission on International Development Issues. London: Pan Books. Willy Brandt, Vorsitzender 
der 1977 von Robert McNamara gegründeten Nord-Süd-Kommission, legte diesen Bericht 1977 den 
Vereinten Nationen vor. 
18 Im Ramen der Highly Indebted Poor Countries (HIPC)-Initiative, siehe dazu Kapitel 4. 
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Privatisierungen und Zurückdrängung des Staates, sowie den Abbau von Subventionen. 

(Siebold 1995:2ff.) Die Auswirkungen dieser Politik waren verheerend für Gesellschaft und 

Umwelt der betroffenen Länder und führten vielerorts zu politischer Destabilisierung. So kam 

es insbesondere zu massiven Einbrüchen im Bildungs- und Gesundheitsbereich, 

monokultureller Landübernutzung für den Export und einer Vernachlässigung der eigenen 

Nahrungsmittelproduktion, sowie Raubbau und Umweltbelastung unter anderem durch 

vermehrte Förderung von Tourismus (Gruber 2008:3f.; UNICEF 1987).  Durch die fatalen 

sozialen Auswirkungen trugen die Strukturanpassungsprogramme nichts zur 

Armutsbekämpfung bei. Die Periode der achtziger Jahre trägt daher auch den Namen „die 

verlorene Dekade“. 

 

2.2.6 Armutsbekämpfung als neue Prämisse 

 

Die Internationalen Finanzinstitutionen Weltbank und IWF sahen sich ob der fatalen Folgen 

der Strukturanpassungspolitik und des Scheiterns ihrer Bemühungen einer massiven Kritik 

ausgesetzt.  In ihrem Weltentwicklungsbericht19 1990 schlug die Weltbank daher eine neue 

Richtung ein, die zwar weiterhin auf Wirtschaftswachstum ausgerichtet war, daneben aber 

Aspekte der „Grundbedürfnis-„ und der „Nachhaltigkeitsstrategie“ aufnahm. Ab den 

neunziger Jahren nahm „Armutsbekämpfung“ auf der Agenda der Entwicklungsdebatte die 

dominierende Position ein. Anknüpfend an die Diskussion um Grundbedürfnisse war Armut 

zunächst bezogen auf Einkommen und Konsum, Bildung und Gesundheit. (Teubl 2010:19)  

Erst später sollten sich die Dimensionen von Armut zu einem äußerst kontrovers diskutierten 

Thema entwickeln. 

 

Die Wende in der Entwicklungspolitik wurde unterstrichen durch die vermehrte Abhaltung be-

deutender Konferenzen, in denen das Ziel der Armutsbekämpfung verankert und konkretisiert 

werden sollte, wie beim Weltsozialgipfel in Kopenhagen 1995. Im 1996 veröffentlichten Do-

kument Shaping the 21st Century des Development Assistance Commitee der OECD wurde 

                                                 
19 The World Bank (1990): World Development Report: Poverty. Washington D.C.: The World Bank 
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erstmals die Halbierung der absoluten Armut bis 2015 anvisiert, welches schließlich auch 

oberstes Ziel der Millenium Development Goals20 der Vereinten Nationen werden sollte.  

 

Eine Neuerung innerhalb der Geber-Empfänger-Beziehung ist wohl das Bekenntnis zur Part-

nerschaftlichkeit in der Entwicklungszusammenarbeit und ihre neue Rhetorik. Die in der Paris 

Declaration21 von 2005 definierten fünf zu verwirklichende Merkmale der Entwicklungszu-

sammenarbeit, nämlich ownership, alignment, harmonization, result-based management und 

mutual accountability, in der Accra Agenda22 von 2008 ergänzt durch die mittlerweile 

inflationär gebrauchten Konzepte wie accountability, good governance und participation, 

denen wir im Verlauf dieser Arbeit noch begegnen werden, lenken von der immanenten 

asymmetrischen Machtverteilung innerhalb des Entwicklungsdiskurses ab. (vgl. dazu auch 

Weidinger 2001; Gomes 2006; Win 2004) 

 

Ein weiterer interessanter Aspekt seit den 1990er Jahren ist auch das Entstehen einer neuen, 

„postmodernen“ Entwicklungskritik, die das Gesamtpaket „Entwicklung“ an sich bemängelt 

und den Diskurs als Strategie der Industrieländer versteht, die Entwicklungsländer nach ihren 

Vorstellungen und Interessen zu konstruieren, zu normieren und zu unterwerfen. (Egger 

2007:152) 

Ziai beschreibt daher den Diskurs um das Phänomen „Entwicklung“ als „eurozentristisch, ent-

politisierend und autoritär“ (Ziai 2010:o.S.), wobei er das gesamte Konzept von Entwicklung 

an sich im Auge hat: 

„Wenn an dieser Stelle von einem Diskurs der "Entwicklung" die Rede ist, so ist 
damit eine Struktur in der Art und Weise, über einen Gegenstand zu sprechen, 
gemeint. Diese Struktur ist mit gesellschaftlichen Machtverhältnissen verflochten. 
Sie verknüpft bestimmte Begriffe mit bestimmten Inhalten und Assoziationen und 
stellt bestimmte  Aussagen und Argumentationsmuster zur Verfügung. Auf 
diese Weise konstruiert sie die soziale Wirklichkeit und, über entsprechende 
Wertvorstellungen und Bilder vom Eigenen und Fremden, auch unsere Identitäten. 
Die Regelhaftigkeit des Diskurses wird  jedoch nicht nur auf der inhaltlichen 

                                                 
20 Die Milleniums-Entwicklungsziele wurden, basierend auf der Milleniumserklärung, im Jahr 2001 
von Vertretern der Vereinten Nationen, der Weltbank, des IWF und der OECD formuliert und sollen 
bis 2015 erreicht werden. 
21 Die Erklärung von Paris über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit wurde 2005 verab-
schiedet und soll  zur Verbesserung der Kooperation zwischen Gebergemeinschaft und Empfängerlän-
dern beitragen. (vgl. OECD 2005) 
22 Der Aktionsplan von Accra wurde 2008 verabschiedet und soll die Paris Declaration um jene Berei-
che ergänzen, in denen seit ihrer Verabschiedung noch Schwächen bei der Umsetzung aufgetreten 
sind.  (vgl. OECD 2008). 
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Ebene sichtbar, sondern auf einer abstrakteren Ebene auch darin, wie bestimmte 
Gegenstände und Begriffe gebildet werden.“ (Ziai  2010:o.S.) 
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3. Das Primat der Armut 
 

Die Idee von „(Unter)Entwicklung“ ist eng mit jener der Armut verknüpft, wie die bereits er-

wähnte Antrittsrede von US-Präsident Harry S. Truman zeigt:  

„More than half the people of the world are living in conditions approaching misery. 
[...] Their poverty is a handicap and a threat both to them and to more prosperous ar-
eas. [...] I believe that we should make available to peace-loving peoples the benefits 
of our store of technical knowledge in order to help them realize their aspirations for 
a better life. [...] what we envisage is a programm of development based on the con-
cepts of democratic fair dealing. [...] Greater production is the key to prosperity and 
peace. And the key to greater production is a wider and more vigorous application of 
modern scientific and technical knowledge.“ (Truman 1949:o.S.) 

Seit der Unabhängigkeit des Großteils der ehemaligen Kolonialgebiete, wurde die 

Beseitigung der Armut und Ungleichheit zu einer globalen Herausforderung. Spätestens aber 

mit der Verabschiedung der Milleniumserklärung der Vereinten Nationen im Jahr 2000, die 

als Hauptziel die Halbierung der globalen Armut bis 2015 definierte, ist Armutsbekämpfung 

wohl ein zentrales Schlagwort der Entwicklungspolitik.  

Während die Idee der Armutsbekämpfung in der internationalen Entwicklungsgemeinschaft 

grundsätzlich eine breite Unterstützung erfährt, besteht weiterhin Uneinigkeit darüber, was 

mit „Armut“ eigentlich gemeint ist. Es fällt auf, dass ähnlich dem Begriff „Entwicklung“ auch 

für „Armut“ keine einheitliche Definition existiert. Um Armut allerdings messen, geeignete 

Reduzierungsmaßnahmen formulieren und diese schließlich auch evaluieren zu können, ist 

eine Definition von Armut unentbehrlich, ziehen doch unterschiedliche Definitionen auch un-

terschiedliche Maßnahmen nach sich. 

„Jede wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Armut bedeutet, sich auf die 
gesellschaftlichen und politischen Auseinandersetzungen über Armut einlassen zu 
müssen. Die Konflikte darüber, was Armut eigentlich ist, sind ein wichtiger Bestand-
teil des Diskurses und müssen in einer politikwissenschaftlichen Analyse von Armut 
einen Forschungsaspekt darstellen.“ (Lobner 2005:20) 

Im Folgenden möchte ich zunächst den Wandel gesellschaftlichen Umgangs mit Armut be-

schreiben, die Entstehung verschiedener Armutsbegriffe und Konzepte zur empirischen Erfas-

sung von Armut vorstellen und schließlich Überlegungen zur aktuellen Debatte um 

Armutsbekämpfung anstellen. Ich möchte aufzeigen, inwiefern der moderne Diskurs um 

Armut divergierende Motivationen widerspiegelt und politische Implikationen beinhaltet und 
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hinterfragen, ob der Anspruch auf Universalität einer Armutsdefinition überhaupt haltbar sein 

kann. 

3.1 Der Armutsbegriff im Wandel der Zeit 

 

„In der europäischen Kulturgeschichte spielt der Gegensatz zwischen Armen und 
Reichen seit der Antike eine bedeutend größere Rolle, als ihm von der wissen-
schaftlichen Aufarbeitung beigemessen wurde. Die Kategorien ‚arm – reich’ wurden 
oft nicht mitreflektiert oder man übersah die armen gesellschaftlichenGruppen, da sie 
weder Stand noch Klasse waren.“ (Böhler/Döring/Kühberger 2003:46) 

Der Grund dafür liegt wohl darin, dass „Armut“ in „jeder Epoche [...] etwas anderes bedeutet, 

wobei die Unterschiede aus dem jeweiligen kulturellen und wirtschaftlichen Niveau der Ge-

sellschaft resultieren würden und zudem die soziale Stellung und die Herkunft des Betroffe-

nen nicht unbedeutend sind“ (Mollat 1984:13) und der daraus resultierenden Inhomogenität 

der „Armen“. Dennoch begleitet Armut in ihren unterschiedlichen Formen und Ausprägungen 

alle Phasen der Menschheitsgeschichte. 

 

3.1.1 Armut in der Antike 
 

Obdachlosigkeit und Bettler gab es schon in den antiken Hochkulturen des Nahen und Mittle-

ren Orients sowie im pharaonischen Ägypten, doch sieht Eichler den Grund für die Entste-

hung einer Armutspopulation in der Sklaverei als Praxis der legitimen Aneignung und „Er-

beutung von Feinden und Fremden“ (Eichler 2001:31). Erste Überlieferungen zur Sklavenhal-

tung finden sich bereits im frühen 3. Jahrtausend, doch erst ab der hellenistischen und römi-

schen Ära kennen wir verlässliche Quellen, die sie belegen. (vgl. Flaig 2009:33ff.) 

Ab dem 7. vorchristlichen Jahrhundert wurde die Sklaverei zu einem dauernden gesell-

schaftlichen Phänomen, die eine wichtige Rolle für den Erhalt des Lebensstandards der privi-

legierten, grundbesitzenden Bevölkerungsschicht spielte. Die Armut der Sklaven ergab sich 

aus ihrer absoluten Rechtlosigkeit und der durch die unmenschlichen Arbeitsbedingungen re-

sultierenden Bedrohung ihrer Existenz. Es gilt jedoch zu bedenken, dass die Sklaverei 

differenziert diskutiert werden muss. Aufgrund von historischen Befunden kann man 

festhalten, dass Sklaven nicht per se arm waren: Aus Rechtlosigkeit und unselbständiger 

Arbeitskraft ergibt sich nicht automatisch Armut. Auch Frauen und Kinder besaßen im 
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Altertum keine Rechtspersönlichkeit. Große Teile der Gesellschaft wurden auf Grund ihres 

rechtlichen Status als arm wahrgenommen. 

„Both in Greek city-states and during much of the Roman Republic political status 
was of greater significance than levels of wealth. As a result, the poor were not 
thought of as a distinct social group. It is true that Greek city-states, including de-
mocratic Athens, and Republican Rome both restricted certain economic opportuni-
ties (above all landownership) to citizens and made certain political rights depend 
upon wealth. In this way rights of participation might be curtailed, both theoretically 
and practically, by poverty.“ (Osborne 2006:6) 

 

3.1.2 Armut als religiöser Wert 

 

Durch den zunehmenden Einfluss des Christentums und dem damit verbundenen neuen Wer-

tesystem kam es ab der Zeit der römischen Republik (zwischen 509-27 v.Chr.) zu einer teil-

weisen Verbesserung der Lage der Sklaven (Eichler 2001:20). Im Mittelalter veränderten sich 

die Herrschaftsstrukturen insofern, als die Sklavenhaltung zum Teil durch Lohnarbeit 

abgelöst wurde, wobei man auch für diese Zeit differenzieren muss zwischen verschiedenen 

Formen von Arbeit wie Leibeigenschaft, Fron, Vertragsarbeit, Zwangsarbeit und anderen, aus 

denen sich unterschiedliche Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse ableiten lassen.  

In der mittelalterlichen Realität beschrieb Armut einen Zustand des Mangels an Privilegien 

und sozialem Ansehen sowie ein Bedürfnis nach Unterstützung. (Böhler et al. 2003:51) Der 

Armutsbegriff wurde eingeengt auf diejenigen, die zum Überleben auf fremde Hilfe angewie-

sen waren. Erste karitative Einrichtungen entstanden im 12. und 13. Jahrhundert. (Dietz 

1997:28) 

Armut wurde aber auch zu religiösen Zwecken instrumentalisiert: so galten Almosen als wirk-

sames „Mittel zur Erlangung des Heils“ (Böhler et al. 2003:86). Armut wurde als  

„gottgegebenes Schicksal angesehen, das in engem Zusammenhang mit der 
Erbschuld der Menschen gebracht wurde. Diese vormoderne Einstellung des 
Christentums lenkte von den politischen und ökonomischen Ursachen der Armut ab 
und half so, feudale Herrschaftsverhältnisse zu stabilisieren.“ (Martius 2001:5)  

Die Armenfürsorge (Caritas) hatte einen hohen Rang, galt als Heiligenideal und gab den Rei-

chen die Möglichkeit, ihre Sünden abzubüßen. Ein religiöser Text dieses Zeitalters, die Vita 

Eligii, brachte dies zum Ausdruck: „Gott hätte alle Menschen reich erschaffen können, aber er 
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wollte, dass es auf dieser Welt Arme gibt, damit die Reichen Gelegenheit erhalten, sich von 

ihren Sünden freizukaufen“ (Geremek 1988:29) und rechtfertigte damit gleichermaßen Reich-

tum und Armut gesellschaftlich.  

Im Übergang zum Feudalismus bildete sich in West- und Mitteleuropa eine neue, in der 

Nachfolge Jesu religiös motivierte, freiwillige Armut, die sich in den sogenannten 

„Bettelorden“ ab dem 13. Jahrhundert rasch ausbreitete. Die bekanntesten Orden unter ihnen 

waren die Franziskaner und die Dominikaner. Sie unterschieden sich von monastischen Orden 

dadurch, dass die Mönche (pauper christi genannt) jeglichen Besitz ablehnten und von 

Arbeitslohn und Betteln lebten. Sie waren dazu verpflichtet, unfreiwillig Armen zu helfen. 

Die Mönche beriefen sich auf die Bibel, in der Armut als etwas Tugendhaftes beschrieben 

wird:  

„Jesus aber sprach zu seinen Jüngern: Wahrlich ich sage euch: Ein Reicher wird 
schwer eingehen ins Himmelreich. Abermals sage ich euch: Es ist leichter, dass ein 
Kamel durch ein Nadelöhr geht als ein Reicher in das Himmelreich.“ (Evangelium 
nach Matthäus, Kapitel 19, Vers 23-24) 

 

3.1.3 Die Kriminalisierung der Armut 
 

Ab dem 14. Jahrhundert änderte sich die gesellschaftliche Einstellung in Bezug auf die Ar-

menfürsorge allmählich:  

„Die Moralisierung der Theologie vollzog einen Wandel, der auf das Erniedrigende 
und Demütigende der Armut hinwies. Armut war insofern zwar gottgewollt und folg-
lich zu ertragen, die „Heiligkeit“ des Bettelstandes (Thomas von Aquin) büßte sie  je-
doch ein.“ (Dietz 1997:29) 

Was hatte dazu geführt? Nachdem Europa im 13. Jahrhundert einen wirtschaftlichen Auf-

schwung unter anderem der Landwirtschaft sowie einen Bevölkerungszuwachs verzeichnen 

konnte, kam es ab dem 14. Jahrhundert in Folge von Missernten, Hungersnöten  und Pestepi-

demien zu einem Bevölkerungsrückgang. Der dadurch bedingte Einbruch in der Getrei-

denachfrage und in den Preisen, wird auch als die „spätmittelalterliche Agrardepression“ be-

zeichnet. (Isenmann 2005:514) Diese führte zu einem massenhaften Zustrom von bedürftigen, 

verarmten Menschen aus ländlichen Gebieten in städtische Zentren Europas, mit dem Ziel, 

durch Lohnarbeit oder dem Erlernen eines neuen Handwerks der Armut zu entfliehen. (Isen-

mann 2005:514) Doch auch in den Städten stießen sie auf eine schwierige Lage. Aufgrund der 
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immer größer werdenden Konkurrenzsituation kam es zu dramatischen Verarmungsprozessen 

der städtischen Bevölkerung, die auf Almosen und Sozialfürsorge angewiesen war. 

Angesichts des Ausmaßes der Armut sahen sich die Stadtherren gezwungen, 

„Bedürftigkeitskontrollen“ einzuführen. Dietz bezeichnet diese als „Vorläufer einer 

Sozialbürokratie“ (Dietz 1997:32).23  

Die sich mit der Reformation im 16. Jahrhundert verbreitende lutherisch-protestantische Sozi-

allehre bedeutete eine weitere Zäsur in der Armenfürsorge. Arbeit wurde nun zu einem geisti-

gen Wert, Reichtum hingegen als erstrebenswert erachtet:  

„Während bis in die Frühe Neuzeit ‚Reichtum’ und ‚Arbeit’ sich widersprachen und 
‚Armut’ und ‚Arbeit’ zusammengehörten, wurde dies mit John Locke überwunden 
und zur neuen gesellschaftlichen Norm erhoben. Damit einhergehend wurde die 
bisherige kirchliche Hochschätzung des Bettelns – und damit verbunden das 
Almosengeben – verworfen.“ (Böhler et al. 2003:86) 

Armut wurde zum Synonym eines negativen Lebensentwurfs und zu einem Ergebnis von Un-

tätigkeit abgestempelt. (Böhler et al 2003:87) Sie wurde abgewertet, mit Asozialität und 

Selbstverschulden verbunden, ja sogar kriminalisiert. Die ersten Verordnungen gegen das 

Betteln wurden von Papst Pius IV. erlassen. Ähnliches Vorgehen verbreitete sich schnell in 

ganz West- und Mitteleuropa.  

Der britische Pfarrer und Ökonom Thomas Robert Malthus setzte sich in seinem 1798 er-

schienen Aufsatz An Essay on the Principle of Population  mit dem Zusammenhang zwischen 

dem Bevölkerungswachstum, Armut und Nahrungsmittelknappheit auseinander. Das von ihm 

entworfene Gesetz besagt, dass die Bevölkerungszahl exponentiell, die Nahrungsmittelpro-

duktion hingegen nur linear wachse. Das Angebot an Nahrungsmitteln könne daher die Nach-

frage nicht befriedigen, was zu Hungersnöten führen würde. Die Ursache dafür sah Malthus 

in einer mangelnden sexuellen Enthaltsamkeit der Armen, die durch die hohe Kinderzahl zu 

einer Überbevölkerung führen würde. Um die Armen zu ernähren, müssten diese also einen 

größeren Anteil des Nahrungsmittelangebots erhalten, als ihnen zustünde. (Schäuble 

1984:50f.) Malthus kritisierte daher auch die Armenunterstützung, die Armut nur fördern 

würde: 

„A man who is born into a world already possessed, if he cannot get subsistence 
from his parents on whom he has a just demand, and if the society do not want his 
labour, has no claim of right to the smallest portion of food, and, in fact, has no 

                                                 
23 Vgl. dazu auch Meier Kressig 2003:4 und Dietz 1997:30ff. 
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business to be where he is. At nature's mighty feast there is no vacant cover for him. 
She tells him to be gone, and will quickly execute her own orders, if he does not 
work upon the compassion of some of her guests. If these guests get up and make 
room for him, other intruders immediately appear demanding the same favour. The 
report of a provision for all that come, fills the hall with numerous claimants. The 
order and harmony of the feast is disturbed, the plenty that before reigned is changed 
into scarcity; and the happiness of the guests is destroyed by the spectacle of misery 
and dependence in every part of the hall, and by the clamorous importunity of those, 
who are justly enraged at not finding the provision which they had been taught to 
expect. The guests learn too late their error, in counter-acting those strict orders to all 
intruders, issued by the great mistress of the feast, who, wishing that all guests 
should have plenty, and knowing she could not provide for unlimited numbers, 
humanely refused to admit fresh comers when her table was already full.” (Malthus 
1992:249) 

Daher sprach Malthus sich für Enthaltsamkeit, Heiratskontrolle und Volksbildung aus. 

 

Angelehnt an Malthus’ Theorie wurden auch staatliche Armengesetze entworfen. In Zucht- 

und Arbeitshäusern wurde die Bevölkerung durch schwere Misshandlungen und Strafen zu ei-

nem disziplinierten Leben erzogen und zur Arbeit gezwungen. Arme wurden im Zuge dessen 

zu billigen Arbeitskräften für Manufakturbetriebe. Betteln in der Öffentlichkeit wurde verbo-

ten, nicht registrierte Notleidende vertrieben, Gesetze zur Disziplinierung von arbeitsfähigen 

Bettlern, die Zeichen ihres Standes tragen mussten, erlassen. Arme in Frankreich zum Beispiel 

mussten nachweisen, dass sie arbeitsunfähig waren und ihre Armut so nicht selbstverschuldet 

sei. Aufständische, die sich gegen diese Form der Stigmatisierung wehrten, wurden am Gal-

gen erhängt. (Dietz 1997:36) 

 

3.1.4 Verelendung und Soziale Frage 
 

Da diese Maßnahmen keinerlei sozialpolitische Wirksamkeit zeigten, sondern - im Gegenteil - 

zusätzliches Elend evozierten, wurden die Arbeitshäuser zu Beginn der Industrialisierung ge-

gen Ende des 18. Jahrhunderts abgeschafft, nicht jedoch die grundsätzliche Einstellung der 

Armut gegenüber.  

Die mit der Industriellen Revolution einhergehenden gesellschaftlichen Umwälzungsprozesse 

führten zunehmend zur Verelendung der Arbeiterschaft in den wachsenden städtischen Bal-

lungszentren. Armut wurde zum strukturellen Massenphänomen. Die Verarmung der 

Arbeiterklasse im Zuge des Umbaus zur Industriegesellschaft und der verstärkten 

Urbanisierung erreichte im 19. Jahrhundert ihren Höhepunkt. Die strukturelle 
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Benachteiligung einer ganzen Klasse machte bewusst, dass Armut nicht unmittelbar in 

„persönlichen Verfehlungen einzelner [...], sondern in gesellschaftlichen Verhältnissen ihren 

Grund haben.“ (Böhler et al. 2003:75) 

Die desillusionierte Industriearbeiterschaft begann sich seit der Mitte des 19. Jahrhunderts zu-

nehmend in gesellschaftlichen Vereinigungen und Massenorganisationen, in Gewerkschaften 

und politischen Parteien zu organisieren und wurde so allmählich zu einer Gefahr für das be-

stehende Gesellschafts- und Herrschaftssystems. Die Auseinandersetzung mit der „sozialen 

Frage“ war der Ausgangspunkt der Debatte um staatliche Sozialpolitik. (Meier-Kressig 

2003:14f.) 

Die englische Fabriksgesetzgebung und die Bismarcksche Sozialgesetzgebung hatten das 

Ziel,  

„die explosiven sozialen Gegensätze im Interesse der herrschenden Klasse zu ent-
schärfen. So forderte Bismarck: „daß man realisiere, was an den sozialistischen For-
derungen als berechtigt erscheint und im Rahmen der gegenwärtigen Staats- und 
Gesellschaftsordnung verwirklicht werden kann.“ (Vossler 1943:363) 

Die Sozialreform Bismarcks, die Pensions-, Kranken- und Unfallversicherung für Industriear-

beiter vorsah, war der erste Schritt in Richtung des heute sogenannten Wohlfahrtsstaats. Die-

ser Begriff bezeichnet allgemein das  

„Vorhandensein oder [die] Herausbildung von staatlich garantierten und 
mitverwalteten Systemen sozialer Sicherheit, die, bei unterschiedlicher Breite und 
Intensität der Eingriffe in den weiterhin privatkapitalistisch organisierten, 
oligopolitisch oder monopolitisch strukturierten Produktionsprozeß, zumindest eine 
Herabmilderung der sozialen Risiken der Masse der abhängig Arbeitenden sowie die 
Gewährung eines gewissen Mindest-Lebensstandards intendieren.“ (Abendroth; 
Lenk 1968:86) 

 

3.1.5 Die nationalsozialistische Armutspolitik 
 

Allerdings wurden die Sozialleistungen sowie das Lohnniveau im Zuge der ab 1929 einset-

zenden Weltwirtschaftskrise stark eingedämmt. Im Nationalsozialismus wurden Arbeitshäuser 

und „Korrekturanstalten“ wieder eingeführt. Ab 1933 wurde das Betteln verboten und soge-

nannte „Bettlerrazzien“ durchgeführt. Ab 1938 wurden verhaftete Arbeits- und Obdachlose in 

Konzentrationslagern interniert, wo sie zunächst als Arbeitskräfte misshandelt und schließlich 

ermordet wurden. (Dietz 1997:45) 
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„Die Ausmerzung der erwachsenen Minderwertigen, der gewohnheitsmäßigen 
Trinker, der Bettler, Landstreicher usw. aus der Gesellschaft und ihre dauernde 
Unterbringung in Anstalten sei auch vom Standpunkt der öffentlichen Fürsorge eine 
Notwendigkeit. Den Personenkreis sollte man nicht zu eng ziehen.“ (Wilhelm 
Polligkeit, Vorsitzender des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, 
1933 zitiert nach Dietz 1997:44) 

 

3.1.6 Der Wohlfahrtsstaat 

Nach dem Zweiten Weltkrieg jedoch wurde der Wohlfahrtsstaat in Westeuropa und den USA 

weiter ausgebaut. Der Unterschied zu früheren Formen der sozialen Fürsorge ist die Ausrich-

tung auf die gesamte Bevölkerung eines Landes und nicht nur auf bedürftige Bevölkerungs-

schichten. (Abendroth; Lenk 1968:94) 

Diese Entwicklung führte zu einer Reduzierung der in Armut lebenden Bevölkerungsschich-

ten in den Industrieländern. Der Übergang zum Wohlfahrtsstaat und die mehrheitliche Über-

windung der Armut ließ das Thema „Armut“ immer mehr in Vergessenheit geraten.  

 



 

 46 

3.2 Anthropologische Betrachtungen 

 

Die im Armutsdiskurs der Entwicklungszusammenarbeit vorherrschenden Definitionen zur 

Konzeptualisierung von  Armut  sind geprägt von einem vorrangig eurozentristischen Ver-

ständnis von Armut, beeinflusst durch den oben beschriebenen Wandel des gesellschaftlichen 

Umgangs mit Armut in Europa. Die historische Armutsforschung ist für diese geographische 

Einheit sehr ausgeprägt und reicht weit bis in die Antike zurück. Ganz anders ist die Aus-

gangslage für eine sozialwissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema Armut in an-

deren Regionen. John Iliffe nennt in seinem Werk The African Poor. A History von 1987 drei 

Hindernisse für die Aufzeichnung des Wandels bzw. der Bedeutung des Begriffs Armut für 

den afrikanischen Kontinent.  

Zunächst ist hier einmal das Fehlen einer für Afrika geeigneten Definition von Armut zu nen-

nen. Iliffe konstatiert, dass die Begriffe der absoluten und relativen Armut auf Messungen be-

ruhen, für welche es in Afrika vor 1930 keine Daten gibt und dass darüber hinaus die 

„Armen“ eine sehr heterogene Gruppe in unterschiedlichen Kontexten bilden und immer ge-

bildet haben. Es ist also nicht möglich, von einer „afrikanischen Armut“ zu sprechen. Iliffe 

geht aber davon aus, dass Armut immer verbunden ist mit physischer Not und unterscheidet 

in seiner Studie zwei Gruppen voneinander, die Armen und die Mittellosen (destitutes). 

Erstere sind für ihn jene, die um das Notwendigste für das Leben kämpfen, während letztere 

in einem Zustand eines chornischen Mangels leben. (Iliffe 1987:2) Iliffe argumentiert, dass es 

diese Unterscheidung in vielen präkolonialen afrikanischen Gesellschaften und Sprachen gab. 

Zweitens nennt Iliffe die fehlende Quellenlage, vor allem von schriftlichen Quellen. Während 

mündliche Quellen (Oral History) und Sagen geprägt sind von Ausschmückungen und Über-

treibungen, stammen die vorhandenen schriftlichen Quellen von außen: islamische 

Chroniken, Briefe und Aufzeichnungen von Missionaren und Reisenden, Anthropologen und 

Kolonialbeamten, welche ihrem subjektiven, oft europäisch geprägten  Verständnis von 

Armut unterlagen. 

Ein drittes Hindernis ist die bis vor kurzem propagierte Meinung, dass Armut im präkolonia-

len Afrika nicht existiert hat, sondern Ergebnis der Kolonisation, Urbanisierung und Einglie-

derung in kapitalistische Marktstrukturen sei. Davor hingegen hätte es einen Überschuss an 

der Ressource Land gegeben, sei wirtschaftliche Differenzierung noch nicht ausgeprägt gewe-
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sen und hätte die Großfamilie als Auffangnetz gedient. Iliffe zitiert die UN Economic Com-

mission for Africa 1972:   

„In rural Africa, the extended family and the clan assume the responsibility for all 
services for their members, whether social or economic. People live in closely or-
ganized groups and willingly accept communal obligations for mutual support. Indi-
viduals satisfy their need for social and economic security merely by being attached 
to one of these groups. The sick, the aged and children are all cared for by the ec-
tended family. In this type of community, nobody can be labelled as poor because the 
group usually shares what they have. There is no competition, no insecurity, no big 
ambitions, no unemployment and thus people are mentally healthy. Deviation or 
abnormal behaviour is almost absent.“(Iliffe 1987:3) 

Iliffe kritisiert diese vereinfachte Vorstellung. Er betont, dass der Unterschied zwischen 

präkolonialem Afrika und präindustriellem Europa in einem überwiegendem Fehlen eines 

gesellschaftlichen Klassensystems und darauf resultierenden Subkulturen lag, da  

„poverty [...] implies the opposite, riches, in the same way that the slavery implies 
freedom, poverty was generally absent from these unstratified societies, along with 
such ancillary phenomena as asceticism, religious charity, and systematic begging. 
Only those exceptional regions – notably Ethiopia and perhaps the Central Sudan – 
which did have intensive agriculture, literacy, and world religions also possessed 
stratified subcultures and, by implication, conditions breeding numerous poor.“(Iliffe 
1987:4)  

Iliffe argumentiert also, dass im Gegensatz zu Europa und Asien strukturelle Armut in Afrika 

zunächst kaum existierte, sondern eher temporäre Armut, bedingt durch klimatische und 

politische Schocks und eines Fehlens von religiösen Wohltätigkeitsinstitutionen. Durch lang-

fristige ökonomische und politische Prozesse, welche die Natur von Armut beeinflussten, bil-

dete sich in Afrika ab dem 20. Jahrhundert strukturelle Armut unter jenen, die keine eigene 

Arbeitskraft besaßen und keinen Zugriff auf die Arbeitskraft anderer hatten, um Land zu be-

bauen. Darunter fielen vor allem die körperlich Gebrechlichen, die Alten und Jungen und jene 

ohne familiäre Unterstützung. Mit der Zeit wurde Land immer knapper und auch jene Arbeits-

fähige, die keinen Zugang zu Land hatten, fielen in diese neue Kategorie Armer. Gleichzeitig 

kam es auch zu einer Veränderung der gesellschaftlichen Strukturen und zu einer Abwertung 

der Bedeutung von Familie. In vielen afrikanischen Sprachen bedeutet „arm“ übersetzt soviel 

wie „ohne Familie und Freunde“, mit der Zeit wurde eine große Familie aber immer mehr zur 

Bürde für den einzelnen, die Bedeutung des Individuums und des Staates  immer wichtiger. 

(Iliffe 1987: 7f.) 
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Durch das eurozentristisch geprägte Armutsverständnis in der EZA, in dem davon ausgegan-

gen wird, dass ökonomischer Erfolg das „normativ vorgegebene Grundanliegen aller Indivi-

duen“ (Hahn 2010:117) sei, wird oft vergessen, wie signifikant der Unterschied ist zwischen 

den allgemein anerkannten Normen eines „Lebens in Wohlstand“ und den subjektiven 

Vorstellungen Armer über ein „besseres Leben“ (Hahn 2010:16). Eine allgemeingültige Defi-

nition von Armut kann es somit nicht geben. Der Armutsdiskurs übersieht oder ignoriert be-

wusst die eigene Sicht der Armen auf ihre jeweilige Lebenslage und ihre Kultur. Hahn meint 

dazu: „Armut ist unsichtbar, weil sie in jeder Gesellschaft anders ist. Es ist nicht möglich, sie 

zu erkennen, indem man ein einheitliches Kriterium anwendet“ (Hahn 2010:117).  

Die Vereinheitlichung und Vereinfachung des Phänomens „Armut“ führen zu einer Ausblen-

dung anderer Formen von Armut und zu der Annahme, dass ein Mangel generell als ein sol-

cher und als Armut empfunden wird. 

 

3.2.1 Beispiele zu Armut in Afrika 
 

John Iliffe gibt in seinem Werk The African Poor mehrere Beispiele für die unterschiedlichen 

Konzeptionen von Armut in unterschiedlichen afrikanischen Gesellschaften. Das erste Bei-

spiel ist Äthiopien, das einzige afrikanische Land, das nicht langfristig kolonisiert war. Den-

noch scheint die soziale Ungleichheit größer zu sein, als in anderen Ländern, was der Autor 

auf die extreme gesellschaftliche Stratifikation durch Institutionen wie das Königshaus (bis 

1974) und die äthiopisch-orthodoxe christliche Kirche zurückführt. Aufgrund von Naturkata-

strophen und häufiger Dürre und Rinderseuchen waren konjunkturelle Armut und Hungersnö-

te in Äthiopien weit verbreitete Phänomene. Vor allem betroffen waren jene, die in den tro-

ckenen Regionen des Landes lebten, Viehbesitzer, die ihre Ressourcen verloren hatten, sowie 

Kinder, die in diesen Perioden in großer Zahl ausgesetzt wurden. Sie alle wurden abhängig 

von Kirche und Königshaus, die ihnen mit der Hoffnung auf göttliche Belohnung und Stär-

kung des eigenen Einflusses halfen. Aber auch Krieg und Invasionen waren ein Grund für 

konjunkturelle Armut.24  

Ein weiteres Beispiel sind die Hausa in Nordnigeria und die Dagomba in Nordghana, die früh 

unter den Einfluss des Islam kamen und Handel betrieben. Es waren daneben auch durch die 

Fruchtbarkeit ihrer Länder relativ reiche, wenn auch sehr ungleiche Gesellschaften, gekenn-

                                                 
24 Vgl. dazu  auch Devereux 2003. 
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zeichnet von vermehrter Urbanisierung, Individualisierung und nur losen Familiensystemen. 

Von struktureller Armut betroffen waren Arbeitsunfähige, körperlich Behinderte, Sklaven und 

Bettler, wobei letztere durch die verpflichtende Almosengabe in islamischen Gesellschaften 

(Zakat)25 besser gestellt waren, sowie Frauen ohne familiäre Netzwerke. Die Landwirtschaft 

basierte vor allem auf Getreide und war abhängig von Regenfällen, deren Aussetzen oder 

erhöhte Intensität zu Hungersnöten, Viehseuchen oder Überschwemmungen des Niger führen 

konnten. Bedeutend waren auch die vielen steuerlichen Regelungen durch den Emir, der zum 

Beispiel in Zeiten von Rinderseuchen wie 1982 die Viehsteuern erhöhte, um sein eigenes 

Einkommen zu sichern, was in Hungersnöten resultieren konnte.  

Die Igbos in Nigeria hingegen bildeten nie eine politische und soziale Einheit, sondern waren 

in hunderte Dorfgruppen geteilt. Europäische Missionare behaupteten zunächst, bei den Igbos 

hätte  es keine Armut und kein offenes Betteln auf der Straße gegeben. Anfang des 20. Jahr-

hunderts bemerkte der britische Anthropologe Northcote Whitridge Thomas dann, dass die Ig-

bos sehr wohl unterschieden zwischen „mbi“ (arm), „dinkpa“ (mittel) und „ogarny“ (reich), 

dass aber Armut weniger im Zusammenhang mit fehlendem Einkommen, als mit Heirat in 

Verbindung gebracht wurde, also jene Männer als arm galten, die keine Frau erhalten 

konnten. (vgl. Thomas 1913) Finanzielle Armut galt als Schande, weshalb Betteln auch 

verpönt war. Davon betroffen waren Waisenkinder, Mütter von Zwillingen, welche aus 

religiösen Gründen getötet wurden sowie Alte, die der Hexerei bezichtigt wurden. Auch 

Menschen, die an Leprose erkrankten, wurden verstoßen, da sie beschuldigt wurden, die 

Götter beleidigt zu haben. Diese Gruppen bildeten ihre eigenen Gemeinschaften und fanden 

später Schutz und Hilfe in der katholischen Mission. Das niedrigste gesellschaftliche Glied 

aber war die Kaste der Osu, sogenannte Kultsklaven, die einer Gottheit geweiht waren und 

lebenslänglich ihrem Schrein dienen musste. Osu wurden auch als „lebende Menschenopfer“ 

(Ladurner/Sperr 2011:20) bezeichnet. Allerdings durften sie im Gegensatz zu Bettlern 

Almosen annehmen, weshalb vor allem Witwen freiwillig zu Osu wurden. Die 

Diskriminierungen und Erniedrigungen der Osu halten bis heute an.26  

Die Geschichte der Armut ist eine Geschichte sozialer Ausgrenzung bestimmter Bevölke-

rungsgruppen in bestimmten gesellschaftlichen Verhältnissen. Diese waren und sind auch 

                                                 
25 Die Zakat als religiöse Pflicht ist eine auf den Koran zurückgehende Armensteuer, die von allen 
zahlungsfähigen Muslimen einmal im islamischen Mondjahr an Bedürftige abzugeben ist. 
26 Vgl. dazu Grau 1991; Grau 2008 und Adigwe 2007. 
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weiterhin für die Wahrnehmung und Bewertung von Armut bzw. von der gesellschaftlichen 

Schicht der „Armen“ von Bedeutung.  
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3.3 Armutsforschung 
 

Obwohl innerhalb der internationalen Entwicklungsgemeinschaft ein Konsens über die Dring-

lichkeit der Beseitigung der weltweiten Armut besteht, existiert innerhalb dieses Diskurses 

keine einheitliche Meinung über eine allgemeingültige Armutsdefinition. Der Konflikt dar-

über, was Armut eigentlich ist, ist daher wie bereits erwähnt ein wichtiger Bestandteil der 

wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Phänomen (Lobner 2005:20). 

Bei der Lektüre von wissenschaftlichen Arbeiten zum Thema Armut muss stets hinterfragt 

werden, in wessen Auftrag und für welche politische Öffentlichkeit die Ergebnisse bestimmt 

sind. Das Wissen über Armut wird von ForscherInnen produziert und als legitim und objektiv 

wahrgenommen. Forschungsgeleitetes Wissen ist aber immer abhängig von politischen Kräf-

ten, das heißt die Macht instrumentalisiert die Wissenschaften. So ist es auch diese politische 

Macht, die durch die Wissenschaften festlegt, wer als „arm“ zu bezeichnen ist. Unter diesem 

Aspekt betrachtet entscheiden ForscherInnen bedingt darüber, wie Armut gesellschaftlich 

wahrgenommen wird und legitimieren dadurch politische Maßnahmen. (Lobner 2005:17f.) 

Die Wissenschaft dient nicht nur der Beschreibung der Realität, sondern vielmehr einer Defi-

nition der Realität, die praktische Konsequenzen hat:  

„Diskurse sind der soziale Ort, an dem diese Bemühungen um die Definition sozialer 
Wirklichkeit stattfinden, so dass diese überhaupt kollektive Geltung erlangen 
können.“ (Donati 2001:151f.)  

Die Analysen und Methoden, die herangezogen werden, beeinflussen schlussendlich die Dar-

stellung der „Armen“ (Ruggeri Laderchi/Ruhi/Frances 2003:23).  

„For people who are hungry, without drinkable water, living in shanties or on the 
street and watching their children die from lack of medical care, technical definitions 
of poverty are sheer mockery. However, all attemps to deal with poverty – least as 
assumption as to who is to be considered poor. To understand how poverty is delt 
with – or not dealt with – one must  be aware of how such definitions are used and 
how they can be misused.“ (Macarov 2003:14) 

 

3.3.1 Frühe wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Armut  

Die Anfänge der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Armut Zeit fallen zusammen mit 

der Industrialisierung. Als Pionierarbeiten auf diesem Gebiet gelten die Forschungen von 
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Charles Booth (1840-1916) und Benjamin Seebohm Rowntree (1871-1954) im England des 

späten 19. und frühen 20. Jahrhundert.  

Das Ausmaß der Verelendung breiter Bevölkerungsschichten wurde offen gelegt, als der Pri-

vatier und Sozialforscher Charles Booth seine ersten systematischen Untersuchungen zur Ar-

mut der Arbeiterklasse im Londoner Bezirk East End durchführte, die 1889 unter dem Titel 

Labour and Life of the People veröffentlicht wurde. Die Datenanalyse der Befragung nach ei-

gens entworfener Klassifizierung ergab einen Armutsanteil von über 30%. In den Folgejahren 

weitete Booth seine Untersuchungen auf die ganze britische Hauptstadt aus. In einem insge-

samt 17-bändigen Werk mit dem Titel Life and Labour of the People in London (1892-1897) 

erwähnte er erstmals den bis heute populären Begriff der Armutsgrenze (poverty line), der als 

Maßstab gilt, arm von nicht-arm zu unterscheiden und die Basis für das Konzept der absolu-

ten Armut darstellt.27 Booth definiert Armut weitgehend als Mangel an ausreichender Ernäh-

rung und macht dafür schlechte Arbeitsbedingungen  und niedrige Löhne verantwortlich.28 

Angelehnt an die Arbeit Booths untersuchte Benjamin Seebohm Rowntree zwei Jahre lang   

Armut in der britischen Kleinstadt York und veröffentlichte seine Ergebnisse 1901 unter dem 

Titel Poverty. A Study of Town Life. Er unterschied darin zwischen „primary poverty“ und 

„secondary poverty“. Unter „primary poverty“ litten die Haushalte, die ihre Grundbedürfnisse 

durch das Einkommen nicht decken konnten, während „secondary poverty“ jene Haushalte 

betraf, die nur grundlegende Bedürfnisse befriedigen konnten, jedoch keine weiteren Aus-

lagen, bzw. mit ihrem Einkommen verschwenderisch umgingen, wie zum Beispiel durch den 

Konsum von Alkohol und anderen Genussmitteln. Man kann in diesem Zusammenhang auch 

von einem „soziokulturellen Existenzminimum“(Suter 2002:9) sprechen.  

Rowntree zog eine Vielzahl unterschiedlicher Anhaltspunkte für seine Studien heran, unter 

anderem rechnete er die Mindestkalorienzufuhr abhängig von der beruflichen Tätigkeit aus 

und berechnete dann unter Einbeziehung der Nahrungsmittelpreise den täglichen Mindestbe-

trag, mit dem die berechnete Kalorienmenge abgedeckt werden konnte.  

Er entwarf das Konzept des Teufelskreises der Armut, mit dem er illustrierte, wie und warum 

Individuen in unterschiedlichen Lebensabschnitten in die Armut hinein- und aus ihr 

herausrutschen. In seiner Studie verwarf Rowntree die bis dahin geltende Meinung, dass 

                                                 
27 Zum Konzept der absoluten Armut siehe Kapitel „3.3.2. Armutsmessung“ 
28 Die von Booth angefertigten Statistiken sowie detaillierte Karten sind online zu zugänglich unter 

http://booth.lse.ac.uk/ [23.1.2013] 
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Armut eigenverschuldet sei und identifizierte sechs Ursachen für Armut: Niedriglöhne, Tod 

der LohnempfängerIn, Krankheit und Alter, Arbeitslosigkeit, ungeregelte Arbeit bzw. 

Gelegenheitsjobs und eine große Kinderzahl. (Rowntree 2000:119f.) 

Die erste Armutstheorie im deutschsprachigen Raum entwarf der Soziologe Georg Simmel in 

seinen Aufsätzen Zur Soziologie der Armut (Simmel 1906) und Der Arme (Simmel 1908). 

Simmel verstand die Gesellschaft grundsätzlich als das Ergebnis von Wechselwirkungen 

zwischen Individuen und Gruppen. (Suter 2002:10) Bei Armut handelt es sich um eine 

Wechselbeziehung zwischen Rechten und Pflichten, wobei auf der einen Seite die Pflicht des 

Gebenden steht, auf der anderen Seite aber das Recht des Empfangenden. Allerdings ist nicht 

der Arme der Berechtigte, sondern die ganze Gesellschaft, die aus sozialen Wesen besteht und 

durch die Armenunterstützung aufrechterhalten werden soll. In der Zeit, in der staatliche 

Sozialpolitik sich gerade erst zu etablieren begann, argumentiert Simmel, dass Wahrnehmung 

von Armut überhaupt erst durch Sozialpolitik perpetuiert wird. Arm ist also erst eine Person, 

die Unterstützung annimmt. (Simmel 1992:551) Armut ist daher das Konstrukt einer 

Gesellschaft, in der unterschiedliche soziale Klassen ihre ganz eigenen Grundbedürfnisse 

entwickeln. Kann ein Individuum einer bestimmten sozialen Klasse den für sie üblichen 

Lebensstandard nicht mehr aufrechterhalten, fühlt sich dieses subjektiv „arm“. Simmel 

veranschaulicht die gesellschaftliche Bestimmtheit von Armut folgendermaßen:  
  

„Der Arme als soziologische Kategorie entsteht nicht durch ein bestimmtes Maß von 
Mangel und Entbehrung, sondern dadurch, daß er Unterstützung erhält, oder sie nach 
sozialen Normen erhalten sollte. So ist [...] Armut nicht an und für sich als rein quan-
titativ festzulegender Zustand zu bestimmen, sondern nur nach der sozialen 
Reaktion, die auf einen bestimmten Zustand hin eintritt.“ (Simmel 1992:371f.)  

 

Auch Karl Marx setzte sich im späten 19. Jahrhundert mit der Frage der Armut auseinander. 

Im ersten Band des Kapital (1867) meint er, das kapitalistische System führe zu einer sich 

vergrößernden sozialen Ungleichheit. Lohnarbeit und Armut sind unmittelbar miteinander 

verbunden und letztere durch die Veränderung der Produktionsverhältnisse und der gesell-

schaftlichen Zustände hervorgerufen. Innerhalb der Klassengesellschaft würden die Lohnar-

beiter (Proletarier) von der kapital- und produktionsmittelbesitzenden Klasse ausgebeutet, in 

dem sie ihre Arbeitskraft gegen Lohn austauschen müssen. Sie sind daher abhängig von den 

fremden Interessen der Bourgeoisie und reproduzieren ihre Armut durch Arbeit noch. (MEW 

1983:497) Zusätzlich ist der Kapitalismus abhängig von der „industriellen Reservearmee“:  
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„Damit dieses kapitalistische System funktionieren kann, braucht es eine verarmte, 
nicht-arbeitende Bevölkerungsgruppe, die, wenn nötig, in den Arbeitsprozess mit-
einbezogen werden kann.“ (Adami 2010:12)  

Marx unterschied drei Gruppen von Armen: die durch den technischen Fortschritt verdräng-

ten, die ländliche Bevölkerung und die unregelmäßig Beschäftigten bzw. nicht Vermittelbaren 

(Lumpenproletariat). (Adami 2010:12ff.) Reichtum ist demnach als direkte Folge von 

Herrschaft und Verfügen zu verstehen und führt automatisch zur Produktion von Elend. Marx 

ging davon aus, dass Armut durch einen Klassenkampf innerhalb der Gesellschaft mit dem 

Ziel einer klassenlosen Gesellschaft ohne Ausbeutung überwunden werden könne. 

 

3.3.2 Armutsmessung 
 

Laut Weltbank ist die Messung von Armut  für vier Faktoren ausschlaggebend: für die Er-

kenntnis der aktuellen Armutssituation, also um festzustellen, wie viele Menschen in Armut 

leben und welches Ausmaß ihre Armut annimmt, für die Analyse der ihr zugrundeliegenden 

Ursachen, für die Formulierung politischer Strategien und Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung 

und schließlich für Kontrolle und Evaluierung ihrer Effektivität. (WB 2001:29)  

Bezüglich der Messung von Armut ist es zunächst wichtig, die damit verbundenen Problem-

stellungen voneinander zu unterscheiden: Zunächst einmal muss entschieden werden, welche 

Aspekte von Armut man zu untersuchen gedenkt. Es gibt eine Vielzahl von Armutsdimensio-

nen, die mittlerweile gemessen werden. Welchen schlussendlich eine größere Bedeutung zu-

gesprochen wird, spiegelt die Motivation der Messung und das Armutsverständnis wider. 

Darauf basierend muss eine Armutsgrenze festgelegt werden. Schließlich müssen 

Armutsmaße gewählt werden, die es ermöglichen, das Ausmaß der Armut, ihre Intensität und 

die Disparität zwischen Bevölkerungsgruppen zu messen bzw. Vergleiche zwischen Regionen 

und Ländern ziehen zu können. 

Es gibt eine Vielzahl unterschiedlicher Konzepte, Armut zu definieren, die aber lediglich als 

„Interpretationsmodelle“ (Lobner 2005:21) verstanden werden dürfen. Doch ist allen Ansät-

zen die Annahme gemein, dass eine Diskontinuität, ein Bruch besteht zwischen arm und 

nicht-arm. Dieser Bruch kann mit Hilfe einer Armutsgrenze festgelegt werden und auf unter-

schiedlichen Dimensionen des menschlichen Lebens stattfinden, sei es im Bezug auf 

Ressourcen, die einer Person oder Gruppe zur Verfügung stehen, dem Zugang zu Verteilungs-

mechanismen innerhalb einer Gesellschaft oder  an der politischen und gesellschaftlichen Par-
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tizipation. Arm ist also eine Person, die in unterschiedlichen Lebensbereichen ihre minimalen 

Bedürfnisse nicht befriedigen kann. Die Definition dieses Minimums ist ausschlaggebend für 

die Formulierung von Standards um „arm“ von „nicht-arm“ unterscheiden zu können. Solche 

absoluten Bedürfnisse zu definieren und für alle Gesellschaften allgemeingültige Standards zu 

setzen ist allerdings schwer, wenn nicht sogar unmöglich. Auch hier stellt sich wieder die Fra-

ge, wie und durch wen die Kriterien gewählt werden und ob eine solche Wahl überhaupt aus-

sagekräftig sein kann.  

Ruggeri Laderchi (et al.) zeigen in ihrem Artikel Does it matter that we don’t agree on the de-

finition of poverty?, welche Fragen sich beim Definitionsversuch von Armut auftun. Als 

erstes nennen sie den Raum, in dem Armut gemessen wird (spheres of concern). Genannt 

werden unter anderem materielle, soziale, politische und kulturelle Bereiche des 

menschlichen Lebens (Ruggeri Laderchi et al. 2003:2). Zweitens stellt sich die bereits 

angeschnittene Frage nach einer möglichen Universalität einer Armutsdefinition, ob also eine 

für alle gesellschaftlichen Formen allgemeingültige Definition überhaupt existieren kann. Es 

stellt sich die Frage, in welcher Einheit Armut gemessen werden soll (Individuum, Hauhalt, 

Gesellschaft) und auf welche geographische Einheit. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die 

Frage nach dem zeitlichen Horizont, über den Armut gemessen werden soll und welchen 

Einfluss zum Beispiel schon temporäre Armut auf das spätere Leben haben kann 

beziehungsweise welche strukturellen Konsequenzen chronische Armut nach sich zieht. 

Schließlich die Frage danach, in wie fern eine Definition von Armut gleichzeitig ihre 

Ursachen erklären sowie Wege zu ihrer Beseitigung aufzeigen kann.  

Generell gibt es zwei dominierende Konzepte Armut zu definieren: Armut als finanzieller 

Mangel und Armut als Ungleichheit und Externalität. (Engels 2007:1) Beim ersten Konzept 

wird Minimalbedürfnissen ausgegangen, um Gesundheit und Arbeitskapazität zu erhalten. 

Das zweite Konzept begreift Armut als relative Positionierung eines Individuums oder eine 

Bevölkerungsschicht zu anderen, oder als  

„strukturelle Ausgrenzung von Menschen oder Gruppen, welche an ungerechter Auf-
teilung des Zugangs zu Gütern sichtbar wird. Diese führt zu einem Mangel an 
Wahlfreiheit um diejenigen Fähigkeiten auszubilden, die notwendig sind, um eine 
Grundsicherung herbeizuführen, Exklusion zu unterbinden und eine gesellschaftliche 
Partizipation zu bewerkstelligen.“ (Böhm et al. 2003:18)  

Dieses Konzept untersucht auch die Wechselwirkung zwischen arm und nicht-arm, zum Bei-

spiel innerhalb einer Gesellschaft.  
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Es wird ersichtlich, das Armut als absolute oder als relative Größe verstanden, dass sie als ob-

jektiv oder subjektiv wahrgenommen werden kann. Im Folgenden sollen nun einige Konzepte 

zur Messung von Armut vorgestellt werden. 

Absolute Armut 

Innerhalb des Entwicklungsdiskurses dominiert ein Armutskonzept, das Einkommen und 

Konsum misst, also die wirtschaftliche Dimension von Armut hervorhebt und – zurückgehend 

auf den bereits erwähnten Weltbankpräsidenten Robert McNamara – auch „absolute Armut“ 

bzw. der „Ressourcenansatz“ genannt wird. Von absoluter Armut sind jene Menschen betrof-

fen, deren Einkommen, Konsum oder Ressourcen nicht ausreichen, um ihre existenziellen 

Grundbedürfnisse zu befriedigen.  Nun muss dafür natürlich festgelegt werden, was denn 

menschliche Grundbedürfnisse sind. In der Deklaration von Kopenhagen29 1995 werden sie 

wie folgt zusammengefasst:  

„Absolute poverty is a condition characterised by severe deprivation of basic human 
needs, including food, safe drinking water, sanitation facilities, health, shelter, edu-
cation, andinformation. It depends not only on income but also on access to social 
services.“ (UN 1995:o.S.) 

Zur Messung absoluter Armut gibt es verschiedene Methoden, wie die „cost of basic needs 

method“, die die Kosten für einen Korb von als lebensnotwenig erachteten Waren errechnet, 

oder der „food energy intake method“ (Haughton/Khandker 2009:39), die die Kosten für die 

Deckung einer Mindestkalorienbedarfs für eine erwachsene Person errechnet. Durchgesetzt 

hat sich zur Messung der absoluten Armut aber die 1-Dollar-Grenze, welche von der Welt-

bank 1990 festgelegt wurde. Die Grenze leitet sich aus den Wechselkursen für Kaufkraftpari-

täten ab, welche im International Comparison Program Project errechnet wurden. (UN 

2009:47) Dadurch besitzt der eine Dollar KKP weltweit dieselbe Kaufkraft, wodurch sich die-

se Grenze hervorragend für internationale Vergleiche eignet. Die 1-Dollar-Grenze ist spätes-

tens seit den MDGs der bekannteste Maßstab zur Messung extremer Armut. Ihr übergeordne-

tes Ziel, extreme Armut bis 2015 zumindest zu halbieren, basiert auf der Annahme, dass ein 

US-Dollar pro Tag für die Befriedigung der Grundbedürfnisse ausreichen. Abhängig davon, 

wie Grundbedürfnisse definiert werden, kann die gewählte Armutsgrenze also empfindlich 

tief gelegt werden (UN 2009:50) und wie schon Rowntree argumentierte, kann bei dieser 

Grenze eigentlich nicht mehr von „Leben“ gesprochen werden:  

                                                 
29 Die Kopenhagener Deklaration für soziale Entwicklung war das Abschlussdokument des Weltgip-
fels für soziale Entwicklung der Vereinten Nationen vom 6.-12. März 1995 in Kopenhagen. 
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„My primary poverty line represented the minimum sum on which physiscal effi-
ciency could be maintained. It was a standard of bare subsistence rather than living.“ 
(Rowntree 1941:101f.) 

Das Konzept der absoluten Armut geht davon aus, dass sie ökonomisch bedingt sei, also vor 

allem einen Mangel an finanziellen Ressourcen darstellt. Die Verbesserung der wirtschaftli-

chen Situation sollte folglich automatisch zu einer Reduzierung der Armut führen. Doch nicht 

alle menschlichen Bedürfnisse können finanziell befriedigt werden, wie die ILO bereits 1976 

argumentierte:  

„Die Erfüllung der Grundbedürfnisse bedeutet die Deckung des privaten Mindestbe-
darfs einer Familie an Ernährung, Unterkunft, Bekleidung. Sie umfasst ferner die 
Inanspruchnahme lebenswichtiger Dienste, wie die Bereitstellung von gesundem 
Trinkwasser, sanitären Einrichtungen, Transportmitteln, Gesundheits- und 
Bildungseinrichtungen, und das Erfordernis, dass für jede arbeitsfähige und 
arbeitswillige Person eine angemessen entlohnte Arbeit zur Verfügung steht. 
Schließlich sollte sie auch die Erfüllung mehr qualitativer Bedürfnisse umfassen: 
Eine gesunde, humane und befriedigende Umwelt sowie eine Beteiligung des Volkes 
an Entscheidungen, die sein Leben und seinen Lebensunterhalt sowie seine 
individuelle Freiheiten betreffen." (ILO 1976: 7 f.) 

Obwohl sogar die Weltbank in ihrem World Development Report 2000/2001 die Multidimen-

sionalität von Armut anerkennt und ihr Armutsverständnis um die Begriffe Vulnerabilität, Un-

sicherheit, Stimm- und Machtlosigkeit erweitert (Demery/Marchant o.J.:1), ändert dies doch 

nichts an dem Festhalten an monetären Armutsmessungen,  so werden die soziopolitischen 

Dynamiken von Armut weiterhin  ignoriert. Durch die Einengung des Armutsbegriffs auf mo-

netäre Faktoren wird Armut reproduziert, versteckt, geduldet, legitimiert und perpetuiert. (UN 

2009:56) Die darauf aufbauenden Armutsbekämpfungsstrategien fokussieren auf wirtschaftli-

che Aspekte von Armut, obwohl die Ausblendung von sozialen Faktoren schon mehrfach An-

lass zu scharfer Kritik gegeben haben, wie zum Beispiel im Rahmen der bereits erwähnten 

Strukturanpassungsprogramme. 

 

Es gab daher Versuche, Alternativen für den monetären Ansatz zu finden. Gemeinhin werden 

diese unter dem Begriff „Lebenslagenansatz“ zusammengefasst. Die bekanntesten unter ihnen 

sind wohl die Indices des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP). Der 

wichtigste unter ihnen ist der Human Development Index, bemessen anhand einer Kombinati-

on aus Bruttoinlandsprodukt, Lebenserwartung bei der Geburt und Bildungsniveau. Weitere 

Indices sind der Human Poverty Index (HPI), der Gender Related Development Index (GDI) 
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und der Gender Empowerment Measure.30 Obwohl diese Indices neben dem Pro-Kopf-Ein-

kommen auch andere Dimensionen von Armut messen, stehen auch hier internationale Ver-

gleich im Mittelpunkt des Interesses. Die ungleiche Verteilung innerhalb der Länder werden 

nicht berücksichtigt und auch strukturelle Ursachen von Armut als langfristiger Prozess von 

globalen Ungleichheiten, Exklusion und Ausbeutung nicht angesprochen: 

„ By addressing only the immediate needs of the poor, superficial attempts are made 
at alleviating poverty. Eradicating poverty requires more than simply providing food, 
digging wells, donating seeds and farm tools, and offering technical assistance. In-
deed to tackle the root cause of poverty, issues of politics, justice, and rights must be 
addressed.” (Dixon 2002:1) 

 

Relative Armut 

Unabhängig davon ist absolute Armut relativ zum gesellschaftlichen Kontext. Die oben be-

schriebenen Grundbedürfnisse müssen nicht für alle Gesellschaften zutreffen. So argumentiert 

zum Beispiel Macarov:  

„However, even the very existence of these so-called basic needs can be argued. 
Homeless people, as their name implies, exist in many places without houses, living 
on the sidewalks, in parks, and other open places. Some desert nomads and Romas 
(once called Gypsies and still called „Travelers“ in some places) live completely 
without shelter. Australian aboriginies, African pigmies and some Papua-New Gui-
neans, until influeced by missionaries, wore no clothing at all. Finally, it is doubtful 
wether most people would  consider the blood sucked from a living cow that, to-
gether with milk from the same cow, is the total diet of some Kenyan tribes, to be 
food in the conventional sense.“ (Macarov 2003:20f)  

 
Es wird deutlich, dass universell gültige Grundbedürfnisse nicht existieren können, sondern 

abhängig sind von Raum und Zeit, weshalb Townsend absolute Armut als einen Zustand defi-

niert, der  in der spezifischen Gesellschaft als solche wahrgenommene Grundbedürfnisse er-

füllt. (Townsend 1979:915; Spicker/Leguizamon/Gordon 2007:7f.). Man spricht diesbezüg-

lich auch von relativer Armut.  

Laderchi (et al.) argumentieren, dass die Wahl für einen absoluten oder relativen Zugang mit 

der wirtschaftlichen Situation des Landes zusammenhängt. (Ruggeri Laderchi et al. 2003:4) 

In Ländern, in denen die Befriedigung minimaler Grundbedürfnisse eine dringende 

Angelegenheit ist, wird eher auf den absoluten Zugang zurückgegriffen. In Industrieländern 

hingegen wird mittlerweile fast ausschließlich von relativer Armut gesprochen, welche in der 
                                                 
30 Die Indices der Vereinten Nationen sind zugänglich unter http://hdr.undp.org/en/statistics/ 
[23.1.2013]. 
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Regel mit unter 40-60% des Medianeinkommens festgelegt wird. Relative Armut ist somit 

sozial definiert und abhängig von der Positionierung des Individuums gegenüber der 

Gesamtgesellschaft, aber auch verbunden mit Nachteilen innerhalb dieser, resultierend aus 

Ungleichheiten zwischen den Bevölkerungsschichten (Spicker et al. 2007:169; UN 2009:46). 

Die subjektive Wahrnehmung der eigenen Position innerhalb der Gesellschaft ist also ein 

wichtiger Aspekt dieses Konzepts. 

Im Gegensatz zum Konzept der absoluten Armut basiert das Konzept der relativen Armut 

nicht auf purer Subsistenz der Individuen sondern steht in direkter Verbindung mit Ungleich-

heiten zwischen gesellschaftlichen Gruppen und mit Fragen der Umverteilung. Laut Weltbank 

stellt Ungleichheit ein breiter gefächertes Konzept als Armut dar, da sie die Gesamtgesell-

schaft umfasst. „Inequality is a broader concept than poverty in that it is defined over the en-

tire population, not only below a certain poverty line.” (Haughton/Khander 2009:101) Dies 

lässt einiges auf das Armutsverständnis der Finanzinstitution schließen, zum Beispiel dass Ar-

mut und Reichtum nicht in einer wechselseitigen Beziehung zueinander stehen. 

Die Weltbank geht weiterhin davon aus, dass Armut bedingt ist durch Ungleichheiten im Be-

zug auf Einkommen und Konsum und argumentiert daher, dass ein Anstieg von Einkommen 

und Konsum zu Beseitigung von Armut beitragen würden. Dass generelles Wachstum ohne 

gesellschaftliche Umverteilung allerdings nicht zur Minderung von Ungleichheiten beiträgt, 

haben die vergangenen Jahrzehnte deutlich gezeigt. Da gesellschaftsimmanente Ungleichhei-

ten aber nur durch eine Umverteilung verringert werden können, kann relative Armut auch 

nicht beseitigt werden.  

An diesem Punkt wird auch die Arbeit von Amartya Sen wichtig, der fordert, Armut nicht als 

individuelles Problem, sondern als gesellschaftliches zu verstehen. Armut resultiert für ihn 

aus mangelnden Handlungsmöglichkeiten innerhalb der Gesellschaft, welche schließlich zu 

einem Mangel führen. Armut ist also das Resultat gesellschaftlicher Exklusion, einer 

gesellschaftlichen Ungleichheit. Das eigentliche Ziel der Armutsforschung sollte also sein, 

Mechanismen von Inklusion und Exklusion zu untersuchen, um die Entstehung von Armut zu 

verstehen.31 

 

 

                                                 
31 Vgl. dazu Sen 2000. 
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II. Teil: Länderstudie Sansibar 

4. Rahmenbedingungen der Armutsreduzierung auf Sansibar 

 

4.1 Geschichte und Politik Sansibars 

Bereits im griechischen Periplus des Eriträischen Meeres (Periplus Maris Erythraei) des ers-

ten nachchristlichen Jahrhunderts, einer detaillierten Beschreibung der Handelsrouten zwi-

schen  der ostafrikanischen Küste, der arabischen Halbinsel und der indischen Küste, findet 

sich der Begriff „Zanj“ als Bezeichnung für die Küstenbewohner Ostafrikas. Bei Claudius 

Ptolemäus 150 n. Chr. finden wir die Beschreibung der Insel Menuthias, von der ausgegangen 

wird, dass es sich um das heutige Sansibar handelt. (vgl. Schlichter 1891; Hilton 1993) Der 

Begriff „Sansibar“ („Zanjibar“) selbst stammt aus dem Persischen und bedeutet so viel wie 

Küste der Schwarzen. Heute ist Sansibar ein halbautonomer Inselstaat der Vereinigten Repu-

blik Tansania (Kiswahili: Jamhuri ya Muungano wa Tanzania), die aus dem Festland Tanga-

nyika und dem Insel-Archipel Sansibar mit seinen beiden Hauptinseln Unguja und Pemba be-

steht.  

4.1.1 Die Herausbildung einer Swahili-Kultur in einem Handelszentrum Ostafrikas 
 

Sansibar und die ostafrikanische Küste waren schon im Altertum eingebunden in das 

Handelssystem des Indischen Ozeans. Zu den frühen, mit Sansibar in Verbindung stehenden  

Händlern gehörten Perser, Hindus, Chinesen, Juden, Araber und Phönizier. Sie brachten 

chinesisches Porzellan, islamische Tonkunst, Stoffe, Gewürze und Dattel, die sie gegen Gold, 

Elfenbein, Schildkröten-Panzer, Tierhäute, Rhinozeroshorn, Kokosnüsse und 

Mangrovenstämme. Ab dem 17. Jahrhundert wurde Sansibar auch zum Zentrum des 

ostafrikanischen Sklavenhandels.  

Im 5. bis 6. Jahrhundert kam es zur Besiedelung des Archipels durch bantusprechende Völker 

und ab dem 7. bis 10. nachchristlichen Jahrhundert zur verstärkten Niederlassung von Ara-

bern, Persern und Indern sowie von afrikanisierten Shirazi32, die von der südsomalischen 

                                                 
32 Meinungen zu der ethnischen Gruppe der Shirazi gehen weit auseinander. Als Shirazi wurden ver-
mutlich die Nachkommen aus Beziehungen zwischen persischen Immigranten und der afrikanischen 
Bevölkerung an der Ostafrikanischen Küste, vor allem auf den Inseln Sansibars und den Komoren be-
zeichnet. Einige Historiker dementierten diese Theorie und erklärten die persische Abstammung als 
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Banadir-Küste aus unter anderem die Städte und Inseln Mogadishu, Mombasa, Malindi, 

Lamu, Kilwa, Mafia und Sansibar besiedelten. Diese waren zwar politisch voneinander unab-

hängig, aber durch regen Handel eng miteinander verbunden. (Hanak 1994:31) Aus der Ver-

mischung mit den Bantu–Völkern entstand die sogenannte „Swahili-Kultur“, eine   

„afrikanische Stadtkultur mit arabischen Elementen. Wichtige Aspekte dieser Kultur 
waren die gemeinsame Sprache Swahili, eine Bantusprache mit einem wesentlichen 
Anteil arabischer Fremdworte, die islamische Religion, sowie ein eigener Stil in 
Kleidung, Architektur und Kunst.“ (Hanak 1994:31) 

Innerhalb dieser Kultur lebte die afrikanische Bevölkerung vor allem von Landwirtschaft und 

Fischfang, während eine kleine, arabischstämmige Elite den Handel kontrollierte. Gleichzeitig 

führte die Absorption der Einwanderer aus dem Golfgebiet ab dem 11. Jahrhundert zur Aus-

breitung des Islam in Ostafrika :  

„In the twelfth century Idrisi and Yagut mention the presence of Muslims at Zanzibar 
and Pemba, a fact which is supported by the 1106/7 data on the famous reconstructed 
mihrab at Kisimkazi.“ (Pouwels 1987:22). 

 

4.1.2 Portugiesische Herrschaft 
 

Die ersten Muslime waren Sunniten aus Hadramaut und dem Yemen und Anhänger der 

shâfi’îtischen Rechtsschule.33 Der Islam wurde zu einem wesentlichen Bestandteil der Swa-

hili-Kultur, auch wenn er mit der Zeit lokale Charakteristika annahm. 

Nach der Umsegelung des Kap der Guten Hoffnung durch Vasco da Gama 1498/99 strebten 

die Portugiesen die Herrschaft über das Handelssystems des Indischen Ozeans an. Die Domi-

nanz der Portugiesen und ihre rasche Übernahme der Kontrolle über die ostafrikanischen Küs-

tengebiete ist auf die Überlegenheit ihrer Seeflotte und Waffen zurückzuführen, aber auch auf 

die Rivalitäten zwischen den Stadtstaaten. (Alpers 1969: 40) Das Interesse der Portugiesen 

galt dabei nicht der Kolonisierung Ostafrikas, sondern der Kontrolle der strategisch wichtigen 

Handelspunkte und vor allem des Goldhandels zwischen Kilwa Kisiwani und Sofala in 

Mosambik. (Alpers 1969: 41) 1505 stürmten ihre Truppen Kilwa und übernahmen allmählich 

                                                                                                                                                         
koloniale Konstruktion. Sheriff allerdings argumentiert „the Shirazi tradition has a historical kernel of 
truth which is important in understanding the survival of the ‚myth’ over all these centuries over such 
a large area.“ (Sheriff 1990:3; siehe auch Maliyamkono 2000 und Bakari 2001:69f.)  
33 Die Schâfiiten bilden mit den Mâlikiten, den Hanafiten und den Hanbaliten die vier Rechtschulen 
(madhâhib) des sunnitischen Islams. 
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den Goldhandel, in dem sie muslimische Händler sukzessive von diesem ausschlossen. Kilwa 

war nach der Übernahme des Handels mit Sofala schließlich nicht mehr attraktiv genug, die 

Portugiesen verließen die Stadt 1512 und machten Mombasa und Sansibar zu neuen wichtigen 

Stützpunkten.  

Neben den wirtschaftlichen Interessen wurde ab 1560  mit Gewalt und Inquisition versucht, 

das Christentum an der mittlerweile islamisch geprägten Küste zu verbreiten. Das aggressive 

Vorgehen der Portugiesen führte zu immensem Widerstand. 1698 wurden sie schließlich mit 

Hilfe des omanischen Herrschers Seif bin Sultan vertrieben.  

 

4.1.3 Das Sultanat Sansibar 
 

Durch seine Intervention im Widerstand gegen die Portugiesen kam die Ostafrikanische Küste 

zunehmend unter die Kontrolle der omanischen Herrscher. Als Sayyid Said bin Sultan 1821 

seine Residenz von Muscat nach Sansibar verlegte und somit einen omanischen Staat errichte-

te, verlor die Insel endgültig ihre Autonomie und wurde gleichzeitig zum Handelszentrum der 

Küste. Der verstärkte arabische Einfluss führte zu drastischen Veränderungen der lokalen Ge-

sellschaft, ausgelöst vor allem durch den Sklavenhandel und die dominanter werdende Rolle 

der Religion. 

Der Sultan ließ im Norden Ungujas große Nelkenplantagen anlegen und machte die Insel zum 

Zentrum des ostafrikanischen Sklavenhandels. Die Sklaven wurden auch für die Plantagear-

beiten eingesetzt: Sansibar wurde zum größten Exporteur für Gewürznelken. Durch die Aboli-

tion des Sklavenhandels 1873 und das Verbot der Sklavenhaltung 1897 veränderte sich die 

gesellschaftliche Struktur Sansibars abermals, viele ehemalige Sklaven wurden integriert, 

durch die entstand eine engere Verbindung zum Festland Ostafrikas (Alpers 1969: 55). Bis 

1907 wurden 17.293 Sklaven freigelassen (Maliyamkono 2000:4). Nach der Abschaffung der 

Sklaverei kam es zu einem Arbeitskräftemangel auf den Plantagen, später wurden unter 

britischer Herrschaft Arbeitskräfte vom afrikanischen Festland rekrutiert, vor allem aus 

Tanganyika, Mosambk, Malawi, Kongo, Kenya und Uganda. 1948 belief sich ihre Anzahl auf 

51.267. (Mosare 1969: 223; Chachage 2000:26) 

Sultan Sayyid Said intensivierte auch den Handel mit den europäischen Mächten, die zuneh-

mend in Ostafrika expandierten. Sansibar erfuhr dabei einen wirtschaftlichen Aufschwung 

und wurde so noch attraktiver für die Einwanderung aus dem Oman und für asiatische Händ-
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ler. Die Anzahl der angesiedelten Asiaten, vor allem muslimische Inder stieg bis 1870 auf 

5000. (Alpers 1969:47)  

 

4.1.4 Britische Herrschaft und Ethnizität auf Sansibar 
 

Vor allem Großbritannien gewann enormen Einfluss auf die Region, so dass Sultan Bargash 

sein Herrschaftsgebiet an britische und deutsche Handelsgesellschaften abtreten und 1873 auf 

britischen Druck den Sklavenhandel verbieten musste. (Mosare 1969:224) Durch die britische 

„Allianz“ erhoffte sich der Sultan allerdings eine Verstärkung seiner Machtposition. Unter 

seinem Nachfolger, Sultan Seyyid Khalifa, errichteten die Briten schließlich 1890 das 

Protektorat Sansibar als konstitutionelle Monarchie, der Sultan blieb Herrscher, der 

englischen Krone unterworfen. Als aber 1914 die Verwaltung Sansibars dem Colonial Office 

unterstellt wurde, endete die Souveränität des Sultans. Er blieb jedoch Präsident des Executive 

Councils, das außer ihm noch von einem British Resident und sechs britischen Beamten 

geführt wurde. Das Legislative Council hingegen stand unter dem Vorsitz des British 

Resident, acht weiteren britischen Beamten sowie acht Vertretern der ethnischen Gruppen, 

allerdings spiegelte die Verteilung der Stimmen nicht die realen Zahlenverhältnisse innerhalb 

der Bevölkerung wider. (Hanak 1994:38) Die britische Kolonialmacht privilegierte weiterhin 

die arabische und asiatische Minderheit und rekrutierte sie in das Kolonialsystem. (Mosare 

1969:225) 

Die sogenannten „Shirazi“ gingen aus der Vermischung von bantusprechenden Völkern und 

den frühen Einwanderern aus der Golfregion hervor. Maliyamkono allerdings bezeichnet sie 

als Konstruktion der Briten (Maliyamkono 2000:4) und argumentiert, dass ethnische Zuwei-

sungen innerhalb der Bevölkerung Sansibars erst im 2. Weltkrieg notwendig wurden, als es 

aufgrund der Nahrungsmittelknappheit zu einer Rationierung der Lebensmittel kam und plötz-

lich die Kategorie „Shirazi“ in der Volkszählung eingeführt wurde. (Maliyamkono 2000:5) So 

erhielten letztere lediglich Maismehl und Bohnen, Araber und Inder erhielten Reis, während 

sich die Europäer über  Brot, Reis und Fleisch freuen durften.  

„One informant, when asked about the history of the Shirazis graphically put it that 
they were a product of famine: Ni njaa, mwanangu. Njaa ndiyo ilizaa makabila haya 
hapa Zanzibar’! (It is famine, my son. Famine created these tribes here in Zanzibar).“ 
(Maliyamkono 2000:5) 



 

 64 

Die Volkszählung des Jahres 1948 ergab einen Shirazi-Anteil von 60,%, 21%  waren Afrika-

ner vom Festland und 18,2% Asiaten (Araber, Inder, Goa, Pakistani). (Maliyamkono 2000:42) 

Da die Araber zahlreiche Privilegien genossen, begannen die Sansibaris sich mehr und mehr 

mit dem Begriff „Shirazi“ zu identifizieren, um sich von den Festland-Afrikanern abzugren-

zen:  

„By the 1940s, many of these [Anm. indigenous Zanzibar Africans] considered them-
selves to be Shirazi. This was because many people ,who outwardly appeared to be 
of African origin found it more advantageous to call themselves Arabs because Ar-
abs received greater privileges“. (Chachage 2000:29) 

Diese ethnische Zuordnung der Bevölkerung und Bevorzugung der arabischen Minderheit 

führte schließlich zur Herausbildung eines sansibarischen Nationalismus unter der „afrikani-

schen“ Mehrheit: die Araber wurden zum „racial and class enemy“ (Maliyamkono 2000:42), 

zum Feindbild, was einen wesentlichen Faktor für den Ausbruch der Revolution von 1964 

darstellen sollte. Die Bevölkerung organisierte sich in über die ethnische Zugehörigkeit defi-

nierten Vereinigungen: ab den 1930ern kam es zur Bildung der Shirazi Association, der Afri-

can Association, die eng verbunden war mit der African Association in Tanganyika sowie der 

Arab Association. Letztere war „anti-European and anti-African“ (Chachage 2000:33) und 

verlangte die Unabhängigkeit Sansibars unter der Herrschaft des omanischen Sultans. Aus ihr 

ging später die Zanzibar National Party hervor. 

Im Jahr 1960 erhielt Sansibar eine neue Verfassung, ein Jahr später wurden Wahlen für das 

Legislative Council, das nun National Assembly hieß, durchgeführt, das zu einem Parlament 

ohne britische Beamte umgestaltet wurde. (Hanak 1994:39) Die Afro-Shirazi-Party (ASP) ge-

wann zehn Sitze, die Zanzibar National Party neun Sitze und die Zanzibar and Pemba Peo-

ple’s Party drei Sitze. Die Vertreter der Parteien waren auch in den Ministerien vertreten.  

 

4.1.5 Unabhängigkeit und Union 
 

Die sansibarische Regierung hielt die exekutive als auch legislative Gewalt, außenpolitische 

Angelegenheiten sowie Verteidigung und innere Sicherheit waren bis zur Unabhängigkeit am 

10. Dezember 1963 unter britischer Kontrolle. Ab dann fungierte der Sultan wieder als konsti-

tutioneller Monarch. Zwar hatte die ASP in den Parlamentswahlen die absolute Mehrheit 

erreicht, doch kam es 1963 zu einer Koalition zwischen ZNP und ZPPP, beide arabische 
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Interessensvertreter,  was die privilegierte Stellung der arabischen Oligarchie sicherte. (Hanak 

1994:62) 

Die allgemeine Unzufriedenheit über die sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten zwi-

schen afrikanischer Mehrheit und arabischer Minderheit führte schließlich zum Ausbruch der 

Revolution am 12. Jänner 1964. (Mosare 1969:237) Anhänger der ASP stürmten das Waffen-

lager und andere strategisch wichtige Punkte. Nur einen Tag später kapitulierte die Regierung 

und der Sultan sowie ein Großteil der arabischen Oberschicht flohen aufs Festland.  Unter der 

Führung von Abeid Amani Karume übernahm der sogenannte Revolutionsrat Sansibar. Am 

25. April 1964 gründeten Karume und Julius K. Nyerere, Präsident Tanganyikas, eine konsti-

tutionelle Union zwischen den beiden Staaten unter dem Namen Vereinigte Republik 

Tansania (Kiswahili: Jamhuri ya Muungano wa Tanzania), mit Nyerere als Präsidenten und 

Karume als Vizepräsidenten. Als Grund für diese Entscheidung wurde die historische 

Verbundenheit der beiden Länder und die Freundschaft und Verwandtschaft der beiden 

Völker, die durch die Union zusätzlich verstärkt werden sollte, sowie das Ziel der Erlangung 

einer „afrikanischen Einheit“ (Hanak 1994:64) angegeben. 

Sansibar blieb innerhalb der Union semiautonom, ein Unionsvertrag regelt die Zuständigkei-

ten in verschieden Angelegenheiten, wobei die wichtigsten Punkte (Polizei, politische Voll-

macht aufgrund des Notstandsgesetzes, Außenpolitik, Verteidigung, Staatsbürgerschaft, Ein-

wanderung, Außenhandel und Kreditnahme, öffentlicher Dienst der VR, Einkommenssteuer, 

Zoll und indirekte Steuern, Hafenverwaltung, Zivilluftfahrt, Post und Telefon, Geldprägung, 

Devisen und Banken, höhere Bildung, Konzession für Industrie, Statistik und Bodenschätze) 

durch die Unionsregierung gesteuert werden und der sansibarischen Regierung lediglich die 

Landwirtschaft, Volksschulen und höhere Schulen, das Gesundheitswesen, der Straßenbau, 

das Rechtswesen und die wirtschaftliche Planung untersteht. (Hanak 1994:62) 

Innerhalb der Revolutionsregierung gab es keinerlei Gewaltenteilung, der Revolutionsrat 

lehnte außerdem Wahlen ab:  

„Ein seltsamer Aspekt der Verfassung von Tazania ist das fast totale Fehlen der 
Zusage für eine konstitutionelle Regierung in Zanzibar. Während das Festland 
Tanganyika ein Parlament und ein unabhängiges Rechtswesen hat, fehlen diese in 
Zanzibar.“ (Aumüller 1980:122)  

Dazu kam die Unterdrückung der politischen Opposition. Die fehlende Legitimierung wider-

sprach den verfassungsmäßig festgelegten Prinzipien der Republik und wurde international 
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kritisiert, dennoch wurde an der Union festgehalten. Inoffiziell wurde die Union wohl eher 

auf politischen Druck von außen gegründet. Die Revolutionsregierung Sansibars schlug 

zunächst eine sozialistische bzw. kommunistische Richtung ein, im Zuge dessen die großen 

Plantagen verstaatlicht und der Verwaltungsapparat „afrikanisiert“ wurde. Die politische Un-

sicherheit in der Zeit des Kalten Krieges und die Angst der USA vor der Ausbreitung des 

Kommunismus waren wohl wesentliche Faktoren bei der Gründung der Union:  

„Nyerere had to do something about the Zanzibar problem [...] In the absence of action 
from Tanganyika the place would have been completely controlled by the communists.“ 
(Wilson 1989:75) 

Für Nyerere sicherte dies die Unterstützung von außen, für Karume die militärische Unterstüt-

zung durch das Festland und seine illegitime Machtposition. Das Vorgehen der 

Revolutionsregierung und der Mangel an qualifizierten Führungskräften (Karume selber 

besuchte nur drei Klassen der Pflichtschule) führte zu einer Verschlimmerung der politischen 

und wirtschaftlichen Lage des Archipels: „Zanzibar, which once enjoyed the second highest 

per capita income in Africa, is now categorised by the UN as the poorest and least 

developed.” (Wilson 1989:4f.) 

1972 wurde Abeid Amani Karume bei einem Attentat auf Sansibar getötet. Unter seinem 

Nachfolger Aboud Jumbe beschlossen Tanganyika African National Union (TANU) und ASP 

sich zur Chama cha Mapinduzi (CCM, die Revolutionspartei) als einzige Partei der tansani-

schen Union zu vereinigen. (Maliyamkono 2000:66) Die neue Unionsverfassung 1977 sah 

erstmals auch Wahlen für Sansibar vor. Sansibar selbst erhielt 1980 eine neue Verfassung, die 

die Gewaltentrennung sicherte. (Hanak 1994:67)  

1984 glich der sansibarische Präsident Ali Hassan Mwinyi die Verfassung jener der Union an 

und wurde daraufhin als Präsidentschaftskandidat für dieselbe nominiert. Die Stärkung der 

Einbindung in die Union wurde auf Sansibar allerdings stark kritisiert. Bis heute steht die Fra-

ge der Legitimität der Union im Zentrum des politischen Diskurses auf Sansibar. 

 

4.1.6 Mehrparteiensystem und politische Unruhen 
 

Auf internationalen Druck wurden auf Sansibar im Jahr 1995 erstmals Mehrparteien-Wahlen 

durchgeführt, die die CCM und ihr Präsidentschaftskandidat Dr. Salmin Amour mit 50,2% 

gewinnen konnten. (COG 2000:7) Die Oppositionsparteien sowie Mitglieder der internationa-
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len Gemeinschaft, wie die Afrikanische Union (AU), die Europäische Union und Vereinigten 

Staaten von Amerika, kritisierten die Wahlen als irregulär und sprachen von einer Manipulati-

on des Ergebnisses durch die CCM und die Zanzibar Electoral Commision (ZEC). Vor allem 

Anhänger der Partei Civil United Front (CUF) protestierten gegen den Wahlausgang und for-

derten Neuwahlen. Die Demonstrationen wurden vom sansibarischen Militär und der Polizei 

gewaltsam niedergeschlagen. Als Reaktion darauf verweigerte die CUF die Arbeit im Parla-

ment (House of Representatives), während die internationale Gebergemeinschaft ihr Hilfszah-

lungen an Sansibar einstellte. 1999 unterzeichneten die rivalisierenden Parteien schließlich 

ein Versöhnungsabkommen (Muafaka I), die CUF beendete ihren Boykott. Vorschläge zu 

einer notwendigen Verfassungsänderung vor allem in Bezug auf den demokratischen 

Gleichheitsgrundsatz wurden aber von der Regierungspartei abgelehnt. (FIDH 2001:10) 

Bei den zweiten Mehrparteien-Wahlen im Jahr 2000 hatte sich an den Spannungen zwischen 

den Parteien nichts geändert. Wieder kam es zu einem Sieg der CCM, wieder wurden die 

Wahlen sowie ihr Ergebnis international angefochten. Wahlbeobachter und Anhänger der Op-

position forderten Neuwahlen, die von der Wahlkommission jedoch abgelehnt wurden. Dar-

aufhin kam es zu Gewaltausschreitungen, die laut Berichten der International Federation for 

Human Rights mindesten 32 Opfer und zahlreiche Verletzte forderten. (FIDH 2001:15) 2001 

wurde ein erneutes Versöhnungsabkommen unterzeichnet (Muafaka II). 

 

Die Wahlen im Jahr 2005 liefen laut Wahlkommission sowie internationalen Beobachtern des 

Commonwealth und des Southern African Centres frei und fair ab. Dies widerspricht jedoch 

der allgemeinen Meinung der Bevölkerung sowie der Unrepresented Nations and Peoples Or-

ganization (UNPO) und des East African Human Rights Institute (EAHRI). Die beiden Orga-

nisationen stimmen zwar zu, dass die Wahlen friedlicher verliefen als in den Jahren zuvor, he-

ben allerdings weiterhin Betrug bei den Auszählungen, Gewaltausschreitungen in Zanzibar 

Town und Verletzungen des Menschen- und Zivilrechts hervor (UNPO 2005:12). Auch wurde 

berichtet, dass CCM Anhänger in mehreren Wahlkreisen wählten:  

„In Forodhani, at around 2pm, the police and the army carried dozens of evidently 
scared people and placed them in the queue of the polling station. The UNPO Ob-
server discovered, by directly asking the persons involved, that the people were 
brought into Forodhani from the outside to vote in the Urban District. When the local 
inhabitants (some of whom did not have the right to vote in Forodhani, although they 
live in this neighborhood) protested, the Police charged and fired warning shots in 
the air.“ (UNPO 2005:12)  
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Nach den Wahlen boykottierte die CUF die Arbeit im ZHR erneut und hielt ihren Protest bis 

2009 durch, als es innerhalb der Regierung zu einer Debatte über die Gründung des Govern-

ment of National Unity (GNU) kam. 

Zwar spielen frühere ethnische Kategorisierungen heute nicht mehr dieselbe Rolle wie im ko-

lonialen Sansibar. Laut einer Befragung im Jahr 2000 sehen sich 75% der Bevölkerung als 

„Afrikaner“, 23% als Araber und nur 1% als Shirazi, was verdeutlicht, dass diese Kategorie 

faktisch nicht mehr existiert: „The Zanzibaris are by and large one people, who have lost their 

tribal distinction“ (Maliyamkono 2000:142). Dennoch spiegeln sich ethnische Selbstzuschrei-

bungen im politischen Geschehen und den Wahlergebnissen wider, vor allem wenn es um die 

Frage der Union mit Tanganyika geht. Allerdings ist nicht mehr die Unterscheidung zwischen 

Shirazi und Arabern vorrangig, sondern die Abgrenzung zu „mainlandern“, also Menschen 

vom Festland Tansanias:  

„Although most of the non-Arab Zanzibaris appear to be black, and would have been 
classified as black in other colour-bar situations such as pre-civil rights USA, they 
are in fact of mixed descent. Largely due to the historical-social factors referred to 
earlier, the mixed-race Zanzibaris have usually identified themselves as either Arabic 
or at least non-African. This has been more the case in Pemba than in Unguja [...] In 
general terms the mixed-race group also tended to support ZNP and ZPPP, and tends 
to support the CUF now [...] „Mainland“ Africans in Zanzibar, needless to say, have 
clearly tended to support the ASP and tend to support CCM now.“ (Maliyamkono 
2000:45) 

Neben Ethnizität spielt auch Religion eine nicht zu unterschätzende Rolle innerhalb der 

Politik. Die Frage nach der asymmetrischen Machtverteilung in der Union zwischen dem 

muslimischen Sansibar und dem überwiegend christlichen Tansania ist auch verbunden mit 

religiösen Auseinandersetzungen zwischen Muslimen und Christen. Die Bevölkerung Sansi-

bars, die zu 99% muslimisch ist (CIA 2012:o.S.), fühlt sich in der Union ungleich behandelt. 

Dem Druck der Unionsregierung nachgebend zog die sansibarische Regierung ihren Beitritt 

zur Organization of the Islamic Conference (OIC) nach nur einem Jahr wieder zurück. Forde-

rungen nach einem Wiedereintritt werden aber weiterhin von der Bevölkerung erhoben. Einen 

weiteren Höhepunkt politischer Proteste und religiöser Unruhen stehen im Kontext der Forde-

rung nach der politischen Unabhängigkeit Sansibars, die seit Mai 2012 durch die religiösen 

Nichtregierungsorganisation UAMSHO (Jumuiya ya Uamsho na mihadhara ya kiislam, dt. 

Vereinigung für islamische Mobilisierung und Verbreitung) erhoben wird. In der sansibari-

schen Bevölkerung konnte UAMSHO immer mehr Anhänger für sich gewinnen und brachte 

sie unter anderem auch dazu, die Volksabstimmung 2012 zu boykottieren. Als Reaktion auf 
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die neue Gewaltwelle hat die Unionsregierung erklärt, bis 2014 eine neue Verfassung zu for-

mulieren. Zentrale Debatte wird dabei die Rolle Sansibars innerhalb der Union sein. 

 

4.1.7 Regierung und Verwaltung 
 

Um die anhaltenden politischen Spannungen zu beenden, formulierte die Regierung 2010 ein 

Referendum zur Bildung einer Regierung nationaler Einheit (GNU), das dem Parlament vor-

gelegt und von ihm ratifiziert wurde. Im Juli fand eine von der ZEC überwachte Volksabstim-

mung statt, bei der 66,4% der Bevölkerung der Bildung der GNU zustimmten. Im August 

2010 wurde schließlich die Verfassung geändert und die neue Regierung gebildet. (Uki 

2010:2ff.) Innerhalb der GNU wird der Präsident von der stimmenstärksten Partei gestellt, der 

erste Vize-Präsident von der zweitstärksten Partei, die Nennung des zweiten Vize-Präsident 

ist wiederum an keine Parteizugehörigkeit geknüpft. 

Die Exekutivmacht hält der Präsident und die beiden Vizepräsidenten, die 18 Minister und der 

Generalstaatsanwalt (Attorney General). Zusammen bilden sie den sogenannten Revolutiona-

ry Council. Zur Legislative gehören der Präsident sowie das ZRP mit seinen 81 Mitgliedern, 

von denen fünfzig direkt und zehn vom Präsidenten in Absprache mit der Opposition gewählt 

werden. Jede der fünf Regionen Sansibars34 hat einen vom Präsidenten ernannten Regional 

Commissioner, der zugleich auch Mitglied des Parlaments ist. Die restlichen Plätze werden 

von den Parteien besetzt, wobei 15 Plätze für Frauen reserviert sind. Die Legislative setzt sich 

zusammen aus dem sansibarischen Höchstgericht und diesem unterstellte Gerichte. Die Rich-

ter des Höchstgerichts werden vom Präsidenten ernannt. Neben diesem System existieren 

auch einflussreiche islamische Gerichte (Khadi Courts), die vor allem Angelegenheiten des 

Familienrechts regeln. 

 

                                                 
34 Das Inselarchipel stellt derzeit fünf Verwaltungsregionen (Mkoa) innerhalb der sechsundzwanzig 
Regionen Tansanias: Kaskazini Pemba, Kusini Pemba, Kaskazini Unguja, Kusini Unguja, Mjini Mag-
haribi. Jede Verwaltungsregion ist in zwei Distrikte (Wilaya) geteilt, die sich wiederum in 236 Bezirke 
(Shehia) gliedern. (RGoZ 2003:2) 
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4.2 Bevölkerung und Wirtschaft 

 

4.2.1 Demographie 
 

Die letzte Volkszählung des Jahres 2002 ergab eine Gesamtbevölkerung von 981.752 mit ei-

ner durchschnittlichen Wachstumsrate von 3,1% jährlich. Das Bevölkerungswachstum ist in 

den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen, so betrug es beispielsweise im Jahre 1978 

noch 2,7%. (ILO 2010:18) Wie in den meisten Länder des subsaharischen Afrikas handelt es 

sich auch bei der sansibarischen Bevölkerung um eine sehr junge: 44,3% der Gesamtbevölke-

rung sind unter 15 Jahre alt, während jene über 64 Jahren lediglich 3% ausmachen (RGoZ 

2010:22). Im Durchschnitt ist die sansibarische Bevölkerung 22,1 Jahre alt. Das geringe 

Durchschnittsalter der Bevölkerung stellt die sansibarische Regierung vor große Schwierig-

keiten, vor allem im Bereich der Bildung, der Gesundheit und der Beschäftigung am Arbeits-

markt.  In Verbindung mit einem äußerst limitierten Zugang zu staatlichen Sozialleistungen 

birgt die Situation auch für die Zukunft große soziale und finanzielle Herausforderungen. Mit 

ihrer durchschnittlich höheren Lebenserwartung macht die Situation vor allem ältere Frauen 

zu einer besonders armutsgefährdeten Bevölkerungsgruppe. (ILO 2010:18) 

Dem globalen Trend folgend ist auch auf Sansibar ein deutliches Wachstum der städtischen 

Bevölkerung zu bemerken. Betrug sie 1978 noch 32,6% der Gesamtbevölkerung, waren es 

2010 bereits 42,8%. Die schnelle Urbanisation impliziert die Notwendigkeit des Ausbaus so-

zialer Dienstleistungen, da in den Städten die Arbeitslosenraten am höchsten sind, gleichzeitig 

aber die Stadtmigration oft mit einem Wegfall der traditionellen Netzwerke verbunden ist. 

(ILO 2010:23) Auf der anderen Seite sind es mehrheitlich Männer, die auf der Suche nach 

Einkommensmöglichkeiten in die Städte ziehen und dabei ihre Familien zurücklassen.  

 

4.2.2 Fertilität 
 

Die Fertilitätsrate sinkt auf Sansibar nur sehr langsam. Während das HBS 2004/05 eine Rate 

von 5,3 Kindern pro Frau verzeichnet, betrug sie Jahr 2010 noch 5,1. (OCGS 2011:4) Bemer-

kenswert ist die Fertilitätsrate vor allem auch unter älteren Frauen über 30 Jahren, die im Ge-

gensatz zum Festland Tansanias besonders hoch ist, während Frauen unter 19 Jahren im Ver-

gleich noch deutlich weniger Kinder haben. (ILO 2010:21) 
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Die durchschnittliche Größe der Haushalte hat sich in den vergangenen Jahren nicht verändert 

und beträgt 5,5 Personen pro Haushalt, wobei urbane Haushalte generell größer sind (6,1). 

 

4.2.3 Lebenserwartung und Mortalität 

 

Die Lebenserwartung auf Sansibar ist seit dem Jahr 1988 von 47 auf 60,8 gestiegen. (RGoZ 

2009:31) Der im Vergleich zu anderen subsaharischen Ländern Afrikas starke Anstieg in die-

ser Periode ist vermutlich auf die niedrige HIV-Prävalenzrate von 0,6% zurückzuführen. In 

ländlichen Gebieten sowie auf der Insel Pemba beträgt sie allerdings nur 55,9 Jahre. Die 

Säuglings- und Kindersterblichkeitsraten sind zwar in der Vergangenheit stark gesunken, aber 

immer noch hoch: 79 bzw. 101 pro 1.000 Lebensgeburten im Jahr 2007. (RGoZ 2009:33) Die 

Müttersterblichkeit auf Sansibar ist ein besonders großes Problem, da sie in der 

Vergangenheit kontinuierlich gestiegen ist und derzeit 422 von 100.000 beträgt. (RGoZ 

2009:34)  

Zu konstatieren sind für diese Daten deutliche Diskrepanzen in den Regierungsdokumenten: 

die Zahlen in den Erhebungen für das MKUZA II sind deutlich niedriger als jene des 

Population and Housing Census. 

 

4.2.4 Wirtschaft und Beschäftigung 

 

Die wichtigsten wirtschaftlichen Sektoren sind Tourismus, Handel, Industrie und Landwirt-

schaft. Letztere beinhaltet auch Fischerei und Forstarbeit und beschäftigt über 41% der ar-

beitsfähigen Bevölkerung, während der Tourismus insgesamt 17,2% beschäftigt. (ILO 

2010:34) Das Wirtschaftswachstum ist zwar seit den neunziger Jahren stetig gestiegen und er-

reichte 2002 sogar einen Wert von 8,6%, doch fällt es in den letzten Jahren wieder merklich 

ab. Die Inflation (20,6%) steigt ebenfalls an, besonders deutlich sind Preisanstiege bei Le-

bensmitteln, Energie und Transport. Das staatliche Budgetdefizit betrug im Fiskaljahr 

2009/20010 93,02 Milliarden TZS. Ohne ODA und Schuldenstreichung wären es 240,11 

Milliarden TZS und damit 27,3% des BSP gewesen, was auf eine starke Abhängigkeit von 

ausländischen Hilfszahlungen hindeutet. (RGoZ 2010:120f.) 
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Laut ILO erwirtschafteten im Jahr 2006 78,3% der Bevölkerung über 15 Jahren ein finanziel-

les Einkommen: 83% der Männer, aber nur 73,8% der Frauen (2010:23), was vermutlich auf 

die traditionelle Perzeption von Geschlechterrollen zurückzuführen ist. Die Daten zu Arbeits-

losigkeit (0,2% im urbanen und 2,6% im ruralen Gebiet) basieren auf der internationalen De-

finition der ILO35 und sind daher für den sansibarischen Kontext nicht aussagekräftig. Es 

muss bedacht werden, dass die ILO ihre Daten nur aus dem formellen Sektor bezieht. Auf 

Sansibar bezogen gilt es aber, auf die Bedeutung von Beschäftigung im informellen Sektor 

und von Unterbeschäftigung einerseits, sowie auf eine ungleiche Verteilung zwischen den Ge-

schlechtern, den Altersgruppen und den Regionen andererseits hinzuweisen: Lediglich 17,4% 

der arbeitenden Bevölkerung sind in einem bezahlten Beschäftigungsverhältnis im formellen 

Sektor. 45% arbeiten unbezahlt im Haushalt, 9% in der Subsistenzlandwirtschaft und 28% 

sind im nicht-landwirtschaftlichen Sektor selbstständig. (ILO 2010:35) 76% der Männer und 

52% der Frauen über 60 Jahre sind noch beschäftigt, allerdings stehen nur 6% bzw. 1% in ei-

nem bezahlten Arbeitsverhältnis, während der Rest unbezahlter Arbeit im Haushalt und der 

Subsistenzlandwirtschaft nachgeht. (ILO 2010:36) 

Das Pro-Kopf-Einkommen ist deutlich gestiegen, von 261.000 TSZ (251 USD) im Jahr 2002 

auf 639.000 TSZ (534 USD) im Jahr 2008. Doch nur 29,3% der Gesamtbevölkerung beziehen 

einen regelmäßigen Gehalt, im ländlichen Gebiet nur 18,8%. (RGoZ 2009:52) Dieser Ein-

kommensanstieg in Kombination mit der Tatsache, dass die Mehrheit der arbeitenden Bevöl-

kerung einer unbezahlten Tätigkeit im Haushalt oder der Landwirtschaft nachgeht, sowie mit 

der Tatsache, dass der Anteil am Gesamtkonsum der unteren 20% der Bevölkerung von 9,3% 

im Jahr 2004/05 auf 8,8% im Jahr 2009/2010 gesunken ist, zeugt von einer äußerst ungleichen 

Verteilung des Wohlstandes. 

Ein wichtiger Aspekt hierbei ist auch der fehlende Anspruch auf staatliche Sozialleistungen, 

der mit einer Beschäftigung im informellen Sektor einhergeht: nur 2% dieser Beschäftigten 

zahlen freiwillige Sozialversicherungsbeiträge. Doch auch die Beschäftigung im formellen 

Sektor ist offenbar keine Garantie dafür: so werden für 47% der Angestellte im öffentlichen 

Sektor als auch in der Privatwirtschaft keine Beiträge geleistet. Außerdem bestehen deutliche 

Unterschiede zwischen den Gehältern von Frauen und Männern: Während Frauen im öffentli-

chen Bereich 26% weniger verdienen als ihre männlichen Kollegen, sind es in der Privatwirt-

schaft 45% und im informellen Sektor 46%. (ILO 2010:42) 

                                                 
35 „The unemployed population is made up of persons above a specified age who are available to, but 
did not, furnish the supply of labour for the production of goods and services.“ (ILO 2013:o.S.) 
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4.3 Armut und soziale Ungleichheit 

 

Als semiautonomer Teil der Republik Tansania gibt es für das Inselarchipel Sansibar keine 

gesonderten entwicklungspolitischen Daten im internationalen Vergleich. Tansania belegte im 

Jahr 2009 bei der Messung des HDI den 151. Platz von 177 Ländern. Mit einem Wert von 

0,53 liegt es nur gering über dem Durchschnitt von 0,514 der subsaharischen Länder Afrikas 

und wird daher als Low Human Development Country eingestuft. (RGoZ 2009:26f.) 

In einer Befragung von 4.296 Haushalten in ganz Sansibar wurden die Familienvorstände ge-

beten, über eine Periode von 28 Tagen ein Tagebuch über ihre Einnahmen und Ausgaben zu 

führen. Dabei wurden gekaufte und selbstproduzierte Waren, sowie Geschenke und durch 

Tauschhandel erstandene Güter berücksichtigt. Anhand dieser Daten wurden schließlich die 

Armutsgrenzen für Sansibar berechnet, wobei beachtet wurde, dass Kinder weniger konsu-

mieren und die Preise zwischen den Regionen voneinander abweichen. Nicht berücksichtigt 

wurde die Inanspruchnahme öffentlichen Dienstleistungen. Die Auswertung der Daten ergab 

eine Festlegung der Armutsgrenzen auf 26.904 TZS (Food Poverty Line) bzw. 41.027 TZS 

(Basic Needs Poverty Line) pro Monat und Erwachsenem. (OCGS 2012:133) Während die 

Food Poverty Line ein Einkommen festlegt, das ausreicht um den Mindestkalorienbedarf ei-

nes Erwachsenen (es wird von einem Bedarf von 2200 Kalorien ausgegangen) decken zu 

können, werden für die Basic Needs Poverty Line auch andere Konsumgüter in die Berech-

nungen miteinbezogen. Derzeit leben 44,4% der sansibarischen Bevölkerung unter der Basic 

Needs Poverty Line und 13% unter der Food Poverty Line. (OCGS 2012:x)  

Die Armutsgrenzen wurden seit den letzten Berechnungen deutlich angehoben: Die Befra-

gung von 12.671 Haushalten im Jahr 2006 ergab eine Food Poverty Line von 12.573 TZS und 

eine Basic Needs Poverty Line von 20.185 TZS pro Monat und Erwachsenem. (OCGS 

2012:97) 

 

4.3.1 Vision 2020 
 

Mitte der neunziger Jahre begann die sansibarische Regierung auf die sich verändernde politi-

sche und wirtschaftliche Situation und die immer weiter steigende Armut zu reagieren. Einer-

seits führten das Ende des Kalten Krieges zu geopolitischen Veränderungen und die fort-

schreitende Globalisierung zu neuen Entwicklungen am Weltmarkt, andererseits kam es im 
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Zuge der Strukturanpassungsprogramme zu verheerenden sozialen Veränderungen. Diese 

strukturellen Umwälzungen machten ein Umdenken in den langfristigen Entwicklungsplänen 

notwendig, das in unterschiedlichen Dokumenten präsentiert wurde. Unter den ersten 

Dokumenten befanden sich Grassroots Initiatives for Poverty Reduction (1996), die Zanzibar 

Vision 2020 (1999), das Common Country Assessment (2001) und das Poverty Reduction 

Strategy Paper (2001). (REPOA 2003:3) 

Die 1999 veröffentlichte Vision 2020 identifiziert die langfristigen sozialen und wirtschaftli-

chen Ziele Sansibars und ist angelehnt an die von der Union formulierten Vision 2025. Ihr In-

halt wurde im Zuge von Seminaren mit Funktionären aller Ministerien, der Zanzibar Cham-

ber of Commerce, Industry and Agriculture, der Tanzania Federation of Free Trade Unions 

sowie unterschiedlichen NGOs und religiöse Würdenträger diskutiert und von den UNDP fi-

nanziell sowie technisch unterstützt.  

Im Hauptteil werden Bereiche von hoher Priorität und Zielgruppen identifiziert. Nach einer 

kurzen Analyse der wirtschaftlichen und sozialen Situation, werden Ziele und Strategien for-

muliert und schließlich Maßnahmen zu ihrer Implementierung vorgestellt. Die meisten dieser 

Maßnahmen sind wirtschaftlicher Natur. Höchste Aufmerksamkeit wurde der Modernisierung 

des landwirtschaftlichen Sektors geschenkt. Im Einklang mit der Zanzibar Agricultural Sector 

Policy aus dem Jahr 2000, soll eine Produktivitätssteigerung in der Landwirtschaft nicht nur 

zur Ernährungssicherung durch das Land selbst, sondern auch zu einem bedeutenden wirt-

schaftlichen Aufschwung führen. 

Auch bei der Analyse anderer Bereiche, wie Gesundheit oder Bildung, wird ihre Bedeutung 

für die Wirtschaft unterstrichen. Es wird deutlich, dass die Reduzierung der Armut in den Au-

gen der sansibarischen Regierung direkt mit einem Wirtschaftswachstum verbunden ist. Ob-

wohl im Dokument deutlich wird, dass der wirtschaftliche Aufschwung der vergangenen Jah-

re (Wachstum des BNP, Senkung der Inflation) nicht zur Reduzierung der Armut in der Be-

völkerung beigetragen hat, sondern im Gegenteil, diese sogar noch gestiegen ist, ist die Ver-

bindung zwischen Wirtschaftswachstum und Armutsreduzierung prägnant. Wachstumsför-

dernde Aktivitäten sollen daher in Zukunft armutsorientierter gestalten werden, das heißt 

Wirtschaftswachstum soll gezielter für armutsreduzierende Maßnahmen genützt werden. Die 
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Vision 2020 spricht damit das Konzept „Pro-Poor Growth“ 36  an, das in den folgenden 

Jahren Bedeutung in der entwicklungspolitischen Debatte gewonnen hat. Auf diese Weise soll 

es der Bevölkerung ermöglicht werden, durch vermehrte Partizipation am sozialen, 

politischen, aber vor allem wirtschaftlichen Geschehen teilzunehmen. Wirtschaftswachstum 

soll zur Schaffung von Arbeitsplätzen und einer Steigerung der Produktion beitragen und 

folglich auch zu einer Einkommenssteigerung führen. Dies wiederum verbessere den Zugang 

zum Bildungs- und Gesundheitssystem, Wohnsituationen und ermögliche die Einrichtung von 

Sozialsystemen für die Versorgung von armutsgefährdeten Bevölkerungsgruppen. 

Zu den Zielen der Vision 2020 zählen: ein Wirtschaftswachstum von 9-10% bis 2020, Vollbe-

schäftigung (50% im Tourismus, 20% in der Landwirtschaft), 60% Anteil der Industriepro-

duktion am BNP, die Erhöhung der Lebenserwartung auf 65 Jahre, eine 100% Einschulungs-

rate in den Primar- und Sekundarstufen, die Beseitigung des Analphabetismus und eine ad-

äquate Trinkwasserversorgung. Weitere Ziele sind der verbesserte Zugang zur Gesundheits-

versorgung und damit die Senkung der Säuglings- und Kindersterblichkeit, der Ausbau eines 

nachhaltigen Tourismus, die Sicherung von Frieden und Toleranz, sowie die Förderung von 

Frauen und benachteiligten Gesellschaftsgruppen unter der Bewahrung von Bräuchen und 

Traditionen. Sansibar soll so bis 2020 zu einem Middle Income Country werden. 

 

4.3.2 Poverty Reduction Strategy Papers 
 

1999 kam es im Kontext der bereits 1996 ins Leben gerufenen Highly Indebted Poor Coun-

tries Initiative der Internationalen Finanzinstitutionen zum sogenannten Kölner Beschluss der 

G-7 Länder, welcher einen Schuldenerlass für hochverschuldete arme Länder vorsah. Die so-

mit frei werdenden Mittel sollten für Armutsbekämpfung eingesetzt werden. Aus diesem Be-

schluss heraus entwickelten die Weltbank und der Internationale Währungsfond noch im sel-

ben Jahr die Idee der Poverty Reduction Strategy Papers (PRSP), in welchen die betroffenen 

Länder selbst ihre Armutsprogramme formulieren sollten:  „National governments should 

take the lead and they should involve broad-based participation by civil society and the 

private sector in all operational steps.“ (AFRODAD 2003:10) 

                                                 
36 Pro-Poor-Growth ist „ein strategischer Ansatz, bei dem Wirtschaftswachstum gezielt zur 
Armutsreduzierung genutzt wird. Die Förderung der wirtschaftlichen Potentiale der (extrem) armen 
und benachteiligten Bevölkerungsgruppen steht dabei im Mittelpunkt“. (BMZ 2006:3) 
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Die Formulierung der PRSPs war nicht nur die Voraussetzung für die damals bereits dringend 

notwendig gewordenen Schuldenerlässe, sondern ist seither eine Bedingung für die Vergabe 

weiterer Kredite und Hilfsleistungen durch die internationale Gebergemeinschaft. Die Formu-

lierung der Papiere durch die Regierungen sowie die Forderung nach einer breiten Beteiligung 

der Zivilgesellschaft im gesamten PRSP-Politzyklus stellte eine Neuerung gegenüber dem 

früheren IFI-Ansatz der Strukturanpassungsprogramme dar.  
 

Die tansanische Regierung legte der Weltbank und dem Internationalen Währungsfond ihr 

erstes PRSP im März 2000 vor. Dem Land wurde im November 2001 ein Schuldenerlass von 

50% zugesprochen. Als Teil der Republik war Sansibar in diesen Prozess selbstverständlich 

eingebunden, dennoch empfand es die sansibarische Regierung unter Präsident Karume für 

notwendig, eine eigene Armutsbekämpfungsstrategie zu entwerfen, nicht zuletzt um das Ver-

hältnis mit der Gebergemeinschaft, welches seit den Unruhen und Ausschreitungen nach den 

Wahlen der Jahre 1995 und 2000 litt, wieder zu stabilisieren. Der Zanzibar Poverty Reduction 

Plan (ZPRP) wurde für einen Zeitraum von 2002 bis 2005 formuliert und orientierte sich 

stark an dem tansanischen PRSP. Er war vor allem auf die Reduzierung von Einkommensar-

mut und eine generelle Verbesserung des wirtschaftlichen und sozialen Wohls der Bevölke-

rung ausgerichtet und konzentrierte sich auf die Bereiche Gesundheit, Wasserversorgung, 

Landwirtschaft, ländliche Infrastruktur, HIV/Aids und Good Governance. Der ZPRP wurde 

als Strategie für die Umsetzung der Zanzibar Vision 2020 verstanden, die wiederum auf die 

Erreichung der Milleniumsziele der Vereinten Nationen ausgerichtet ist.  

Für die Jahre 2007 bis 2010 wurde ein neues PRSP unter dem Namen Zanzibar Strategy for 

Growth and the Reduction of Poverty (ZSGRP) entworfen, bekannter unter dem Kiswahili 

Akronym MKUZA (Mkakati wa Kukuza Uchumi na Kupunguza Umaskini Zanzibar). 2010 

schließlich wurde das MKUZA-II für einen Zeitraum von weiteren fünf Jahren veröffentlicht. 
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4.4 Zivilgesellschaftliche Partizipation  

 

Das neu konzipierte Instrument der Poverty Reduction Strategy Papers (PRSP) beinhaltete 

nicht nur die Formulierung der Papiere durch die Regierungen, sondern auch die Forderung 

nach einer breiten Beteiligung der Zivilgesellschaft im gesamten PRSP- Politzyklus. Partizi-

pation und mit ihr auch Demokratieförderung, stellen bereits ein eigenständiges Entwick-

lungsziel dar, doch schaffte die explizite Forderung danach in vielen Ländern erstmals eine 

Möglichkeit zur Beeinflussung des politischen Entscheidungsprozesses durch die Gesellschaft 

selbst. (Nord 1999:19) Nicht nur stellt der Wunsch einer breiten Partizipation eine Neuerung 

gegenüber den Strukturanpassungsprogrammen dar, sie soll auch die Akzeptanz der Program-

me und ihre Wirksamkeit erhöhen und letztendlich zu gesteigertem Country Ownership füh-

ren, welches laut Eberlei im Bezug auf den PRSP-Prozess wie folgt zu definieren sei:  

„Eine (deutliche) Mehrheit der Bevölkerung sowie ihrer Repräsentanten 
(demokratisch legitimierte Repräsentanten sowie Interessengruppenvertreter) waren 
an der Entwicklung der Strategie beteiligt, identifizieren sich mit Zielen und 
Strategieelementen und beteiligen sich an der Umsetzung und Weiterentwicklung der 
PRSP.“ (Eberlei 2002: 21) 

 
Die neue Auflage der IFI wurde von den Regierungen der Länder unterschiedlich aufgenom-

men, manche sahen sich das erste Mal überhaupt dazu gezwungen, die Zivilgesellschaft in 

ihre Entscheidungen mit einzubeziehen, andere konnten auf bereits bestehende Formen der 

Partizipation aufbauen.  
 

Im Gegensatz zu weiteren Kriterien der Strategiepapiere durch die IFIs, gibt es im PRSP-Leit-

faden der Weltbank weder eine eindeutige Definition, noch Mindeststandards für zivilgesell-

schaftliche Beteiligung. (WB 2001:237) Die Bewertung erfolgt ausschließlich über den 

Vergleich mit früheren Formen der gesellschaftlichen Beteiligung. Worauf demnach genau 

geachtet wird und was eine Gesellschaft partizipativ werden lässt, steht also zur Debatte.  

 

Wie viele Begriffe, die in der Entwicklungszusammenarbeit Gebrauch finden, gibt es auch im 

Bezug auf Partizipation und Zivilgesellschaft unterschiedliche Erklärungsansätze. Ein kurzer 

Versuch einer Definition soll im Folgenden unternommen werden: 

Nohlen und Nuscheler haben bereits 1974 erkannt, dass alle Entwicklungsmaßnahmen ohne 

zivilgesellschaftliche Partizipation fruchtlos bleiben. (Nohlen; Nuscheler 1974) Diese Er-

kenntnis ist heute in der EZA unumstritten. Im Zusammenhang mit den PRSPs muss festge-
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halten werden, dass die Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure bei der Formulierung nur 

den ersten wichtigen Schritt eines langen Umsetzungsprozesses darstellt. Um diesen über-

haupt erst zu ermöglichen, ist die Institutionalisierung der zivilgesellschaftlichen Partizipation 

unumgänglich und eine Voraussetzung für Demokratie. Partizipation ist demnach also selbst 

schon ein Schritt Richtung Armutsreduktion. 

Laut BMZ wird  „[p]artizipative Entwicklung [...] als ein Prozess definiert, der Menschen ak-

tiv und maßgeblich an allen Entscheidungen beteiligt, die ihr Leben beeinflussen.“ (BMZ 

1999: 2) 

 

Für die Bewertung der PRSPs ist jedoch letztlich das Partizipationsverständnis der IFIs ent-

scheidend. In ihrem Leitfaden definiert die Weltbank Partizipation wie folgt:  

 
„The process by which stakeholders influence and share control over priority setting, 
policy making, resource allocations, and/or program implementation. There is no 
blueprint for participation because it plays a role in many different contexts and dif-
ferent purposes.“ (WB 2001:237) 

Unter „Stakeholdern“ werden die allgemeine Öffentlichkeit, die Armen und Marginalisierten, 

die organisierte Zivilgesellschaft (also nationale und internationale Nichtregierungsorganisa-

tionen, Gewerkschaften, Verbände, Universitäten, Medien), der Privatsektor, Regierung, Par-

lament, Lokalregierungen und Ministerien, sowie bi- und multilaterale Geber verstanden (WB 

2001:238). An anderen Stellen kann man auch lesen, dass von „stakeholdern“ und „the poor“ 

separat gesprochen wird. Abgesehen davon, dass die Verwendung des homogenisierenden 

Begriffs „die Armen“ problematisch ist, stehen „Arme“ demnach außerhalb des 

Partizipationsprozesses. Ihre Interessen werden durch Organisationen vertreten, eine 

„eigeninitiierte Partizipation in politischen Prozessen“ (Eberlei 2002:15) ist aufgrund 

mangelnder Ressourcen, Information, Zeit usw. eher selten mo�glich. Fraglich ist auch, 

inwiefern die internationale Gebergemeinschaft eine Interessensgruppe in einem 

Entwicklungsland darstellt und ob man angesichts dieser Tatsache von tatsächlicher 

Ownership sprechen kann.  
 

Wer ist nun aber die „Zivilgesellschaft“? Antonio Gramsci versteht sie als  „ein Feld politi-

scher und gesellschaftlicher Auseinandersetzung [...], auf dem um den gesellschaftlichen 

Grundkonsens bzw. die kulturelle Hegemonie gestritten wird, die jeweilige Entwicklungsziele 

determiniert.“ (Kößler; Melber 1993:81) Auf ähnliche Weise verwendet Peter Meyns den 
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Begriff „contested terrain“ und meint damit einen Raum, „in dem sowohl die herrschende 

Gruppe wie auch andere politische und soziale Kräfte um Einfluss ringen.“ (Meyns 1995:81) 

Die Vorstellung der IFIs ist allerdings von einem institutionellen Verständnis von Zivilgesell-

schaft geprägt und bezieht sich dabei eher auf Netzwerke und Organisationen als Opposition 

zur Regierung. Um die Intensität des partizipativen Engagements zu messen, entwarf McGee 

die sogenannte Partizipationsleiter, welche fünf Stufen der Beteiligung unterscheidet (McGee 

2002:5):  

• Teilen von Information  

• Konsultation  

• Mitwirkung  

• Mitentscheidung  

• Eigenverantwortung/Selbstbestimmung (Empowerment)  

Bis zu welcher Stufe dieser Partizipationsleiter die Zivilgesellschaft eingebunden wurde, 

variiert von Land zu Land und steht in einem engen Zusammenhang mit der „Gewährung von 

partizipativen Rechten“ (Nord 1999:26), sowie mit der Ausgangssituation im jeweiligen 

Land. Weitere Faktoren, welche den Grad der Beteiligung bzw. des Ausschlusses 

beeinflussen, sind der sozioökonomische Status einer Person, ihre politische Sozialisation, ihr 

Zugang zu Information, ihre „group conciousness“ – das heißt das Wissen um die eigene 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten gesellschaftlichen Gruppe – und nicht zuletzt auch ihr 

Geschlecht, da Frauen in der Regel immer noch weniger Rechte und Chancen auf Teilhabe 

eingeräumt werden. (Nord 1999:26) 

 

4.4.1 Historischer Überblick über zivilgesellschaftliche Partizipation auf Sansibar 

 

In der Geschichte Sansibars spielte die Zivilgesellschaft zwar immer eine wichtige Rolle, ihr 

Einfluss auf Politik und Entwicklung blieb als Resultat mangelnder Selbstorganisation oder 

und aufgrund staatlicher Restriktionen eher beschränkt. Dennoch spielten unterschiedliche 

Gruppierungen vor allem im Kampf um die Unabhängigkeit Sansibars eine entscheidende 

Rolle. So formte sich die bis heute dominante Partei Afro-Shirazi Party, seit 1977 allerdings 

unter dem Namen Chama Cha Mapinduzi (CCM), ursprünglich aus der African Civic and So-

cial Association. (Novak et al. 2012:9) Nach der Revolution im Jahre 1964 und der Gründung 

des Einparteienstaates wurden aber zivilgesellschaftliche Organisationen auf Sansibar 
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verboten oder unter die direkte Kontrolle der Regierungspartei gestellt und von dieser für ihre 

Zwecke instrumentalisiert. Dazu zählten vor allem Gewerkschaften, Jugendorganisationen, 

kulturelle Organisationen sowie Frauengruppen. Während der Krisenjahre der achtziger Jahre 

und der mit ihr einhergehenden Wirtschaftsliberalisierung, reduzierte der Staat die 

Restriktionen vor allem gegenüber dem Privatsektor, innerhalb dessen sich die 

Wirtschaftskammer (Zanzibar Chamber of Commerce) formte. Der Anstieg ausländischer 

Hilfsleistungen im Kontext internationaler Entwicklungsbemühungen trug ebenfalls dazu bei, 

dass die Anzahl der nichtstaatlichen Organisationen auf Sansibar in den vergangenen dreißig 

Jahren kontinuierlich gestiegen ist. Mit der Einführung eines Mehrparteiensystems in den frü-

hen neunziger Jahren begann die Regierung damit, die Organisationen der zivilgesellschaftli-

chen Akteure und des Privatsektors zu reformieren. Erste Schritte dafür waren das Inkrafttre-

ten des Societies Act (1995) und des Cooperative Act (1998). Infolge politischer Unruhen und 

Instabilität nach den ersten Wahlen im Jahre 1995, führte die Mehrheitspartei CCM die ver-

stärkte Kontrolle der Zivilgesellschaft und der Medienlandschaft wieder ein, in dem sie bei-

spielsweise Organisationen, die vermeintlich mit der Oppositionspartei in Verbindung stand, 

die Registrierung verweigerte, soziale Dienstleistungen in Bezirken, in denen die Bevölke-

rungsmehrheit für die Opposition gestimmt hatte, beschränkte, oder mit der Regierung 

sympathisierenden Organisationen privilegierten Zugang zu staatlichen Ressourcen und 

Förderungen zusprach. (Novak  et al. 2012:10) All dies führte zu einem generellen Misstrauen 

zwischen Staat und Zivilgesellschaft, das bis zur Gründung der GNU im Jahre 2010 und noch 

darüber hinaus anhält.  

 

4.4.2 Überblick über zivilgesellschaftliche Akteure Sansibars 
 

Zu zivilgesellschaftlichen Organisationen auf Sansibar zählen Nichtregierungsorganisationen 

(NGOs), gemeinschaftliche Organisationen (CBOs), religiöse Organisationen (FBOs), 

Medressen37, Gewerkschaften, Wirtschafts- und Handelskammern und -gesellschaften. Dane-

ben existieren informelle Organisationen wie beispielsweise Sparinitiativen innerhalb einer 

Gemeinde, „UPATU“ genannt, oder Organisationen, die Zakat sammeln und verteilen. 

Angaben über die genaue Anzahl zivilgesellschaftlicher Organisationen auf Sansibar gehen 

weit auseinander, sie reichen von 129 bis 1024. Während das Büro des Registrar General von 

                                                 
37 Koranschulen 
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1024 Registrierungen seit 1996 spricht, waren laut NGO Policy 2009 lediglich 510 registriert. 

Die Foundation for Civil Society sprach 2009 von 676 Organisationen, während das NGO Re-

source Centre 256 Organisationen identifizieren kann, aber lediglich über 102 dieser Organi-

sationen nähere Informationen hat. In einer Studie der NGO ZAYEDESA aus dem Jahr 2010 

werden 167 Organisationen angeführt, die Gründerin der Organisation und ehemalige First 

Lady Sansibars, Shadya Karume, sprach bei einem Vortrag in Wien 2012 jedoch von über 

700 Organisationen. In einer an der Graduate School of Development Studies in Den Haag 

verfassten Masterarbeit wird von 129 Organisationen berichtet. (vgl. Novak et al. 2012:25, 

RGoZ 2009:1, Ali 2010:42) 

Angaben zur Anzahl registrierter Organisationen auf Sansibar erweisen sich aus unterschiedli-

chen Gründen als problematisch. Erstens herrscht Uneinigkeit darüber, was eine zivilgesell-

schaftliche Organisation eigentlich ist. Zweitens werden Organisationen je nach ihrer themati-

schen Ausrichtungen bei unterschiedlichen Instanzen und unter unterschiedlichen Gesetzen 

registriert. Drittens ist nicht ersichtlich, welche der Organisationen tatsächlich aktiv sind, da 

laut Büro des Registrar General lediglich 5% der registrierten Organisationen den gesetzlich 

vorgeschriebenen Bericht über Aktivitäten und Finanzen einreichen. (Novak et al. 2012:33) 

Eine im Rahmen des Zanzibar Non-state Actors Support Project (ZANSASP, 2012-2016) der 

Europäischen Union durchgeführte Studie geht von 100 bis 200 aktiven NGOs aus, die in 

Entwicklungsaktivitäten involviert sind. Dazu zählen vor allem von internationalen Gebern 

geförderte nationale, sowie bekannte internationale Organisationen (INGOs). Diese nationa-

len NGOs gruppieren sich überwiegend unter der größten Schirmorganisation Association of 

NGOs in Zanzibar (ANGOZA) mit ihren 126 Mitgliedern, der Zanzibar Association of Civil 

Society Organisations oder der Pemba Association of Civil Society Organisations. (Vgl. No-

vak et al. 2011:25, ZANGOC 2013) Eine Vielzahl weiterer Netzwerke und 

Zusammenschlüsse findet sich sowohl auf der Insel Unguja, als auch auf Pemba. Zu den 

INGOs gehören unter anderem Action Aid, ACRA, die Aga Khan Foundation, Care 

International, Save the Children und SOS Kinderdorf. 

Die Mehrheit der nationalen Organisationen sind CBOs, FBOs und Gemeindeinitiativen und 

operieren in ländlichen Gebieten, laut ZAYEDESA 81% (Novak et al. 2012:27), während 

größere, nationale NGOs, INGOs, Gewerkschaften und Kammern in der Stadt angesiedelt 

sind.  
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Nichtstaatliche Akteure haben ihre Arbeitsfelder und Zielgruppen stark den nationalen Ent-

wicklungsplänen angepasst und konzentrieren sich auf Bereiche wie wirtschaftliche Entwick-

lung, Jugend- und Frauenförderung, Gesundheit, Bildung oder Umwelt. Laut der Foundation 

for Civil Society arbeiten 70% der Organisationen im Bereich Jugend und ländliche Entwick-

lung. (Novak et al. 2011:28) Die starke Harmonisierung mit dem nationalen PRSP hängt zu-

sammen mit der finanziellen Abhängigkeit nationaler Organisation, gefolgt von privaten 

Spenden und erst an dritter Stelle staatlicher Unterstützung. Die ILO spricht von einem 78% 

Anteil ausländischer Finanzmittel. (Novak et al. 2012:35) INGOs sind gekoppelt an Tansania-

übergreifende Projekte, in deren Budget Sansibar einerseits unterrepräsentiert ist, andererseits 

keine spezifischen Programme für die Insel vorsieht, wie viele sansibarische Organisationen 

und Instanzen beklagen: „They feel that donors implement a ‚one size fits all’ approach, 

which does not suit Zanzibar’s specific characteristics.“ (Novak et al. 2012:36) So wird zum 

Beispiel der Bereich HIV/Aids von 26% der Organisationen abgedeckt, obwohl die 

Prävalenzrate auf Sansibar nur 0,6% beträgt, während sie am Festland durchschnittlich 5,7% 

beträgt, in einigen Regionen wie zum Beispiel in Iringa aber deutlich höher (16%) ist. (URT 

2010a:1) 

4.4.3 Medienlandschaft 

 

In dem 2002 veröffentlichten Bericht der Weltbank The Right to Tell: The Role of Mass 

Media in Economic Development wird argumentiert, dass der Zugang zu Informationen und 

Pressefreiheit nicht nur ein Menschenrecht, sondern auch wesentlich ist für die wirtschaftliche 

und soziale Entwicklung eines Landes und somit auch für die Beseitigung von Armut. Der 

Bericht spricht sich deutlich die staatliche Kontrolle von Medien aus und veranschaulicht dies 

so: 

„In countries with higher state ownership of the media we observe inferior school  at-
tainment, enrolment [sic!], and pupil to teacher ratios. Health outcomes, such as life 
expectancy, infant mortality, and malnutrition, are also worse in countries where the 
government owns more media outlets. Media ownership structures that are associated 
with better economic and political variables are also beneficial for social outcomes. 
The results for social outcomes are generally stronger than for economic and political 
variables, and hold for television as well as for the press.” (WB 2002:163f.) 

In MKUZA II unterstreicht die sansibarische Regierung die Rolle der Medien:  

„The Zanzibar Revolutionary Government recognizes the positive role that the media 
and civil society can and should play in disseminating relevant and usable informa-
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tion to the people […] More freedom and facilitating environment for operations by 
media houses have been provided. As a result, there has been a proliferation of both 
public and private media corporations.” (RGoZ 2010:68)  

Die im folgenden beschriebene Kritik der Bevölkerung am mangelnden Zugang zu Informa-

tionen oder an der Verfälschung von Informationen führt die Regierung auf den begrenzten 

Vertrieb von Printmedien und hohe Analphabetismusraten sowie mangelnde finanzielle Res-

sourcen vor allem in ländlichen Gebieten zurück. 

 

Pressewesen 

 

Die Geschichte der Medien auf Sansibar ist ein noch wenig bearbeitetes Forschungsfeld, vor 

allem die Periode vor der Einrichtung des britischen Protektorats. Dennoch scheint die Ver-

breitung von Printmedien auf Sansibar eine lange Geschichte zu haben. Mit dem von Sultan 

Bargash in Großbritannien erworbenen Drucker wurde Ende des 19. Jahrhunderts die erste 

Zeitschrift Msimulizi (Erzähler) gedruckt, die auf zunächst zwölf Seiten regionale Nachrichten 

verbreitete.  

Nach dem Helgolandabkommen 1892, das Sansibar unter britische Herrschaft stellte, kam es 

zur Veröffentlichung der Gazette of Zanzibar and the East African Protectorate, die als Kom-

munikationsmittel zwischen den Beamten der ostafrikanischen Territorien diente. Daneben 

gab es zahlreiche Zeitungen der arabischen und indischen Gemeinschaft, die aber nicht über 

Politik, sondern über Handelsbelange berichteten und somit keiner Regulierung unterworfen 

wurden. (Sturmer 1998:275) Erst mit dem Zweiten Weltkrieg und der einsetzenden Unabhän-

gigkeitsbestrebungen begann die britische Regierung damit, das Pressewesen zu kontrollieren. 

Das Information Office wurde eingerichtet und der Newspaper Decree verabschiedet, der ab 

1938 die Registrierung aller Printmedien vorsah. Auf die lauter werdenden Forderungen nach  

Unabhängigkeit reagierte die Regierung mit der Konfiszierung  der Drucker. Von starken 

Kontrollen betroffen war vor allem die erste afrikanische Zeitung Afrika Kwetu (Unser Afri-

ka), die von der African Association veröffentlicht wurde und sich gegen britische Kolonial-

herrschaft und arabische Oligarchie einsetzte. (Sturmer 1998:279f.) 

Nach der Revolution 1964 wurden im Einparteienstaat alle Oppositionsparteien und ihre Zei-

tungen verboten. Das Information Office wurde in Zanzibar Information and Broadcasting 

Services (ZIBS) unbenannt und stellte alle Medien unter direkte staatliche Kontrolle. 1974 
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wurde das Ministry of Information, Broadcasting and Television und 1983 das National Cen-

sor Board eingerichtet, das von da an nicht nur Presse, sondern auch Radio und Fernsehen re-

gulierte. Im Zanzibar Newspaper Act von 1988 heißt es:  

„If the President is of the opinion that the importation of any publication would be 
contrary to the public interest he may in his absolute discretion prohibit the im-
portation of such publication; and in the case of a periodical publication may prohibit 
the importation of any part of future issue thereof. Again if the President is of the 
opinion that the importation of the publication of any specified person would be con-
trary to the public interest, he may, in his absolute discretion, prohibit absolutely or 
subject to specified exceptions or conditions, the importation of the future publica-
tions of such person.” (nach Sturmer 1998:302). 

Mit der Ermordung von Präsident Karume 1972 verlor das Pressewesen an Bedeutung. Bis 

1974 verschwanden alle nationalen Zeitungen und wurden von am Festland veröffentlichten 

Zeitungen ersetzt. Erst 1992 veröffentlichte die Regierung ihre neue Zeitung Nuru (das Licht), 

deren Journalisten allerdings einer strenger Zensur unterworfen waren:  

„We are totally under government obligation. Nuru follows orders of the govern-
ment, which issues guidelines to us, and the ethics of journalism. To prevent criti-
cism of the government as well as to attract oppositional readers, Nuru tries to avoid 
politics.” (Interview mit Herausgeber Ali Rashid Salim, am 13.08.1996, nach 
Sturmer 1998:292) 

Auch zwanzig Jahre später ist es um die Pressefreiheit auf Sansibar nicht besser gestellt. Viele 

restriktive Gesetze sind immer noch in Kraft, auch wenn Minister Shamhuna behauptet: „Pri-

vate media is fulfilling its role and the press freedom situation is very calm.“ (RAP21 

2005:o.S.) Bei der Befragung von JournalistInnen wird jedoch deutlich, dass dies keineswegs 

der Fall ist. Um sich selbst und der Zeitung nicht zu schaden, erlegen sie sich eine 

Selbstzensur auf. Der unabhängigen Tageszeitung Dira (Kompass) wurde mit der Begrün-

dung, die nationale Sicherheit zu gefährden, im Jahr 2003 die Lizenz entzogen, nachdem sie 

die Familie des Präsidenten Nepotismus beschuldigt hatte. Trotz heftiger Kritik von Amnesty 

International und Reporters Without Borders, nahm die Regierung ihre Entscheidung nicht 

zurück, im Gegenteil, sie entzog dem Herausgeber der Zeitung, Ali M. Nabwa im Jahr 2006 

die Staatsbürgerschaft und verwies ihn des Landes, nachdem er versucht hatte, eine Online-

zeitung einzurichten. Auch dem Journalisten Richard Mgamba wurde mit dem Entzug der 

Staatsbürgerschaft gedroht, nachdem er in einem Dokumentarfilm die Regierung kritisiert 

hatte. 2009 wurde Mwinyi Sadala, der über den Choleraausbruch in der Gemeinde Karakana 

berichtete, angeklagt und sein Fotomaterial konfisziert.  
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Auch während politischen Wahlen ist die Arbeit der JournalistInnen starken Restriktionen un-

terworfen, so hat die ZEC sowohl für die Präsidentschaftswahlen 2005 als auch 2010 soge-

nannte Codes of Conduct für die Berichterstattung zu Wahlkampagnen und -vorbereitungen 

sowie zum Wahlverlauf selbst formuliert.38 Nach einem kritischen Artikel über die Wähle-

rInnenregistrierung wurden Reporter der Daily News beschuldigt, die nationale Sicherheit zu 

gefährden und festgenommen. 

Derzeit existiert lediglich eine einzige sansibarische Tageszeitung, die sich in Staatsbesitz be-

findende Zanzibar Leo (Sansibar heute). Die einzige unabhängige Zeitung, Zanzibar Wiki Hii 

(Sansibar in dieser Woche), erscheint einmal wöchentlich und behandelt keine politischen 

oder brisanten Themen. (Freedom House 2010:o.S.) 

Radio 

 
Im Jahre 1951 wurde die erste Sendung von Sauti ya Unguja (die Stimme Ungujas) ausge-

strahlt. Zunächst sendete die Radiostation nur eine Stunde täglich, ihr Programm umfasste 

Koranrezitationen und lokale Musik, sowie Informationen zu Bildung und Landwirtschaft. 

Nach der Bildung der tansanischen Union wurde der Sender in Sauti ya Tanzania Zanzibar 

(STZ) umbenannt und mit Unterstützung der UNESCO und FAO ausgebaut. Neben nationa-

len und internationalen Nachrichten wurden auch Bildungsprogramme und Englischkurse in 

das Programm aufgenommen. Neben STZ operieren heute 22 private Radiosender. 

Vor allen in den zwanzig Jahren, in denen es keine nationale Tageszeitung auf Sansibar gab, 

gewann das Radio an Bedeutung. 42% der Bevölkerung geben an, regelmäßig Radio zu hö-

ren. Es herrschen allerdings Diskrepanzen zwischen Stadt und Land. Die meisten HörerInnen 

sind StadtbewohnerInnen. In ländlichen Gebieten hat die Bevölkerung entweder nicht genü-

gend finanzielle Ressourcen, um sich ein Radio oder Batterien leisten zu können, haben auf-

grund ihrer Tätigkeiten als FischerInnen oder LandwirtInnen keine Zeit oder empfinden das 

Programm für sie als uninteressant. (Mwaffisi 2011:11) Die meisten Nachrichten kommen aus 

den Städten Zanzibar Town oder Chake Chake und Wete auf Pemba. 15% geben an, nur inter-

nationale Nachrichten zu hören, da nationale Nachrichten nicht der Wahrheit entsprechen. 

(Mwaffisi 2011:12)   

                                                 
38 Zu den Codes of Conduct siehe http://www.eisa.org.za/WEP/zan4.htm [27.1.2013| 

http://www.eisa.org.za/WEP/zan4.htm�
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Fernsehen 

 
Sansibar war 1973 das erste Land Subsahara Afrikas, das durch den staatlichen Sender Televi-

sion Zanzibar (TVZ) das Farbfernsehen einführte. Erst seit dem Jahr 2000 sind daneben auch 

private und ausländische Sender erlaubt. 1997 wurde mit dem Zanzibar Broadcasting Policy 

Act die Zanzibar Broadcasting Commission gegründet, deren acht Mitglieder vom Mi-

nisterium gewählt werden. Die Kommission stellt Lizenzen für Radio und Fernsehsender aus 

und überwacht ihre Aktivitäten. Voraussetzung für die Vergabe von Lizenzen ist ein 

staatlicher Anteil von mindestens 20%. (Mwaffisi 2011:9)  

Seit 2011 sind STZ und TVZ in der Zanzibar Broadcasting Corporation vereinigt. In einer 

Studie meinte der Direktor der Tanzanian School of Journalism, Samwilu Mwaffisi: „Zan-

zibar Broadcasting Corporation (ZBC) is not a public broadcaster per se, even with the com-

ing competition, it remains the mouthpiece of the government.” (Issa 2012g:o.S.) Vor allem 

nationale Nachrichten sind oft verfälscht. Ein Beispiel dafür war die Nachricht, die Regierung 

hätte in einem nördlichen Bezirk gratis Baumaterial und Düngemittel verteilt. In Wirklichkeit 

beschwerten sich die Bewohner, dass sie für das Baumaterial bezahlt hätten und Düngemittel 

gar nicht verfügbar gewesen wären.  

Filme, Sport, Musik und religiöse Sendungen sind hingegen sehr beliebt. Daneben existieren 

auch pädagogische Sendungen, sowie Aufklärungsprogramme zu politischen, landwirtschaft-

lichen und gesundheitlichen Themen, die insgesamt allerdings nur von 0,94% der Bevölke-

rung gesehen werden. (Mwaffisi 2011:16) Internationale Sender, deren Programm auf Eng-

lisch läuft, können nur von 30% der Bevölkerung verstanden werden, vor allem Frauen und 

Kinder sind davon ausgeschlossen. Die UNESCO konstatierte im Jahr 2007 auch eine deutli-

che Ungleichheit zwischen ruralem und urbanem Raum.  

Die Ressourcen der Fernsehsender sind sehr limitiert. Es herrscht notorischer Mangel an ad-

äquater technischer Ausstattung und es bestehen aufgrund der schlechten Straßenverbindun-

gen auf den Inseln Mobilitätsprobleme für Fernsehteams. Daneben gibt es sehr wenige Kin-

der- oder entwicklungsrelevante Programme. 

 

4.4.4 Der Beitrag zivilgesellschaftlicher Organisationen zu politischer Stabilität 
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Am 31. Juli 2010 stimmten 66% der sansibarischen Bevölkerung für die Bildung einer Regie-

rung nationaler Einheit. Dies trug dazu bei, dass die Präsidentschaftswahlen am 31. Oktober 

2010 im Gegensatz zu früheren Wahlen weitgehend friedlich verliefen. Entscheidend dafür 

war auch die Einrichtung des Permanent Voters Register, eine Reform innerhalb der zuvor 

oftmals kritisierten Zanzibar Electoral Commission (ZEC) und der verstärkte Einsatz un-

abhängiger nationaler und internationaler Wahlbeobachter. Der gesamte Wahlverlauf wurde 

unterstützt durch zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen der ANGOZA sowie der 

ZNCCIA. 

Die ZEC involvierte vor dem Referendum und vor Wahlen 10 NGOs in der Durchführung 

von Aufklärungskampagnen für die Bevölkerung, vor allem von Jugendlichen und Frauen. 

Unter anderem waren dies die JUWAUZA Women Civil Society Organisation of Zanzibar und 

die Pemba Youth Development Organisation. Auch das Zanzibar Legal Service Centre in 

Kollaboration mit der Tanzania Legal and Human Rights Centre und der Zanzibar Law 

Society (ZLS) engagierten sich über die Medien und die Produktion von 

Informationsbroschüren in der Aufklärung von WählerInnen. Außerdem wurden 

Informationsveranstaltungen abgehalten, in denen es auch um Fragen der Verfassung ging. 

All diese Aktivitäten wurden von der internationalen Gebergemeinschaft unterstützt, unter 

anderem durch die UNDP, die EU und die Hauptgeberländer Norwegen, Schweden, 

Dänemark und Großbritannien.  

Die UNIFEM half den Organisationen Zanzibar Gender Coalition und Tanzania Media Wo-

men Association (TAMWA) bei der Mobilisierung von Wählerinnen, aber auch von 

potenziellen Kandidatinnen, in dem sie nicht nur Seminare anboten und Plakate drucken 

ließen, sondern auch Kangas mit politischen Slogans verteilten39. (Novak et al. 2012:11) 

Während kleinere Organisationen aufgrund eines mangelnden Finanz- und Humankapitals 

immer noch Schwierigkeiten haben, sich in nationale Prozesse zu involvieren, spielen die 

größeren Netzwerke und Schirmorganisation eine immer bedeutendere Rolle im politischen 

Geschehen, vor allem seit es seit der Bildung der GNU keine offizielle Oppositionspartei 

mehr gibt, die die Massen mobilisieren könnte. Dennoch stoßen auch sie immer auf 

Hindernisse. 

 

                                                 
39 Kangas sind bunt gemusterte Tücher, die von Frauen an der Swahiliküste traditionell als 
Wickelröcke oder Kopftücher getragen werden. 
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4.4.5 Die Zivilgesellschaft im MKUZA II-Prozess 

 

Die äußerst begrenzte Zeit für die Formulierung der ersten Generation sansibarischer PRSPs 

führte dazu, dass die Zivilgesellschaft kaum in den Prozess involviert war. Auch während der 

Revision des PRSP sowie bei der Formulierung des zweiten PRSP, auch MKUZA I genannt, 

waren die Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Partizipation eher beschränkt, was einerseits 

an einem fehlenden Interesse seitens der Regierung, andererseits an mangelnden Kapazitäten 

der Zivilgesellschaft selber lag. 

2009 allerdings formulierte die Regierung die NGO Policy, die zu einer verbesserten Kommu-

nikation und Zusammenarbeit zwischen ihr und der Zivilgesellschaft beitragen sollte. Den-

noch ist die Partizipation auf zwei große Schirmorganisationen beschränkt, und zwar einer-

seits die ANGOZA, die die NGOs vertritt und die Zanzibar National Chamber of Commerce, 

Industry and Agriculture (ZNCCIA), die den Privatsektor repräsentiert. Diese beiden 

Netzwerke waren bei der Formulierung des dritten PRSP, dem MKUZA II, auf allen Ebenen 

involviert, sei es bei der Revision des MKUZA I, des Entwurfs des MKUZA II oder des 

Monitoring. Der Kontakt zwischen ihnen und der Regierung wurde dabei über das Ministry of 

Justice and Constitutional Affairs (MoJCA) hergestellt. 

Bereits bei den früheren PRSPs war ANGOZA in Monitoring Aktivitäten involviert. So führte 

sie im Jahr 2004 eine Studie unter dem Namen Participatory Service Delivery Assessment 

(PSDA) in den Bezirken Urban West in Unguja und Chake Chake in Pemba durch, bei der es 

um den Zugang und die Qualität von Wasser ging. Während der Laufzeit des MKUZA I 

führte die ANGOZA das Public Expenditure Tracking System Project (PETS) durch, das sich 

auf die budgetäre Verwendung in den vier Sektoren Bildung, Gesundheit, Wasser und 

Landwirtschaft konzentrierte. Im Zuge ihrer Untersuchungen stieß ANGOZA auf 

Diskrepanzen zwischen den offiziellen Budgetinformationen und den tatsächlich getätigten 

Investitionen. Da viele der betroffenen BewohnerInnen aber eingeschüchtert waren und 

befürchteten, dass ihre Aussagen zu Strafen durch die Regierung führen könnte, stagnierte die 

Arbeit von ANGOZA und war letztendlich nicht aussagekräftig genug. 

Generell ist das Wissen über die PRSPs innerhalb der Bevölkerung äußerst mangelhaft. Ein 

Großteil kann mit dem Begriff nichts anfangen, während andere zwar schon davon gehört ha-

ben, mit den politischen, wirtschaftlichen und administrativen Belangen des Prozesses aber 

nicht vertraut sind. Ein großes Problem in diesem Bereich stellt immer noch die Sprache dar, 
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da offizielle Regierungsdokumente auf Englisch verfasst sind. Daher bemühten sich die 

NGOs White Star Society und die Jongwe Development Association darum, wichtige Regie-

rungsstrategien beispielsweise ins Kiswahili zu übersetzen. Derzeit betrifft dies nur Bildungs- 

und Genderstrategien, eine Übersetzung des MKUZA-II, wie es am Festland Tansanias durch 

die NGO HakiKazi für frühere PRSP bereits gemacht wurde, bleibt auf Sansibar noch 

ausstehend. (Novak et al. 2012:14)  
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5. Analyse von Hauptarmutsgruppen 
 

Wie im ersten Teil der Arbeit bereits dargestellt wurde, können unterschiedliche Armutskon-

zepte zu unterschiedlichen quantitative Ergebnisse gelangen.  Die Wahl der Methode zur 

Messung von Armut hat zudem direkte Auswirkungen auf die Identifizierung von 

Hauptrisikogruppen der Armut. Die Frage, wer die Armen sind, ist einerseits wichtig, um 

Defizite im Sozialsystem zu erkennen und darauf aufbauend zielgruppenspezifische 

entwicklungspolitische und sozialpolitische Strategien zu formulieren, andererseits bietet eine 

Analyse auch „Hinweise auf die Ursachen von Armut und darauf, wo und wie tief die 

Spaltungen in  der Gesellschaft verlaufen, und wie sich Armut in das Gesamtgefu�ge sozialer 

Ungleichheiten einfügt.“ (Groh-Samberg 2008:215)  

 

Wird die Gesellschaft mit dem Begriff „Armut“ konfrontiert, hat sie meist ein von Klischees 

und Vorurteilen bestimmtes und von den Medien geprägtes Bild der „Armen“ vor Augen. In 

der Armutsforschung hingegen werden vor allem soziodemographische Merkmale wie Alter 

und Geschlecht, aber auch andere Variablen wie zum Beispiel Region, Bildung, Beruf, Klas-

senzugehörigkeit oder Haushaltstyp berücksichtigt. (Vgl. Macarov 2003; Groh-Samberg 

2008:218) Global gesehen sind folgende Bevölkerungsgruppen überproportional armutsge-

fährdet:  Kinder und Jugendliche (unter 18 Jahren), Frauen, die Alten, die Kranken, die Ar-

beitslosen und die von Erwerbsarmut betroffenen (die sogenannten Working Poor). (Macarov 

2003:30) 

 

Auf das Länderbeispiel Sansibars bezogen, können neben den bereits erwähnten folgende 

Gruppen identifiziert werden, denen innerhalb des Armutsdiskurses besonderes Interesse zu-

kommt: Drogenabhängige (drug and substance abusers), Opfern von häuslicher und sexueller 

Gewalt (rape victims and victims of gender based violence), Opfer von Menschenrechtsverlet-

zungen (survivors of human rights violation) sowie HIV-Positive bzw. Aids-Kranke. (RGoZ 

2010:58,78) Weiters zählen zu der Gruppe der Armutsgefährdeten Landwirte, Witwen, Wai-

sen, Prostituierte und AnalphabetInnen.  

 

Im Folgenden möchte ich auf ausgewählte Hauptrisikogruppen - unter Berücksichtigung der 

Unterschiede in Darstellung ihrer Probleme und Strategien zur Überwindung dieser - in Re-

gierungs- und Nichtregierungsdokumenten näher eingehen. Dazu sei angemerkt, dass in rele-

vanten Regierungsdokumenten wie beispielsweise dem MKUZA II, eine tiefer reichende 
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Analyse zu den Hauptrisikogruppen wie auch eine ausführlichere Auseinandersetzung mit der 

Definition von Armut weitgehend ausbleiben. 

Zu den von Armut am meisten gefährdeten Individuen zählen sansibarische Kinder und Frau-

en, da sie den Großteil der oben angeführten Risikogruppen ausmachen. Oft treffen in ihrem 

Fall mehrere bedrohende Kriterien gleichzeitig zu.  
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5.1. Kinderarmut  

 

Laut dem Child Poverty Research and Policy Centre (CHIP) und dem MDG Report der Ver-

einten Nationen lebten 2010 eine Milliarde Kinder weltweit in absoluter Armut, in vielen 

Ländern sind über 60% der Kinder von Armut betroffen. Jedes Jahr sterben ca. 10 Millionen 

Kinder unter fünf Jahren an Krankheiten, denen vorgebeugt werden könnte. Im Jahr 2005 

besuchten 72 Millionen schulpflichtige Kinder die Grundschule nicht, 57% davon waren 

Mädchen (UN 2007:11). Zwei der acht Milleniumsentwicklungsziele stehen allerdings im 

direkten Zusammenhang mit Kinderarmut: MDG 2 sieht eine universelle Primarbildung bis 

2015 vor, MDG 4 betrifft die Senkung der Sterblichkeitsrate von Kinder unter fünf Jahren um 

zwei Drittel. 

 

Das CHIP definiert Kinderarmut wie folgt:  

„Childhood poverty is the poverty experienced during childhood by children and 
young people. Childhood poverty means children and young people growing up 
without access to different types of resources that are vital for their wellbeing and for 
them to fulfill their potential. By resources we mean economic, social, cultural, phys-
ical, environmental and political resources. [...] Poverty experienced in childhood  is 
poverty suffered during a stage of life crucial for development. While childhood 
poverty shares causes and manifestations with poverty experienced by adults, there 
are some important different causes and effects. Crucially, childhood poverty may 
have lifelong consequences.“ (CHIP o.J.:1) 

 

Es wird deutlich, dass Armut, die in der Kindheit erlebt wird, weitreichende Konsequenzen 

auch für das spätere Leben haben kann. Wer bereits als Kind von Armut betroffen ist, wird in 

der Regel als Erwachsener öfter mit gesundheitlichen Problemen, Arbeitslosigkeit, Obdachlo-

sigkeit, Drogenabhängigkeit, Gewalt und Ähnlichem konfrontiert werden. Dieser Ansatz wird 

auch als „Teufelkreis der Armut“ (poverty cycle) bezeichnet und zeigt unter anderem auch 

auf, wie Armut von einer Generation an die nächste vererbt werden kann. Dies veranschau-

licht folgende Abbildung: 
 



 

 93 

 

Abb. Teufelskreis der Armut40  

 

Ein Hauptfokus der Entwicklungszusammenarbeit liegt auf der Kinderarmut, dies vor allem in 

den Bereichen Bildung und Gesundheit, wie auch die MDGs zeigen. Macarov (2003:30) 

meint jedoch, dass Kinderarmut normativ sei und nicht beseitigt werden könne, solange 

Armut generell existiert. Maßnahmen für die Reduzierung von Kinderarmut sind aber in der 

Regel identisch mit den übergeordneten Zielen zur Armutsreduzierung und betreffen nicht 

immer direkt die Kinder. Auch die Messung von Kinderarmut verdeutlicht dies: Sie ist eng an 

das Haushaltseinkommen gebunden. Generell wird auch dabei auf die 1-Dollar-Grenze 

zurückgegriffen. Den Messungen zufolge sind Kinder in einem größeren Ausmaß von 

absoluter Armut betroffen als Erwachsene und Alte. (UNICEF 2009:1) 

 

Eine Alternative dazu hat die Organisation Save the Children in Zusammenarbeit mit der 

School of Oriental and African Studies in London entwickelt: Ihr Child Development Index 

(CDI) misst Kinderarmut anhand der drei Faktoren Bildung (Einschulungsraten), Gesundheit 

(Kindersterblichkeit) und Ernährungszustand (Untergewicht). Man erhält so einen Wert zwi-

schen 0 (der Idealwert) und 100 für einen Ländervergleich. Österreich für den Zeitraum 2000-

2006 liegt mit 1,5 Punkten auf dem 15 Platz von 137 Ländern, während Tansania sich auf 

Platz 91 befindet. Es gibt keinen eigenen Wert für Sansibar.41  

                                                 
40 http://www.ibim.de/epol/1.2.ht2.gif [09.10.2012] 
41 Aktuelles zum CDI bei Save the Children UK (2012): The Child Development Index 2012. Pro-
gress, Challenges, Inequality. 

http://www.ibim.de/epol/1.2.ht2.gif�
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Zu hinterfragen ist auch die Bezeichnung „Kinderarmut“. Unter „Kinder“ sind gemeinhin In-

dividuen unter 18 Jahren gemeint, eine breite Zeitspanne also, da das Konzept „Kind“ unter 

anderem vom kulturellen Kontext abhängig ist. In vielen Gesellschaften, wie zum Beispiel in 

der sansibarischen gelten Kinder schon vor ihrem 18. Geburtstag, mit dem Eintritt in die Pu-

bertät, als Erwachsene. 

 

In der EZA ist Kinderarmut ein Phänomen, mit dem politisch häufig und bevorzugt gearbeitet 

wird. Laut Maral-Hanak (2006:118) gehört die „Infantilisierung“ der Armut neben rassisti-

scher und sexistischer Stereotypisierung zu einem der Hauptmechanismen der entwicklungs-

politischen Öffentlichkeitsarbeit von Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen. Sie ver-

deutlichte dies mit folgendem Zitat von Gerd Valchars im Radio Orange 94.0 am 1. Juli 2003:  

„Fast egal, wofür wir spenden sollen, es sind immer dieselben Bilder, die uns über 
Plakate, Folder oder das Fernsehen erreichen. Um Spenden lukrieren zu können, 
braucht es Opfer. Herzige Buben und Mädchen, die traurig in die Kamera und vom 
Plakat blicken. Einmal haben sie Hunger, das andere Mal sind sie ‚an den Rollstuhl 
gefesselt’. Die Öffentlichkeitsarbeit der Spendenindustrie ist voll von Klischees und 
stark emotionalisierenden Bildern.“ (zitiert nach Maral-Hanak 2006:119) 

                                                                                                                                                         
http://www.savethechildren.org.uk/sites/default/files/docs/Child_Development_Index_2012_UK_low
_res.pdf [12.1.2013] 

http://www.savethechildren.org.uk/sites/default/files/docs/Child_Development_Index_2012_UK_low_res.pdf�
http://www.savethechildren.org.uk/sites/default/files/docs/Child_Development_Index_2012_UK_low_res.pdf�
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5.1.1 Kinderarmut auf Sansibar 

 

Kinderarmut wird in allen von mir untersuchten, sansibarischen Regierungsdokumenten ange-

sprochen: in der Zanzibar Vision 2020, in MKUZA II für 2010-2015, im Zanzibar Human 

Development Report 2009 und dem Household Budget Survey (HBS) von 2009/2010. Als 

Kinder gelten alle Individuen unter 15 Jahren. Sie bilden 44,3% der Gesamtbevölkerung der 

Insel, davon sind 41,7% weiblich und 44,5% männlich. (RGoZ 2010:22) 

In der Vision 2020 fehlt eine Analyse der sozialen Situation der Kinder. Es werden lediglich 

Zielsetzungen formuliert, die Kinderarmut bis 2020 entgegenwirken sollen. Diese betreffen 

vor allem die Sektoren Bildung und Gesundheit und korrelieren mit den MDGs: so hat die Er-

reichung einer universellen Grundschulausbildung aller schulpflichtigen Kinder von sechs bis 

elf Jahren (MDG 2), sowie die Senkung der Kindersterblichkeit von 101 (1997) auf 20 von 

1000 Lebendgeburten (MDG 4) auf Sansibar die höchste Priorität. Daneben wird auch ange-

strebt, Gesetze bezüglich sexueller und häuslicher Gewalt gegen Kinder neu zu formulieren 

und Programme zur Vorbeugung von Drogenmissbrauch und Kriminalität zu entwerfen. 

(RGoZ 1999:29) 

Das HBS 2009/2010 und das MKUZA II liefern detaillierte Statistiken über die sozioökono-

mische Situation von Kindern auf Sansibar. Das MKUZA II orientiert sich an der Vision 2020 

und der Erreichung der MDGs. Hier werden in Bezug auf die genannten Zielsetzungen auch 

Strategien vorgeschlagen sowie existierende Hindernisse aufgezeigt.  

Bildung 

Politische Strategien im Bildungsbereich orientieren sich primär an der Vision 2020, die Bil-

dung als einen Hauptfaktor für die Reduzierung absoluter Armut versteht und bis 2015 eine 

100%-ige Einschulungsrate an den Grundschulen sowie die Beseitigung von 

Analphabetismus vorsieht. Besonders unterstrichen wird dabei der verbesserte Zugang zu 

Bildung für die arme Bevölkerungsschicht, Mädchen und Kindern mit Behinderungen.  

Nachdem Sansibar 1990 die Jomtien Declaration on Education for All (EFA) unterzeichnete 

und darauf basierend der Zanzibar Education Master Plan (1996-2006) entworfen wurde, 

wurde dieser 2006 von der Zanzibar Education Policy abgelöst, um einerseits die Erreichung 

der in der Vision 2020 formulierten Ziele, andererseits die Übereinstimmung mit dem MGD 2 

sicherzustellen. Diese Strategie der Regierung ist vor allem durch zwei Neuerungen gekenn-
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zeichnet: Erstens durch die Betonung der Wichtigkeit der Vorschulerziehung für Kinder ab 

vier Jahren, zweitens durch die Ausweitung der Schulpflicht auf zwölf Jahre. Die neu einge-

führte Struktur im Schulsystem sieht nun also mindestens zwei Jahre Vorschulbildung, sechs 

Jahre Volksschulbildung und vier Jahre Sekundarschulbildung vor, gegebenenfalls gefolgt 

von zwei Jahren höhere Sekundarschuldbildung und drei Jahren Ausbildung an einer höheren 

Bildungsanstalt.42 Das Einschulungsalter an den Volksschulen wurde von sieben auf sechs 

Jahre gesenkt. An den Volksschulen wird auf Kiswahili unterrichtet, ab der Sekundarschule 

ist die Unterrichtssprache Englisch. Mathematik und die naturwissenschaftlichen Fächern 

werden bereits ab der fünften Klasse auf Englisch unterrichtet.  

 

Die Implementierung der Zanzibar Education Policy 2006 wird begleitet vom Zanzibar Edu-

cation Development Programme (ZEDP) 2008/09-2015/16, das von der Regierung in Zusam-

menarbeit mit Akteuren wie der Lehrergewerkschaft (Zanzibar Teachers Union), der State 

University of Zanzibar und zahlreichen internationalen und nationalen Organisationen, darun-

ter UNESCO, UNICEF, UNFPA, die Aga Khan Foundation, CARE, Aide et Action, DAMA, 

FAWE Zanzibar und dem Changamoto Life Preservation Fund formuliert wurde. (RGoZ 

2007:19) 

 

Laut ZEDP konnten die Ziele des Education Master Plan 1996-2006 aufgrund von Unterfi-

nanzierung nicht erreicht werden. (RGoZ 2007:7) Das Bildungsbudget Sansibars ist allerdings 

in den letzten Jahren deutlich erhöht worden: betrug es im Jahr 2003/04 lediglich 5,0% des 

BNE, lag es 2007/08 bereit bei 18,7%. (UNICEF 2012:74) 

 

Im Bereich der Bildung können in den vergangenen Jahren große Fortschritte beobachtet wer-

den. So wurden an Kindergärten und Vorschulen im Jahr 2010 bereits 35% der Kinder zwi-

schen vier und sechs Jahren eingeschult, während dies 2005 nur auf 15,9% zutraf. (RGoZ 

2007:2) Gleichzeitig sind allerdings große regionale Disparitäten zu bemerken, da in Pemba 

lediglich drei bis vier Prozent der Vorschulkinder eine Bildungseinrichtung besuchen. (UNI-

CEF 2012:59) Außerdem verfügen nur 78% der LehrerInnen und BetreuerInnen über eine 

pädagogische Ausbildung, allerdings meist keine speziell auf Klein- und Vorschulkinder aus-

gerichtete. (RGoZ 2007:11)  

                                                 
42 Die Universitäten auf Sansibar bieten bislang nur dreijährige Bachelorstudiengänge an. 
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Insgesamt sind die Einschulungsraten an den Volksschulen bis 2009/10 auf 89,8% gestiegen.  

Beachtet man aber das Alter der eingeschulten Kinder, so bemerkt man, dass nur 80,3% von 

ihnen zeitgerecht eingeschult werden.43 (RGoZ 2010:37) Dabei existieren keine 

geschlechtsspezifischen Unterschiede mehr, im Gegenteil: der Prozentsatz eingeschulter 

Mädchen liegt sogar leicht über jenem der Jungen. Dies verändert sich aber mit dem Eintritt 

in die Sekundarstufe, in welcher auch die Einschulungsraten deutlich absinken: nach der 

Abschlussprüfung der Volksschule schaffen lediglich 46,1% der Schüler den Aufstieg in die 

nächste Klasse. Mit dem Eintritt in die Pubertät nimmt die Zahl der SchulabbrecherInnen 

drastisch zu. (Ziddy 2007:8)  

 

Seitens der sansibarischen Regierung wird oft und gerne erwähnt, das MDG 2 (universale 

Grundschulbildung als Ziel) bereits erreicht zu haben. Tatsächlich kann ein großer Fortschritt 

bei den Einschulungsraten konstatiert werden. Dennoch wird von der Zivilbevölkerung die 

starke Konzentration auf die Erreichung des Zieles bei gleichzeitiger Vernachlässigung ande-

rer Aufgaben im Bildungsbereich kritisiert:  

 

Neben sinkenden Einschulungsraten in der Sekundarstufe, gibt es auch zahlreiche Hürden für 

die Qualitätssicherung im gesamten Schulwesen. Diese betreffen vor allem die große Schüle-

rInnenzahl in den Klassen, die Disparitäten zwischen ruralen und urbanen Gebieten, die ver-

spätete Einschulung der Kinder, die mangelnde Lehrerqualität und adäquate Verteilung von 

LehrerInnen und Schulen im Land, die Verbesserung von Wasser und Sanitäranlagen an 

Schulen, die Förderung der naturwissenschaftlichen und technischen Unterrichtsfächern 

sowie die Erweiterung von Sexualerziehung und HIV/Aids-Aufklärungsarbeit an Schulen44. 

Die meisten dieser Kritikpunkte finden sich auch als Zielsetzung im MKUZA II (2010:91), 

jedoch gibt es von der Regierung kaum Stellungnahmen in Bezug auf den fehlenden 

Fortschritt in diesen Bereichen. Genaue Strategien zur Erreichung dieser Ziele fehlen im 

MKUZA II, auch wird auf die Überwindung der genannten Genderdisparitäten nicht näher 

eingegangen. 

                                                 
43 Teilweise werden Kinder erst mit bis zu 14 Jahren in die erste Volksschulklasse eingeschult. (RGoZ 
2007:13) 
44 Sexualkunde und Unterricht zu reproduktiver Gesundheit sind Gegenstand des Biologieunterrichts 
der Form 2 und des Ethikunterrichts der Form 3 der Sekundarschule, Schulstufen, die der Großteil der 
sansibarischen SchülerInnen nicht besucht 
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Auch von meinen InterviewpartnerInnen wurde hervorgehoben, dass in der Grundschule nicht 

nur die Quantität, sondern vor allem die Qualität von Belang ist. Schlechte Ergebnisse vor al-

lem in den naturwissenschaftlichen Fächern im Rahmen der nationalen Prüfungen werden auf 

mangelnde Qualität der Lehrkörper und die generelle Unterfinanzierung sowie die inadäquate 

Budgetallokation des Bildungssektors zurückgeführt. Demnach werden über 80% des Ge-

samtbudgets für LehrerInnengehälter verwendet, während beispielsweise 0,3% in die Bereit-

stellung von Schulmaterialien investiert wird. (UNICEF 2012:75) Das Fehlen von Infrastruk-

tur und Ressourcen kommt besonders in ländlichen Gebieten zum Tragen. Viele Schulen in 

ländlichen Gebieten haben nicht genug oder zu kleine Räume, der Unterricht muss daher im 

Freien, teilweise unter direkter Sonneneinstrahlung gehalten werden. Oftmals gibt es kein 

Wasser und keine Toiletten oder wenn, dann nur in sehr schlechtem Zustand. Es gibt kein 

Reinigungspersonal, das heißt, dass die LehrerInnen und Kinder selbst dafür verantwortlich 

sind, die Schule sauber zu halten, eine Aufgabe, die als Strafe vor allem jenen Kindern 

auferlegt wird, die zu spät zum Unterricht erscheinen. LehrerInnen und Eltern beschweren 

sich über das Fehlen von Tischen und Stühlen und machen dies dafür verantwortlich, dass 

viele SchülerInnen Konzentrationsschwächen sowie Schmerzen im Nackenbereich und 

Rücken haben, was zu vermehrter Abwesenheit vom Unterricht führt. Mütter geben auch an, 

dass die Schuluniformen durch die mangelnden hygienischen Vorkehrungen in den Schulen 

täglich gewaschen werden müssten, was für sie zusätzlich Arbeit bedeutet. (Said 2010b:o.S.) 

Ein weiterer Kritikpunkt ist die geringe LehrerInnenzahl und deren ungleiche Verteilung im 

Land. Die daraus resultierenden langen Anfahrtswege, verbunden mit der niedrigen 

Bezahlung führt zu Unregelmäßigkeiten in der Anwesenheit der LehrerInnen sowie zu 

mangelnder Motivation, die auch auf die fehlende Bereitstellung von Unterrichtsmaterialien 

seitens der Regierung zurückgeführt werden kann. Auch in der Novelle Kombo’s Juggernaut 

von Amir Mohamed wird dies angesprochen: „Schools were built, but there were not enough 

teachers and textbooks.“ (Mohamed 2004:30)  

 

Generell besteht ein Überschuss an VolksschullehrerInnen, wobei diese sehr ungleich über 

das Land verteilt sind. Nur 5,5% von ihnen verfügen über eine pädagogische Ausbildung, der 

Großteil hat lediglich einen Sekundarschulabschluss, 10,7% nicht einmal diesen. Nur 40% der 

SekundarschullehrerInnen verfügen über eine pädagogische Ausbildung. (RGoz 2007:19) 

Aufgrund des Lehrermangels an den Sekundarschulen werden viele VolksschullehrerInnen 

nun in Sekundarschulen eingesetzt, ohne dafür qualifiziert zu sein. (UNICEF 2012:77) Die 

LehrerInnenausbildung auf Sansibar entspricht bei weitem nicht den ambitionierten Plänen 
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der Regierung: Laut ZEDP sind 73% der Colleges nicht an das Stromnetz angeschlossen und 

verfügen lediglich über dürftiges technisches Equipment wie Fotokopierer, Drucker, 

Computer, Internet und Ähnliches. (RGoZ 2007:40) Von den Absolventen dieser Institute 

sind 57% Arabisch- und ReligionslehrerInnen, 28% LehrerInnen der Geisteswissenschaften 

und 13% Mathematik- und NaturwissenschaftslehrerInnen. Ein großes qualitatives Hindernis 

im Unterricht stellt zudem die mangelnde Englischkompetenz der meisten LehrerInnen dar: 

„In practice, the poor level of English is a barrier to quality, and teaching is often done using a 

mixture of Swahili and English.“ (RGoZ 2007:19) 

All die oben genannten Faktoren tragen zur mangelnden Qualität der Schulbildung auf Sansi-

bar bei, die auch von einer Untersuchung durch die SACMEQ45 konstatiert wurde: demnach 

ist die Kompetenz sansibarischer SchülerInnen in den Bereichen Lesen und Mathematik äu-

ßerst unbefriedigend. Kinder aus wohlhabenderen Familien werden daher in der Regel in eine 

der zahlreichen mehr oder weniger guten Privatschulen geschickt, was notwendigerweise zur 

Bildung eines Zweiklassensystems beiträgt.  

Obwohl der Besuch einer staatlichen Schule auf Sansibar gratis sein sollte, ist er doch mit 

Kosten verbunden. Zwar gibt es keinen monatlichen Schulbeitrag wie an den Privatschulen, 

doch muss am Ende des Jahres ein Beitrag geleistet werden, der dem Kind den Aufstieg in die 

nächste Klasse ermöglicht. Außerdem kommen die Eltern für Schulmaterialien  wie Bücher, 

Hefte und Stifte auf, hinzu kommen Kopiergeld und Gebühren für die nationalen Prüfungen 

am Ende des Jahres. Jedes Kind braucht eine Uniform und passende Schuhe, sowie eine 

Schultasche. All dies stellt für viele Familien eine große finanzielle Belastung dar. 

„Die MDGs und ihre Indikatoren konzentrieren sich auf quantitative Zielgro�ßen 
und lassen qualitative Aspekte weitgehend unberu�cksichtigt. Dadurch spiegeln sie 
mo�glicherweise Fortschritte vor, die bei genauerem Hinsehen gar keine sind. Das 
Millenniumsziel 2, bis 2015 universelle Grundschulbildung fu�r alle Kinder 
sicherzustellen, ist ein Beispiel dafu�r.“ (Martens 2007:25) 

 

Schwangerschaft und Eheschließung 

                                                 
45 Das Southern and Eastern Africa Consortium for Monitoring Educational Quality (SACMEQ) ist 
eine NGO, in der sich fünfzehn Bildungsministerien Subsahara Afrikas zusammengeschlossen haben, 
um Erfahrungen auszutauschen und sich gegenseitig zu evaluieren. Unterstützt werden sie dabei von 
der UNICEF. Zwei große Studien wurden in den Jahren 1998 (SACMEQ I) und 2005 (SACMEQ II) 
über Sansibar angefertigt, sowie vier kleinere Evaluierungen zu bestimmten Bereichen des Bildungs-
systems. 
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Neben Defiziten im Bildungssystem selbst, spielt auch die sozioökonomische Lage einer Fa-

milie sowie die traditionelle Einstellungen Geschlechterrollen gegenüber einen entscheiden-

den Faktor bei Bildungsfragen. Vor allem in ländlichen Gebieten müssen Kinder auf den Fel-

dern oder beim Fischen mitarbeiten und nehmen folglich unregelmäßig am Schulunterricht 

teil. Der Hauptgrund für Schulabbrüche männlicher Schüler sind mangelnde finanzielle Res-

sourcen: es fehlt das Geld für eine weitere Ausbildung bzw. dafür, noch länger auf ein Ein-

kommen innerhalb der Familie zu verzichten. Bei Mädchen sind es vor allem traditionelle so-

ziale Werte, die zu Schulabbrüchen führen: die Übernahme von Aufgaben im Haushalt, frühe 

Eheschließung und Schwangerschaften, Angst vor (sexueller) Belästigung, aber auch inad-

äquate sanitäre Einrichtungen in den Schulen. (RGoZ 2007:39; Ziddy 2007:12f.) Bereits unter 

den 5- bis 9-jährigen liegt der Anteil jener Kinder, die neben der Schule auch Arbeiten zuhau-

se übernehmen müssen bei 28,6%, bei den 10- bis 14-jährigen bereits bei 62,7%, wobei der 

Anteil der Mädchen deutlich höher ist. Dazu gehören zum Beispiel Wasser holen, Kochen, 

das Suchen von Feuerholz oder die Aufsicht und Pflege von kleineren Geschwistern und 

kranken Familienmitgliedern. Betroffen sind davon vor allem Mädchen aus armen, ländlichen 

Gebieten wie Micheweni und Wete. In der Stadt steigt die Anzahl von Mädchen in der Unter- 

und Oberstufe jedoch langsam an, was Hoffnung für die Zukunft gibt. Der Schulabbruch von 

Mädchen steht auf Sansibar laut MKUZA II im direkten Zusammenhang mit hohen 

Fertilitäts- und niedrigen Beschäftigungsraten von Frauen aufgrund fehlender Bildung und 

Reproduktionsarbeit.46 (RGoZ 2010:22) 

„This trend promises immediate and future benefits to Zanzibar as regards reduction  
of fertility rates, improved maternal and infant health, as well as improved income 
earning levels at both household and community levels.“ (OCGS 2011:49) 

 
Über den Zusammenhang zwischen der Lebensführung im Rahmen von traditionellen Werten 

und der daraus resultierenden mangelnden Schulausbildung schreibt der Autor Amir Moham-

med, dass Bildung innerhalb der Gesellschaft zwar weitgehend als Schlüssel zur Entwicklung 

gesehen wird, diese Meinung aber durchaus nicht von allen geteilt wird:  

„[T]he major hurdle was poverty, the traditional thinking and negative valued that 
had engulfed their local way of life. Another stumbling block was religion.“ (Mo-
hamed 2004:17) 

                                                 
46 Zu bedenken ist bei Formulierungen dieser Art, dass dahinter häufig eine politische Verschleie-
rungsstrategie liegt, die die Zuweisung von Verantwortung bzw. die Darstellung von Ursachen und 
Verursachern verhindert.  
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Vor allem bezieht er sich dabei auf die Bildung von Mädchen: „Most villagers were divided 

deeply on this issue of sending girls to school.“ (Mohamed 2004:18) Obwohl der Islam an 

und für sich kein Bildungsverbot oder ein Verbot von Berufstätigkeit für Mädchen und 

Frauen vorschreibt47, ist es eine Tatsache, dass Mädchen in vielen islamischen Kulturen 

weltweit die Ausbildung aufgrund eines traditionellen Rollenverständnisses verwehrt wird. 

Dies führt auch auf Sansibar dazu, dass vor allem Mädchen aus ärmeren Familien in den 

ländlichen Gebieten mit dem Eintritt in die Pubertät die Schule verlassen. Dafür gibt es 

mehrere Gründe. Einerseits gilt die Meinung, dass die weitere Schulbildung für junge Frauen, 

deren Rolle es in Zukunft sein soll, sich um Ehemann, Haus und Kinder zu kümmern, keinen 

Wert hat. Anderseits besteht die Angst, dass das Aufeinandertreffen von jugendlichen 

Mädchen und Jungen zu außerehelichen Schwangerschaften führen könnte.  

In ihrem Artikel Zanzibar: Early pregnancy cases increase gibt die sansibarische Journalistin 

Salma Said und Betreiberin des Weblogs Zanzibar Yetu (Unser Sansibar) an, dass jährlich 

mindestens vierzig Mädchen wegen ungewollten Schwangerschaften die Schule abbrechen 

müssen (Said 2010d:o.S). Obwohl die Regierung Gesetze erlassen hat, die schwangeren Schü-

lerinnen ermöglichen sollen, ihre Schulbildung fortzusetzen48, wird dies in der Regel nicht 

durchgesetzt, wie auch die UNICEF kritisiert: laut ihrem Sprecher Ali Abdallah erhalten 

schwangere Mädchen und junge Mütter immer noch Schulverweise oder beschließen die 

Schule freiwillig zu verlassen, um der Diskriminierung durch MitschülerInnen und LehrerIn-

nen zu entfliehen. Er belegt durch eine Studie von 2009, dass 66% der Bevölkerung der Mei-

nung sind, das Mädchen trage die alleinige Schuld für die Schwangerschaft (Said 2010d:o.S.). 

Es sei ein Zeichen für den moralischen Verfall innerhalb der Gesellschaft, wie auch Amir Mo-

hammed anführt:  

„[P]eople are not afraid of stealing other peoples properties, their sexual behaviour is 
disgusting, teenage pregnancies and divorces are rampant, hooliganism and van-
dalism are obvious.“ (Mohamed 2004:44)  

Um uneheliche Sexualbeziehungen zu unterbinden, wird vielen Mädchen nahegelegt, sich 

schon früh – also noch in jugendlichem Alter – zu verheiraten. (Ziddy 2007:13) So auch in 

                                                 
47 „Das Erlangen von Wissen ist jedem Muslim eine Pflicht", heißt es in einem Hadīth des Propheten 
Muhammad in der Sammlung der Hadīthgelehrten Imam Al-Baihâqî (Nr. 1471). Ahadīth sind Überlie-
ferungen zu Aussagen, Handlungen und Anweisungen des Propheten, die das Fundament der islami-
schen Sunna bilden, die zusammen mit dem Koran die Grundlage der islamischen Jurisprudenz dar-
stellt. URL: http://www.kaaba-online.de/daily_hadith_1471.html [27.1.2013] 
48 Vgl. Spinster and Single Parent Children Protection Act (2005) 

http://www.kaaba-online.de/daily_hadith_1471.html�
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Amir Mohammeds Novelle, in der die Schwester des erfolgreichen Schülers Kombo die 

Schule nicht weiter besuchen darf: 

„[S]he was just thirteen, she might be married any time, gave up her schooling to 
start a family life. Subira was totally against early marriage, she wanted to continue 
to go to school, her mother saw it different, to her opinion and conservative view, 
girls should remain in the kitchen to do all the domestic works.“ (Mohamed 2004:18)  

Obwohl das gesetzliche Heiratsalter auf Sansibar bei 18 Jahren liegt,  darf ein Individuum laut 

islamischem Recht ab seinem Eintritt in die Pubertät heiraten.49 Der neue Childrens Act 

schweigt über diese Angelegenheit und die daraus resultierenden Probleme, wie Save the 

Children kritisiert. Laut der Organisation werden 7,4% der Mädchen zwischen 15 und 19 

Jahren zum ersten Mal schwanger. Es gibt weder vertrauenswürdige Statistiken zur Heirat 

von Minderjährigen, noch zu Abtreibungen. In vielen Fällen wird schwangeren Mädchen und 

dem Vater des Kindes zur Heirat geraten. Manchmal aber werden Mädchen aus ärmeren 

Familien auch früh verheiratet, um die finanzielle Last der Eltern zu verringern. (STC 

2010:25) Solche Arrangements wurden auch von Kindern während des National Child Con-

sultation Programme im Rahmen der Vorbereitungen für das neue Gesetz angesprochen und 

problematisiert.  

Das Ministry of Education and Vocational Training (MoEVT) und das Ministry of Health and 

Social Welfare (MoHSW) haben in Zusammenarbeit mit den Medien eine nationale Kampa-

gne für Fernsehen und Radio entworfen, die die Bevölkerung für das Thema der frühen 

Schwangerschaft und Heirat sowie die Wichtigkeit der Schulbildung für junge Mütter sensibi-

lisieren soll. UNICEF fordert die Regierung auf, Betreuungseinrichtungen für Babys, junger 

Mütter sowie alternative Ausbildungsstätten einzurichten, um ihnen die weitere Schulbildung 

zu ermöglichen. Des Weiteren plädiert die Organisation für eine flexiblere Zeiteinteilung für 

diese Schülerinnen. In der Praxis werden diese Forderungen zumindest in naher Zukunft nur 

schwer umzusetzen sein, sind die Schulkapazitäten und finanziellen Ressourcen im Bildungs-

bereich ohnehin bereits strapaziert sind.  Bei einer Veranstaltung der Organisation Women 

Without Borders, die im November 2012 in Wien stattfand, erläuterte die frühere First Lady 

Sansibars und Gründerin der großen NGO ZAYEDESA, Shadya Karume, dass SchülerInnen 

die Schule in Schichten besuchen, da eine SchülerInnenanzahl von 90 und mehr für die 

LehrerInnen nicht zu bewältigen seien. So kommt die eine Hälfte der SchülerInnen morgens, 

                                                 
49  Die Bezeichnung für die Ehe im Islam ist Nikah, als Vertrag zwischen einer Frau und einem Mann 
im heiratsfähigen Alter, das im Koran mit dem Eintritt in die Pubertät festgelegt ist. (Surat Al-'Isra' 
17:34; Surat Ghāfir 40:67) 
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die andere Hälfte nachmittags zum Unterricht. In Kooperation mit der panafrikanischen NGO 

Forum for African Women Educationalists (FAWE) bietet ZAYEDESA Kurse für 

Schulabbrecherinnen und spezielle Camps für die Förderung von Mädchen in 

naturwissenschaftlichen und technischen  Fächern an.  

Die Forderung nach Betreuungseinrichtungen für Babys und Kleinkinder wird auch außerhalb 

dieser Debatte zunehmend laut. Die sansibarische Pädagogin Bishara Thaniani bemängelt die 

Qualität der Betreuung von Kleinkindern heftig. Berufstätige Mütter sähen  sich aufgrund des 

Mangels an Alternativen vor allen in ländlichen Gebieten gezwungen, ihre Kinder pädago-

gisch unqualifizierten Nachbarn oder Verwandten zu überlassen.  

„The majority of children between birth and four years do not have access to quality 
early childhood care and learning. Formal and regulated day-care centres and pre-
schools only reach few children from wealth families in the urban.“ (Said 2011:o.S.)  

Dies führt einerseits zu Stadt-Land-Unterschieden in den späteren schulischen Leistungen, an-

dererseits hindert es viele Frauen daran, nach der Schwangerschaft wieder arbeiten zu gehen 

und beeinflusst somit nicht nur das Haushaltseinkommen, sondern auch ihr Empowerment. 

 

Gewalt und Kinderarbeit 

Schulabbrüche von Mädchen gehen oft mit der Angst vor sexueller Belästigung und Gewalt 

einher: die Studie Violence Against Children in Tanzania von 2011 bestätigt, dass ein 

Großteil der sexuellen Übergriffe auf Mädchen auf dem Schulweg oder in der Schule selbst 

stattfinden. (UNICEF 2011:91) 

„Sexual harassment sometimes starts from the home by in laws or even step fathers. 
The girls are denied of all types of support directly or indirectly if they refuse to give 
in to their demands. Girls are harassed on their way to school, on the road and by 
those who offer them lifts to school. They also face sexual harassment from male 
students and sometimes from teachers. Some of girls leave school because of 
harassment.“ (Ziddy 2007:12) 

Tatsächlich ist Gewalt und Strafe an Sansibars Schulen weit verbreitet und trägt zur großen 

Anzahl der Schulabbrüche bei. (STC 2010:29) Durch die Erfahrung von Gewalt nicht nur 

durch LehrerInnen, sondern auch innerhalb der Familie, wird körperliche Bestrafung zur 

Norm erhoben und reproduziert. Dies führt so weit, dass ein 17-jähriges Mädchen in Unguja 
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Strafe sogar befürwortet: “Children need discipline; if there is no corporal punishment they 

will not respect the teachers and their parents.” (STC 2010:30) 

Im MKUZA II wird der Schutz von Kindern vor physischer und psychischer Gewalt zwar an-

gesprochen und die Gesetzeslage diesbezüglich ist eindeutig, doch sind die rechtlichen Me-

chanismen noch unausgereift und werden kaum in Anspruch genommen. (RGoZ 2010:97) 

Dies gilt auch für sexuelle Gewalt: rechtliche Schritte werden in den wenigsten Fällen 

eingeleitet:  

„In Zanzibar sexual abuse is often considered a hidden crime and families often pre-
fer to deal with cases within the home or community environment and police often 
even encourage cases to be dealt with in this way. National, district or shehia authori-
ties are rarely involved at all.“ (STC 2010:21) 

Kinderarbeit ist ebenfalls eine Hürde für die Verbesserung des Bildungsstandards. Kinder aus 

armen Familien gehen nicht regelmäßig zum Unterricht oder brechen die Schule ganz ab, da 

sie zum Haushalteinkommen beitragen, oder aber ihre Mütter im Haushalt entlasten müssen, 

damit diese arbeiten gehen können. Am meisten davon betroffen sind die ländlichen Gebiete, 

allen voran die Region Micheweni. Im Steinbruch von Micheweni kommen häufig Kinder 

ums Leben. (Mussa 2012a:8-9) Die Arbeit im Steinbruch zählt zu den in der UN-

Kinderrechtskonvention aufgelisteten gefährlichsten Formen von Kinderarbeit, was auch in 

den Studien von Save the Children angeführt und heftig kritisiert wird. Weitere schwere oder 

gefährliche Arbeiten, die Kinder auf Sansibar ausführen, sind  zum Beispiel die 

Kokosnussernte, Fischen, Wasserholen, Tischlern, Bauarbeiten oder auch Prostitution. (STC 

2010:23) 

Auch bei Amir Mohammed wird zwar nicht dezidiert, aber immer beiläufig darauf hingewie-

sen, in welchem Ausmaß Kinder, vor allem Mädchen, im Haushalt helfen müssen. (z.B. 

2004:22,31) Viele haben neben der Arbeit keine Zeit mehr, sich auf die Schule zu konzentrie-

ren oder kommen wegen ihren Haushaltspflichten morgens zu spät zur Schule und werden 

auch noch dafür bestraft, was dazu führt, dass sie es vorziehen, gar nicht hin zu gehen.  

Fatma Rashid, die ILO-Korrespondentin auf Sansibar macht für das Problem der Kinderarbeit 

die mangelnde Sensibilisierung der Bevölkerung durch die Regierung verantwortlich und for-

dert diese dazu auf, Informationen zu Kinderrechten in das Schulcurriculum aufzunehmen 

und die Shehas mit der Aufklärung in den Gemeinden zu beauftragen. (IRIN 2010:o.S.) 
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In einem in The Voice of Africa erschienenen Artikel beschwert sich eine Pädagogin über den 

Mangel an Plätzen, auf denen Kinder sicher spielen könnten und die nicht voller Müll sind. 

(o.A. 2010:o.S.) Im Rahmen einer Befragung, bei der Kindern unter vierzehn Jahren gebeten 

wurden, ihre Wünsche und Bedürfnisse in Bildern auszudrücken, zeichnete der Großteil ne-

ben einem gemauerten Haus und Nahrungsmitteln vor allem spielende Kinder (STC 2010:18). 

Die Regierung ist daher aufgefordert, genügend Räume für Kinder zu schaffen sowie die 

Kinderarbeitsgesetze besser durchzusetzen. Natürlich ist dies ein Teufelskreis, denn wer wird 

die Frauen im Haushalt dann unterstützen? Wer kümmert sich um jüngere Geschwister und 

kranke oder gebrechliche Familienmitglieder? Wer erwirtschaftet statt der Mutter ein 

(zusätzliches) Einkommen für die Familie?  

Kinderarmut nur durch Maßnahmen für Kinder zu beseitigen ist unmöglich. Um all diese 

Schwierigkeiten überwinden zu können, braucht es viel mehr als Gesetze. Es braucht zunächst 

gesicherte, hinreichende Einkommen der Familien. Es braucht dann aber auch leistbare und 

qualitative Betreuung für Kleinkinder und Ältere, einen Ausbau der gesundheitlichen und so-

zialen Dienstleistungen und nicht zuletzt ein Überdenken traditionell festgeschriebenen Nor-

men um beiden Eltern den Zugang zu Erwerbsarbeit überhaupt erst zu ermöglichen. 

Zahlreiche internationale und nationale NGOs konzentrieren ihre Arbeit auf die Kinder Sansi-

bars. Zu den wichtigsten unter ihnen gehören die UNICEF, Save the Children, SOS Kinder-

dorf, die African Muslim Agency, Istikama, Association of Children Living with HIV/AIDS 

and Children with Special Needs (ZAPHA+) und Zanzibar Advancement of Children Associa-

tion (ZACA). Diesen Organisationen spielen eine große Rolle bei der Unterstützung der 

Regierung in Bereichen wie Bildung, Gesundheit, Gewaltbekämpfung oder der Betreuung 

von Waisenkindern. Obwohl Sansibar als Teil Tansanias im Jahr 1991 die United Nations 

Charter on the Rights of the Child, im Jahr 2003 die African Charter on the Rights and 

Welfare of the Child und das Optional Protocol on the Sale of Children, Child Prostitution 

and Child Pornography, sowie 2004 das Optional Protocol on the Involvement of Children in 

Armed Conflict ratifiziert hat (STC 2010:9), ist die Regierung weit davon entfernt, die darin 

enthaltenen Standards einzuhalten und die Implementierung der Gesetze zu sichern. Mit der 

Hilfe der UNICEF hat das Ministry of Labour, Youth, Women and Child Development 

(MoLYWCD) daher im Jahr 2010 den Zanzibar Childrens Act erlassen, das die Einhaltung 

der Konventionen forcieren soll. Eine besondere Herausforderung stellen dabei die bereits 

erwähnten islamischen Kadhi Gerichte dar, die parallel zum staatlichen Rechtssystem 

existieren und vor allem im Bereich des islamischen Familienrechts tätig sind, das teilweise 
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von den Inhalten der internationalen Gesetze abweicht. Dies betrifft Angelegenheiten wie 

Eheschließungen, Scheidungen, Polygamie, aber eben auch die Versorgung und Rechte von 

Kindern. Es wird ersichtlich, wie wichtig es für den sansibarischen Kontext ist, die Rechte 

von Kindern im Islam anzusprechen sowie eventuelle Divergenzen mit der Judikatur zu erläu-

tern. Die UNICEF argumentierte in ihrer Studie (2012), dass Gesetze und Initiativen, die dem 

Islam und den sansibarischen Traditionen widersprechen, von der Bevölkerung nicht zur 

Gänze akzeptiert und unterstützt würden. Daher sollte die Regierung und die 

Gebergemeinschaft den Dialog mit Islamgelehrten suchen, vor allem im Bezug auf Bereiche 

wie Eheschließung und Familienplanung, Bildung sowie Frauen- und Kinderrechte. Dabei 

sollte auch die Verantwortung der Gemeinde und der ganzen Gesellschaft unterstrichen 

werden.  

Zivilgesellschaftlichen Organisationen empfehlen, die Bevölkerung selbst, aber vor allem 

Kinder und Jugendliche vermehrt in politische Strategien, die sie betreffen, zu involvieren 

und kinderfreundliche Informationsmaterialien zu produzieren und zu verbreiten. (STC 

2010:64; UNICEF 2012:77) Dazu gehört auch der Entwurf eines landesweites Programms 

und einer medialen Kampagne, um Bereiche wie Kinderrechte und -bedürfnisse an-

zusprechen. Im Bezug auf Geschlechterdisparitäten und die Auflösung festgeschriebener Rol-

leneinteilungen soll eine breite öffentliche Debatte angeregt werden. (Ziddy 2007:10) Dabei 

wird auch auf die Sensibilisierung von Jungen gesetzt. Ein Hindernis für die Auflösung der 

geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung ist der Mangel an weiblichen Vorbildern in öffentli-

chen Ämtern und angesehenen Jobs wie Ärzten, Ingenieuren, Unternehmern etc. Außerdem 

unterstreichen sie die Wichtigkeit einer Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen ihnen 

und der Regierung.  

 

Gesundheit  

 

Kindersterblichkeit und Ernährung 

Im Bereich Gesundheit wird in den Regierungspapieren vor allem auf Ernährung und Grun-

dimmunisierung eingegangen. Die Zielsetzungen orientieren sich dabei am MDG 4 (Senkung 

der Kindersterblichkeit).  
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Die Kindersterblichkeit auf Sansibar ist in den letzten Jahren kontinuierlich gesunken, doch 

auch auf dem Gesundheitssektor lassen sich regionale Unterschiede feststellen. Verbesserun-

gen sind zurückzuführen auf die erfolgreiche Bekämpfung von Malaria auf Sansibar, sowie 

auf eine breit angelegte Grundimmunisierung und Abdeckung mit Vitaminen. Mittlerweile 

betreffen fast 40% der Fälle von Kindersterblichkeit Neugeborene in den ersten 28 Tagen 

nach ihrer Geburt. (UNICEF 2012:3) Säuglingssterblichkeit steht in engem Zusammenhang 

mit der Gesundheit der Mutter und dem Schwangerschafts- sowie Geburtsverlauf. 

Mangelernährung und Infektionen der Mutter in der Schwangerschaft, sowie 

Geburtskomplikationen tragen zum Großteil der Todesfälle bei. Anämie der Mutter, Unter- 

oder Mangelernährung und der Mangel an Vitamin A, Eisen und anderen Mineralstoffen 

führen zu einem niedrigen Geburtsgewicht der Babys und zu Entwicklungsverzögerungen: 

davon betroffen sind mindestens 27% der Kinder in Unguja und 36% der Kinder in Pemba. 

(UNICEF 2012:47) Lediglich die Hälfte der Frauen gebären unter Aufsicht von 

Gesundheitspersonal: 67,6% in Unguja und 33,6% in Pemba. (UNICEF 2012:33) 

Die hohe Kindersterblichkeit ist auch auf die fehlende Bildung vieler Mütter zurückzuführen: 

im Gegensatz zu einer Kindersterblichkeitsrate von 101 von 1000 Kindern im Falle von Müt-

tern ohne jegliche Schulbildung, beträgt die Rate nur 56 von 1000 bei Müttern, die zumindest 

die Unterstufe besucht haben. (RGoZ 2010:77)  

50% der Fälle von Kindersterblichkeit sind auf Mangel- und Unterernährung zurückzuführen, 

die wiederum eng mit Armut in Verbindung steht:  

„Inequities in nutritional status continues to persist, with children from the very poor 
households being three times as likely to be chronically malnourished as those from 
better off households.“ (RGoZ 2010:57)  

Ein weiterer Grund für Kindersterblichkeit sind hygienische Bedingungen, die Kinder der Ge-

fahr von Infektionen aussetzen. 24,9% der sansibarischen Haushalte haben keine Latrine, 

79,5% keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser. (UNICEF 2012:4)  

Viele Eltern vernachlässigen das Abkochen des Trinkwassers und das Händewaschen nach 

dem Gang auf die Toilette, ihre Kinder spielen im Freien an verschmutzen Plätzen und in 

kontaminiertem Wasser, wie ein Arzt aus dem Mnazi Mmoja Hospital in einem 

Zeitungsartikel kritisiert. (Ame 2012:1f.) Allein im Mai 2012 wurden 65 Kinder im Alter von 

einem Monat bis fünf Jahren wegen Durchfallerkrankungen in das Krankenhaus eingeliefert, 

wovon vier starben. 
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Die Erreichung des MDG 4 steht folglich in engem Zusammenhang mit der Verwirklichung 

anderer Entwicklungsziele, wie der Beseitigung von Armut, Hunger und Unterernährung, der 

Förderung von weiblicher Bildung und Gesundheit, der Bekämpfung von Infektionskrankhei-

ten, dem Zugang zu sauberem Wasser und Sanitäranlagen. 

Strategien im Bereich Gesundheit auf Sansibar sind die Entwicklung und Verbreitung von 

Aufklärungsprogrammen für Mütter bezüglich Ernährung und Pflege, die Bereitstellung von 

Vitaminen und Mineralstoffen für Schwangere und Neugeborene sowie Frühwarnsysteme zur 

Feststellung und Behandlung von Unterernährung. (RGoZ 2010:96)  

Im Tanzania Country Report on the Millenium Development Goals 2010 finden sich drei  

große Kritikpunkte, die sich auf das sansibarische Gesundheitssystem beziehen. Erstens sei 

der Gesundheitssektor chronisch unterfinanziert und die budgetäre Verteilung im Land sei 

nicht an die Zielsetzungen der Regierung angepasst. Zweitens gefährde der Mangel an qualifi-

zierten GeburtshelferInnen und Hebammen das Ziel der Senkung der Kinder- als auch Müt-

tersterblichkeit (MDG 5). Drittens müssten verbessernde Maßnahmen in Absprache mit ande-

ren Ministerien getroffen werden. Ein Beispiel wäre der effiziente Ausbau des Straßennetzes, 

der einerseits den Zugang zu medizinischen Einrichtungen erleichtern würde, andererseits die 

Instandhaltung und kontinuierliche Ausstattung der Einrichtungen zu gewährleisten helfen 

könnte. (UNICEF 2011:28) 

 
Kinder mit Behinderung 

Auch Kinder mit Behinderung sehen sich auf Sansibar großen Benachteiligungen ausgesetzt 

und vom sozialen Leben weitgehend ausgeschlossen. Vor allem betrifft das den Zugang zu 

Schulbildung und zur Gesundheitsversorgung.  

Obwohl es sich die Regierung zum Ziel gemacht hat, den Anteil von Kindern mit Behinde-

rung an den Schulen jährlich um 5% zu erhöhen, steht die mangelnde Barrierefreiheit in 

Schulgebäuden sowie ungeeignete Toiletten und Sanitäranlagen diesem Anliegen im Weg. 

(RGoZ 2010:39) Jungen werden dabei noch häufiger eingeschult als Mädchen. 30,2% der 

Frauen mit Behinderung sind Analphabetinnen, im Gegensatz zu 17,5% der Männer. (RGoZ 

2010: 77) 
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Auch die fehlende Ausbildung und Rücksichtnahme durch Lehrkörper und Mitschüler sind 

ein Hemmnis in der Verwirklichung der Ziele. (RGoZ 2010:39,77; STC 2010:57) Oft sind die 

Kinder auch physischer Gewalt ausgesetzt.  

Mit diesen Problemen konfrontiert sehen sich auch von HIV/AIDS betroffene Kinder, die in 

der Gesellschaft besonders stigmatisiert werden, wenngleich es sich hierbei nicht um eine 

körperliche Behinderung handelt. Letzteres hängt nicht zuletzt mit der mangelnden 

Aufklärung über die Ansteckungsrisiken zusammen:  

„People in the community associate HIV and AIDS with prostitution, multiple part-
ners and homosexual intercourse but are not aware that you can get it from your par-
ents at birth.” (STC 2010:53) 

Aber auch abseits der Schulen stoßen Menschen mit Behinderung auf Hürden, zum Beispiel 

in der Benützung von Transportmitteln und dem Zugang zu öffentlichen Gebäuden. Sie haben 

in der Vergangenheit nur eine untergeordnete Rolle in der Entwicklungsdebatte 

eingenommen, ihre Bedürfnisse wurden von der Regierung und der Gesellschaft insgesamt 

weitgehend vernachlässigt, was auch mit einem Mangel an Repräsentation durch 

zivilgesellschaftliche Gruppierungen zusammenhing. (Khalfan 1992:o.S.) Die zwei größten 

Organisationen, die mittlerweile in diesem Bereich tätig sind, sind die Umoja wa Watu Wenye 

Ulemavu Zanzibar (UWZ, Zanzibar Organisation of Disabled People) und die Zanzibar 

Association for People with Development Disabilities (ZAPDD), die sich vermehrt für 

Menschen mit Behinderung einsetzen und Gehör verschaffen können.  

Khalfan H. Khalfan, dem Vorsitzenden der UWZ kritisiert beispielsweise die fehlende Sensi-

bilität der Regierung der Frage nach Barrierefreiheit gegenüber: 

„The question of accessibility of non-handicapping environment in the Zanzibar 
Stone Town area as in other parts of the Islands has not received any attention. Al-
most all  residential and public buildings in the Stone Town are inaccessible for per-
sons with disabilities because of the nature of the Town, and because of lack of 
awareness and  consideration on the part of disabled people. Most of the old build-
ings have big steps before the entrances and some of the buildings have steps in vari-
ous areas within the building. This makes it very difficult for persons with disabili-
ties and elderly people to have a degree of independence in using these buildings. 
Most of the streets are difficult to use on tricycles because the lanes are either narrow 
or congested. As for wheelchairs, the streets need a lot of maintenance and the terrain 
is corrugated and full of potholes. This also applies to even new developed structures 
like the airport and hotels. Almost all hotels and guest houses are inaccessible for 
people with disabilities. They have steps and their bathrooms have very narrow inac-
cessible doors.“ (Khalfan 1992:o.S.) 
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Vernachlässigt wird auch die Versorgung geistig behinderter Menschen, obwohl laut Schät-

zungen derzeit auf Sansibar mindesten 2500 Menschen davon betroffen sind. Für ihre Be-

handlung stehen auf ganz Sansibar lediglich zwei Psychiater zur Verfügung. Laut ZAPDD se-

hen sich diese Menschen neben Diskriminierung im Schul- und Gesundheitswesen sowie auf 

dem Arbeitsmarkt auch starker Vernachlässigung und psychischer und physischer Gewalt so-

wie sexuellem Missbrauch ausgesetzt, was auch mit mangelnder Aufklärung der Gesellschaft 

zusammenhängt: „Some members of the society including parents believe that mental illness 

is evil and that the afflicted are possessed by bad spirits.“ (Issa 2012h:o.S.) Die 

Stigmatisierung führt dazu, dass Kinder mit Behinderung oft von ihren Familien zuhause 

eingeschlossen werden und ein sozial isoliertes Leben führen. (vgl. auch Haji 2012:11)  

Die Regierung hat es bislang verabsäumt, die Rechte von Menschen mit Behinderungen genü-

gend zu artikulieren und diese Bevölkerungsgruppe zu schützen. Die UWZ und ZADP sind 

daher unter anderem bemüht, durch mediale Kampagnen und die Errichtung von Integrations-

klassen an den Schulen ein Bewusstsein hinsichtlich des Umganges mit Behinderung zu 

schaffen. Sie fordern die Regierung dazu auf, Bauvorschriften für öffentliche Gebäude zu er-

lassen, um barrierefreie Zugänge zu ermöglichen. Außerdem verlangen sie in diesem Zusam-

menhang eine drastische Erhöhung des Budgets auf dem Bildungs- und Gesundheitssektor so-

wie die Verbesserung der Ausbildung des medizinischen und pädagogischen Personals. (o.A. 

2012a:5)  

Der Journalist Oscar Samba fordert die Regierung in seinem Artikel Serikali ziwe mbele 

kusaidia wenye ulemavu auf, eine gesellschaftliche Vorbildfunktion einzunehmen und 

Menschen mit Behinderung vermehrt in die Öffentlichkeit treten zu lassen, in dem sie in der 

Politik, bei Gericht, der Polizei u.ä. Posten an sie vergibt. Er fordert für das Parlament eine 

Quote für Menschen mit Behinderung, ähnlich der bereits erfolgreich eingeführten 

Frauenquote. Des Weiteren plädiert er für kostenlose medizinische Behandlung und den 

Ausbau der Schulen für Kinder mit Behinderungen sowie die Fortbildungen für BeamtInnen, 

im Rahmen derer sie für den Umgang mit Menschen mit Behinderungen sensibilisiert werden 

und die Gebärdensprache erlernen sollen. (Samba 2012:5) 
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Waisenkinder 

Auf die Unterstützung von Waisen wird nicht gesondert eingegangen, sie scheinen in der 

Vision 2020 lediglich als „special group“ (1999:29) und im MKUZA II als „vulnerable 

group“ (RGoZ 2010:96) auf, obwohl Waisenkinder auf Sansibar zu den am meisten von 

Armut betroffenen Bevölkerungsgruppen gehören (STC 2010:43). Zwar stehen sie unter der 

Verantwortung des Department of Social Welfare, doch betreibt dieses lediglich ein einziges 

Waisenhaus im ganzen Land und auch das mit sehr limitierten finanziellen Ressourcen. (STC 

2010:44) Bis 2006 befand sich die Einrichtung im Stadtzentrum Zanzibar Towns und bot 

vierundvierzig Kindern unter vierzehn Jahren Unterkunft, bevor es in den Außenbezirk 

Mazizini verlegt und ausgebaut wurde und nun Platz für bis zu achtzig Waisen bietet. Dies 

wurde allerdings nicht durch die Regierung, sondern vor allem durch die NGO ZAYEDESA 

in Zusammenarbeit mit der UNDP, der Aga Khan Foundation und der Saudi Arabischen Al-

Youssouf Charitable Society ermöglicht. Neben dem Waisenhaus versorgen andere Organisa-

tionen wie das SOS Kinderdorf, die African Muslim Agency und die Organisation Istikama 

281 Waisenkinder im Land (STC 2010:42) Diese Maßnahmen unterliegen jedoch keinerlei 

staatlicher Kontrolle:  

„These organisations work completely independently from the Department of Social 
Welfare, with no existing procedures for supervision or guidance on the implementa-
tion of minimum standards.“ (STC 2010:44) 

  

Aus islamischer Sicht ist Armut Schicksal und Prüfung Gottes. Gleichzeitig gibt es für das In-

dividuum dadurch die Möglichkeit, vermittels Almosen und gute Taten Belohnung im 

Jenseits zu erlangen. Die Bedeutung der Waisenhilfe sowie die damit verbundene Belohnung 

werden im Koran besonders hervorgehoben.50 Der Großteil der Bevölkerung ist der Meinung, 

dass die Versorgung der Waisen eine gesellschaftliche Verantwortung und nicht nur die der 

Regierung ist. Die meisten Menschen sind allerdings aufgrund ihrer eigenen Armut nicht dazu 

imstande, diese gesellschaftliche Pflicht wahrzunehmen. Ihre Unterstützung beschränkt sich 

vor allem auf die Zeit des islamischen Fastenmonats Ramadan und den darauf folgenden 

Feiertag Eid ul Fitr, an welchem die Pflicht zu Spenden (Zakāt) besteht.  

                                                 
50 "Und sie geben Speise, aus Liebe zu Ihm, dem Armen und der Waise und dem Gefangenen: 'Wir ge-
ben euch Speise um des Antlitzes Allahs willen. Wir möchten von euch kein Vergelten und keinen 
Dank. Wir fürchten von unserem Herrn einen Tag von Sorgen, äußerst schwer.' Also schützt sie Allah 
vor dem Bösen dieses Tages und überwirft sie mit Glanz und Freude. Und Er vergilt ihnen, weil sie 
geduldig ausharrten, mit einem Garten und Seide." (Surat Al- 'Insān 76:8-12) 
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Ein umstrittener Punkt im Zusammenhang mit der Waisenhilfe auf Sansibar ist das islamische 

Adoptionsverbot. Der Islam kennt keine Adoption, dafür aber die sogenannte Kafalah (Bürg-

schaft), eine staatlich geregelte Übernahme der Vormundschaft und Pflegschaft eines fremden 

Kindes in die Familie. Mit dem neuen Childrens’ Act wird dieses Verfahren auf Sansibar auch 

außerhalb der Kadhi Gerichte erstmals rechtlich codiert. (STC 2010:38) 
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5.2 Genderaspekte der Armutsbekämpfung 

 

Frühe Ansätze feministischer Kritik in der Entwicklungszusammenarbeit kritisieren die Aus-

grenzung von Frauen im Modernisierungsdiskurs. Dieser war von Androzentrismus und ge-

schlechtsspezifischer Rollenzuweisung geprägt: 

„Der nach dem Zweiten Weltkrieg einsetzende Entwicklungsdiskurs war auf Mo-
dernisierung ausgerichtet, von male bias geprägt und in Afrika zum Teil noch 
kolonialen Projekten verpflichtet Zielgruppe waren meist ausschließlich Männer, ob 
als „fortschrittliche Bauern“ oder als „Haushaltsvorstände“. Frauen blieben 
weitgehend ausgeschlossen, die wenigen Programme, die auf Frauen fokussierten, 
sprachen diese in ihrer reproduktiven Rolle an, also mit Programmen zur Ernährung, 
Kinderpflege und Verhütung.“ (Maral-Hanak 2006:181) 

In den frühen Siebziger Jahren untersuchte die dänische Ökonomin Ester Boserup in ihrem 

Werk Women’s Role in Economic Development die Auswirkungen des 

Entwicklungsprozesses auf Frauen. Sie befand, dass Geschlechtergleichheit einen 

wirtschaftlichen Nutzen hätte, in dem sie sich positiv auf Produktivität und 

Wirtschaftswachstum eines Landes auswirken würde. Ungleichheiten seien demnach ein 

Hemmnis für Entwicklung. Darauf aufbauend formte sich im Entwicklungsdiskurs der 

Women in Development (WID) Ansatz. Er forderte die Einbindung der „Ressource Frau“ in 

den Entwicklungsprozess (Kerner 2000:10). Um dies zu erreichen sollten frauenspezifische 

Maßnahmen in Projekte und Programme integriert werden. Dies suggerierte die Isoliertheit 

von „Frauenproblemen“ und blendete die patriarchale gesellschaftliche Struktur als Ursache 

für Disparitäten zwischen den Geschlechtern aus. Statt das System zu verändern, wurde 

angestrebt, Geschlechtergleichheit innerhalb dieses Systems  zu schaffen. (Maral-Hanak 

2006:182)  

Bereits 1949 argumentierte Simone de Beauvoir, dass man nicht als Frau geboren, sondern 

von der Gesellschaft erst dazu gemacht wird. (1980:265) Diesen Gedanken griff die britische 

Soziologin Ann Oakley 1972 in ihrem Werk Sex, Gender, Society auf. Sie unterschied das 

biologische (Sex) vom sozialen (Gender) Geschlecht und sprach dabei die Dichotomie von 
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Natur und Kultur an: während Sex eine natürliche Konstante ist, ist Gender kulturell 

konstruiert und daher variabel.51 

Dieses Konzept fand auch Eingang in die Entwicklungszusammenarbeit. Nicht mehr der Sta-

tus und die Rolle von Frauen und Männern, sondern ihr Verhältnis zueinander stand von nun 

an zur Debatte. Der WID-Ansatz wurde nach der Frauendekade52 und dritten Weltfrauen-

konferenz der Vereinten Nationen schrittweise von Gender and Development (GAD) 

abgelöst. Das Frauennetzwerk  Development Alternativen for Women for a New Era 

(DAWN)53 kritisierte Mitte der achtziger Jahre den WID-Ansatz und argumentierte, dass 

Frauen nicht ausgeschlossen, sondern durch  Herrschaftsverhältnisse und  die geschlechtliche 

Arbeitsteilung benachteiligt und subordiniert werden. DAWN forderte die Analyse der 

Geschlechterdisparitäten zugrundeliegenden Mechanismen und Prozesse, um am bestehenden 

Normgefüge und Machtstrukturen zu rütteln. Als Strategie dafür wurde das Konzept von 

Empowerment eingeführt,  unter dem folgendes verstanden wurde: 

„Weg und Ziel einer umfassenden politischen Vision von weltweiter Gleichbe-
rechtigung, Entwicklung und Frieden; Ungleichheiten bezogen auf die drei 
Kategorien Klasse, Geschlecht und ‚Rasse’ sollten dabei ebenso beseitigt werden wie 
Armut und Gewalt; Institutionen sollten sich öffnen für partizipative, demokratische 
Prozesse, Grundbedürfnisse sollten sich in Grundrechte verwandeln.“ (Kerner 
2000:10) 

Bedeutend für den GAD-Ansatz war Caroline Mosers Konzept des Gender Planing. Sie plä-

dierte dafür, entwicklungspolitische Maßnahmen an Frauen zu orientieren, da diese durch ihre 

dreifache Rollenbelastung (reproduktiv, produktiv und sozial)54 die eigentlichen „Lenkerin-

nen“ von Entwicklung seien. Moser unterscheidet dabei Practical Gender Needs (PGN) von 

Strategic Gender Needs (SGN), wobei erstere sich auf die Befriedigung der Bedürfnisse, die 
                                                 
51 Später wurde Oakleys Einteilung von den Queer Theories kritisiert, da diese Zweigeschlechtlichkeit 
und Heterosexualität normierte. (Siehe dazu z.B. Butler, Judith (1990): Gender Trouble. Feminism 
and the Subversion of Identity. New York und London: Routledge). 
52 Das Jahr 1975 wurde von den Vereinten Nationen zum „Internationalen Frauenjahr“ erklärt, doch 
anschließend zur „Frauendekade“ 1975 bis 1985 verlängert, in der drei Weltfrauenkonferenzen in Me-
xiko, Kopenhagen und Nairobi stattfanden. 
53 DAWN ist ein Netzwerk von AktivistInnen und ForscherInnen, das 1984 in Indien gegründet wur-
de, um einerseits die Auswirkungen von Entwicklung und Globalisierung auf Frauen zu untersuchen, 
andererseits alternative Strategien aufzuzeigen. Diese präsentierten sie erstmals bei der dritten Welt-
frauenkonferenz in Nairobi und veröffentlichten sie zwei Jahre später in dem Buch Development, Cri-
ses and Alternative Visions: Third World Women’s Perspectives (1987). 
54 Unter reproduktive Arbeit fällt laut Moser sowohl die biologische Reproduktion, als auch die Pflege 
von Kindern und Kranken sowie die Haushaltsführung. Produktive Arbeit ist die Lohnarbeit und land-
wirtschaftliche Produktion. Unter sozialer Arbeit verstand Moser gesellschaftsbezogene Aktivitäten, 
die der Gemeinde zugute kommen, wie etwa die Bereitstellung von Gütern für den kollektiven Kon-
sum, die Organisation von Festen etc. (Vgl. Heigl 2009:13)  
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sich aus Frauen zugewiesenen Rollen ergeben, konzentrieren, während zweitere Faktoren be-

treffen, die diese Rollenzuweisung aufbrechen können (z.B. rechtliche Gleichstellung). (Ker-

ner 2000:12) Das Einbeziehen von Geschlechterverhältnissen in die Planung und Gestaltung 

von entwicklungspolitischen Maßnahmen soll diese transformieren und Frauen emanzipieren, 

um so „Gleichheit, Gerechtigkeit und Empowerment“ zu erzielen. (Moser 1993:1) 

Bei der vierten Weltfrauenkonferenz in Beijing 1995 wurde Armut als multidimensionales 

und gegendertes Phänomen anerkannt und – als Bekräftigung des 1979 von den Vereinten 

Nationen verabschiedeten Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 

der Frau55 - Frauenrechte erstmals als Menschenrechte deklariert. Regierungen und andere 

Akteure verpflichteten sich dazu, Initiativen zur Geschlechtergleichstellung zu ergreifen und 

so die sozioökonomische Entwicklung voranzutreiben. Das Instrument des Gender 

Mainstreaming wurde dabei als Strategie in der sogenannten Aktionsplattform (Beijing Action 

Platform) verankert:  

“In addressing the inequality between men and women in the sharing of power and 
decision-making at all levels, Governments and other actors should promote an ac-
tive and  visible policy of mainstreaming a gender perspective in all policies and pro-
grammes so that before decisions are taken, an analysis is made of the effects on 
women and men, respectively.” (UN 1995b:§189) 

 
Weiters wurde thematisiert, dass die Globalisierung kein geschlechtsneutraler Prozess sei und 

die Forderung nach „einer demokratischen, an Überlebensbedürfnissen orientierten, umwelt-

verträglichen und geschlechtergerechten Umgestaltung von Wirtschaft, Politik und Gesell-

schaft“ gestellt. (Wichterich 2001:1) 

Kritisiert wurde die Aktionsplattform vor allem von Nichtregierungsorganisationen des Sü-

dens. Sie sprachen sich gegen eine von „westlichen Unterdrückungserfahrungen“ (Kerner 

2000:10) abgeleitete Homogenisierung von Lebenssituation, Zielen und Bedürfnissen sowie 

der Viktimisierung von Frauen weltweit aus.  

„Our understanding of feminism structures our visions for society and for women. 
We recognize that there can be diverse meanings of feminism, each responsive to the 

                                                 
55 Die Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women (CEDAW) 
wurde am 18. Dezember 1979 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet. 
Die 187 Mitgliedsstaaten, die die Konvention unterzeichnet haben, verpflichteten sich zur Beseitigung 
aller Formen von Diskriminierung gegen Frauen und legen alle vier Jahre einen nationalen Fort-
schrittsbericht vor. 



 

 116 

needs and issues of women in different regions, societies, and timer.“ (Sen;Grown 
1988:79).  

Chandra T. Mohantry spricht in Under Western Eyes. Feminist Scholarship and Colinial Dis-

courses (1991) von der Konstruktion der Dritten-Welt-Frau als einer neuen Form von Koloni-

sierung und Machtausübung. FeministInnen des Südens forderten eine Analyse der Über-

schneidungen von Gender und anderen Analysekategorien wie Klasse, Rassismus und Impe-

rialismus, also das Verhältnis verschiedener Herrschaftsverhältnisse zueinander. (Maral-

Hanak 2006:180) Außerdem hinterfragen sie den vermeintlichen „Emanzipationsfortschritt“ 

von Frauen im Norden mit dem Argument, dass diese die angestrebte Geschlechtergleichheit 

schließlich auch nicht erreicht hätten. (Frey 2000:9) 

Auch in der Milleniumserklärung der Vereinten Nationen, in der Armutsbekämpfung als 

übergeordnetes globales Entwicklungsziel verankert wurde,  rückte die überproportionale 

Betroffenheit von Frauen und Mädchen durch extreme Armut und Deprivation sowie 

geschlechtsspezifische Benachteiligungen auf politischer, rechtlicher und sozialer Ebene ins 

Interesse der Analysen und Maßnahmen der bi- und multilateraler Gebergemeinschaft. Die 

internationalen Politikrichtlinien, die im vergangenen Jahrzehnt ausgehandelt wurden, 

verpflichten die Regierungen dazu, ungleiche soziale Beziehungen und 

Ausgrenzungsmechanismen zu beseitigen sowie geschlechterspezifische Interessen und 

Leistungen sowie die Auswirkungen von entwicklungspolitischen Maßnahmen auf die 

Situation von Frauen und Männern zu berücksichtigen.  

Dennoch bestehen bis heute immer noch massive Geschlechterungleichheiten in Bereichen 

wie Bildung, Gesundheit, Wirtschaft oder politische Partizipation. Zur Messung wurden ge-

schlechtsspezifische Entwicklungsindikatoren entwickelt, so zum Beispiel der Gender-related 

Development Index (GDI)56 und der Gender Empowerment Measure (GEM)57. Im Global 

Gender Report  des World Economic Forum wird jährlich eine Rangordnung der Nationen 

über die Geschlechtergleichheit veröffentlicht. Er berücksichtigt unter anderem Faktoren wie 

den Zugang zu medizinischer Versorgung, Mütter- und Kindersterblichkeit, Alphabetisie-

rungsraten, Erwerbsbeteiligung, Lohnunterschiede und die politische Partizipation.  

                                                 
56 Der GDI misst die Lebenserwartung bei der Geburt, die Alphabetisierungsrate und die reale Kauf-
kraft nach Geschlechtern aufgeschlüsselt. 
57 Der GEM misst den Anteil von Frauen an Parlamentssitzen, an höheren Posten wie Abgeordnete, 
Beamte und Manager, an Fachkräften und schließlich auch die Einkommensschere zwischen Männern 
und Frauen. 
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Trotz beachtlicher Fortschritte, die im 20. Jahrhundert im Bereich der Geschlechtergleichheit 

erreicht wurde, hat sich die Kluft zwischen Frauen und Männern weiter vergrößert. Weltweit 

sind mittlerweile 70% der Armen Frauen. Obwohl sie 66% der arbeitenden Weltbevölkerung 

darstellen, erwirtschaften sie nur 10% des Einkommens und haben lediglich zu 1% der Res-

sourcen wie Land oder Kredite Zugang. (Unmüßig 2010:2) Zwei Drittel der Frauen arbeiten 

unter prekären Bedingungen oder in unbezahlten Tätigkeiten, sprich Haus- und Sorgearbeit. 

In Subsahara Afrika und Südasien sind es sogar 80%. (UNIFEM 2009b:10f.)  

Die Diskriminierung von Frauen und Mädchen hat eine Vielzahl wirtschaftlicher, soziokultu-

reller und religiöser Ausprägungen und zieht sich durch unterschiedliche Lebensbereiche. 

Zwar ist global gesehen das Bildungsniveau von Frauen gestiegen, dennoch haben noch lange 

nicht alle Mädchen Zugang zu Bildungsangeboten. Trotz höherer Bildung bleiben Frauen in 

Führungspositionen unter- im informellen Sektor hingegen überrepräsentiert. Die 

Mehrfachbelastung durch Haushalt und Pflegearbeit, sowie das  geringeres Bildungsniveau 

führen Frauen in weniger geachtete Positionen mit meist schlechten und unsicheren 

Beschäftigungsverhältnissen und niedrigem Einkommen. Vor allem in Zeiten der 

Globalisierung und des Abbaus sozialer Dienstleistungen sind Frauen besonders 

armutsgefährdet, man spricht auch von einer „Feminisierung der Armut“. 

Auch beim Zugang zu medizinischer Versorgung bestehen große Geschlechterdisparitäten. So 

sterben jährlich über eine halbe Million Frauen während Schwangerschaft, Geburt oder an 

ihren direkten Folgen. Die meisten dieser Todesfälle könnten laut UNIFEM durch adäquate 

Versorge und durch Schwangerschaftsverhütung vermieden werden. (UNIFEM 2009b:11) Zu 

bedenken gilt dabei, dass damit gesundheitliche Probleme, die sich aus Unterernährung, man-

gelnder Hygiene, fehlender Krankenstationen, schlecht ausgebildetem medizinischem Perso-

nal und Überbelastung durch körperliche Arbeit dennoch als potenzielle Risikofaktoren be-

stehen bleiben.  

Frauen sind stärker  von einer HIV/AIDS-Infektion betroffen als Männer: in Subsahara Afrika 

sind 67% der Infizierten Personen Frauen. Studien belegen, dass nur 19% aller Frauen im ge-

bärfähigen Alter ausreichend über das Virus aufgeklärt sind. Im Jahr 2012 hatten über zwei-

hundert Millionen Frauen trotz Bedarf keinen Zugang zu Schwangerschaftsverhütung, was 

nicht nur Familienplanung unmöglich macht, sondern auch das Risiko von Schwangerschaf-

ten Minderjähriger oder unsicherer Abtreibungen erhöht. (Singh/Darroch 2012:1) Laut WHO 
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waren zwischen 15% und 71% von Frauen weltweit bereits Opfer physischer oder sexueller 

Gewalt. (WHO 2005:5) 

Zwar wurden auch bei der politischen Partizipation von Frauen Fortschritte erreicht, was teil-

weise mit der Einführung von Quotensystemen zusammenhängen dürfte, dennoch beträgt der 

Anteil von Frauen in Parlamenten weltweit nur 18,4%, wobei in den Parlamenten einiger Län-

der keine einzige Frau zu finden ist. (UNIFEM 2009b:10) 

Oft erfahren Frauen auch rechtliche Diskriminierung und gesellschaftliche Ausgrenzung, die 

dazu führen kann, dass sie trotz existierender Gesundheits-, Bildungs- oder Erwerbsangeboten 

nicht über ausreichende Handlungsfreiheit verfügen, um diese auch wahrnehmen zu können.   

Dies sind nur einige Indikatoren, die verdeutlichen, dass Unterschiede zwischen den Ge-

schlechtern noch weit davon entfernt sind, abgebaut zu werden. Die MDGs haben Ziele for-

muliert, die diese Unterschiede beseitigen sollen, wie etwa im Bereich der Bildung und der 

Gesundheit. Dennoch bleiben substanzielle Missstände, wie mangelnde Rechte und fehlende 

Eigentumstitel unthematisiert, und auch reproduktive und sexuelle Rechte von Frauen wurden 

außer Acht gelassen, was nach dem 1979 verabschiedeten Übereinkommen zur Beseitigung 

jeder Form von Diskriminierung der Frau und der Aktionsplattform von Beijing 1995 als „ab-

soluter Rückschritt“ (Unmüßig 2008a:2) gewertet werden muss. 
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5.2.1 Gender in Armutsbekämpfungsstrategien auf Sansibar 

Die demographischen Merkmale Sansibars wurden in Kapitel 4 bereits ausführlich beschrie-

ben, dennoch soll im Folgenden ein kurzer Überblick jener Daten gegeben werden, die für die 

Analyse von Geschlechterdifferenzen relevant sind. 

Die Bevölkerung Sansibars ist nicht nur jung (44,3% unter 15 Jahren), sondern auch überwie-

gend weiblich: 51,4% sind Frauen. (UNICEF 2011:5) Die Lebenserwartung bei der Geburt 

beträgt 57 Jahre, wobei es keine gesonderten Berechnungen für Frauen und Männer gibt. Laut 

Schätzungen der ILO (2010:105) jedoch beträgt sie für Frauen 59,6 Jahre, für Männer 56,2 

Jahre. Die Fertilität liegt bei 5,1 Kindern pro Frau (OCGS 2011:4), das 

Bevölkerungswachstum beträgt 3,1%. (ILO 2010:18) 21,3% der Haushalte werden von 

alleinstehenden Frauen geführt. (UNICEF 2011:xi) 

Die sansibarische Regierung erkennt in Geschlechterungleichheit einen Grund für ein redu-

ziertes Wirtschaftswachstum und mangelnde Effektivität von makroökonomischen Strategien, 

und versteht dies als Hemmnis für die Entwicklung des Landes. Daher wurde in der Policy on 

Protection and Development of Women (2001) sowie in den wichtigsten Regierungsdokumen-

ten (wie in der Verfassung, der Vision 2020 oder dem MKUZA II) Gender als prioritäres 

Querschnittsthema und die Notwenigkeit von Gender Mainstreaming in allen Regierungsmaß-

nahmen anerkannt und hervorgehoben. Ein durch die UNFPA unterstütztes Gender Unit wur-

de im Jahr 2002 innerhalb des Ministry of Social Welfare, Youth, Women and Children 

Development Zanzibar (MLYWCD) gegründet, das für die Sensibilisierung aller 

Regierungsapparate im Bezug auf Gender verantwortlich ist und die Einhaltung von 

internationalen Konventionen und Zielsetzungen (MDGs) überprüfen soll. (MLYWCD 

2012:o.S.)  

Während in den ersten beiden PRSPs Geschlechterdifferenzen noch wenig thematisiert wur-

den, weist das MKUZA II diesbezüglich deutliche Verbesserungen auf. So wird eine Gleich-

heit in allen Bereichen angestrebt: auf Haushaltsebene, in der Wirtschaft, am Arbeitsmarkt so-

wie in der Gesellschaft. Ziel ist es: „[to] empower both gender and all ages to participate in 

the development process.“ (RGoZ 2010:28) Vorrangig für die Realisierung sind laut MKUZA 

II rechtliche Gleichstellung und politische Partizipation sowie die gerechte Verteilung von 

wirtschaftlichen Ressourcen. (RGoZ 2010:28) In jedem Kapitel des Dokuments finden sich 

Hinweise auf betreffende Geschlechterdisparitäten und Strategien zu ihrer Überwindung. Die 

bislang geringe Einbindung von Frauen in den Entwicklungsprozess wird auf mehrere 
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Faktoren zurückgeführt: ihre niedrige Stellung innerhalb der stark religiös geprägten, 

islamischen Gesellschaft, niedrige Bildungsraten, mangelnde Richtlinien und Förderung von 

Geschlechteraspekten im öffentlichen Sektor sowie mangelnde geschlechtsspezifische Daten. 

(RGoZ 2010:64; RGoZ 2009:48)  

Bei einer genaueren Analyse der Regierungsdokumente wird allerdings ein weiteres 

bedeutendes Hindernis für die Realisierung von Geschlechtergleichheit deutlich: obwohl die 

Rede von „Gender“ ist, sind Analysen und Maßnahmen ausnahmslos auf Frauen und 

Mädchen ausgerichtet. Das weist auf ein mangelndes Verständnis darauf hin, was Gender 

eigentlich bedeutet. Mitunter wird – wie im gesamten Entwicklungspolitischen Diskurs 

durchaus üblich –  in bestehenden Strategien der Begriff „Frauen“ einfach durch „Gender“ 

ersetzt. Edward Mhina, der Genderexperte der PRSP Review Teams, macht dafür vor allem 

einen Mangel an politischem Willen, fehlende Expertise und Kapazitäten, sowie eine 

generelle Unterrepräsentation von Frauen in den Formulierungsprozessen verantwortlich. 

(Mhina 2009:5) Eine weitere Schwäche ist laut Mhina auch das Fehlen einer 

geschlechtersensiblen Analyse des makroökonomischen Rahmens, was darauf 

zurückzuführen ist, dass diese wirtschaftlichen Aktivitäten sich stark an den Vorgaben der 

IFIs orientieren, die generell von niedriger Partizipation von Zivilgesellschaft, Gender 

SpezialistInnen oder FrauenaktivistInnen gekennzeichnet sind und Armut vor allem auf 

wirtschaftliche Dimensionen reduzieren, ohne darauf Rücksicht zu nehmen, dass sie sich für 

Männer, Frauen, Kinder  unterschiedlich manifestiert. (Mhina 2009:5) 

 

Gesundheit 

Reproduktive Gesundheit 

Die Notwendigkeit der Senkung von Mütter- und Kindersterblichkeit wird in internationalen 

und nationalen Beschlüssen hervorgehoben, so zum Beispiel in den MDGs58, der Vision 2020, 

dem MKUZA II oder dem Health and Sector Reform Strategic Plan II (2006/07-2010/11).  

Auf Sansibar ist schlechte Mütter- und reproduktive Gesundheit vor allem durch die hohen 

Fertilitätsraten und eine niedrige Verhütungsrate bedingt. Diese beträgt je nach Bezirk auf 

Pemba bis zu 11,1%, auf bis zu 33,1%. (URT 2010b:16) 

                                                 
58 MDG 5: Improve Maternal Health 
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Da Kindersterblichkeit im Kapitel „Kinderarmut“ bereits diskutiert wurde, soll nun lediglich 

auf Müttersterblichkeit eingegangen werden.  

Frauen aus wirtschaftlich schwachen Familien sind davon häufiger betroffen, was damit zu-

sammenhängt, dass sie während der Schwangerschaft und bei der Entbindung meist zu spät 

oder gar keine medizinische Hilfe in Anspruch nehmen können. Das hat viele Gründe: es sind 

einerseits finanzielle Hürden, andererseits auch Unwissenheit und die Distanz zu Gesund-

heitseinrichtungen, die vor allem im ländlichen Bereich vor begrenzten Kapazitäten stehen. 

(MoHSW 2008:2) Direkt zurückzuführen sind die meisten Fälle von Müttersterblichkeit auf 

Blutungen, schwangerschaftsinduzierte Hypertonie, Geburtsstillstand, Infektionskrankheiten 

und unsichere Abtreibungen. (MoHSW 2008:1) 

Indirekte Faktoren für die hohe Müttersterblichkeit auf Sansibar sind schlechte Infrastruktur 

und eingeschränkter Zugang zu medizinischen Einrichtungen, unqualifiziertes Personal, sowie 

geringes Budget und schwaches Management im Gesundheitssektor. Abgesehen davon tragen 

auch Armut, Geschlechterungleichheit, kulturelle Gegebenheiten, schwache Beteiligung von 

Männern und der Gemeinden in Programmen zu reproduktiver Gesundheit und Familienpla-

nung dazu bei. (MoHSW 2008:1) Geburtshilfe wird derzeit von fünfundzwanzig Einrichtun-

gen angeboten. (MoHSW 2008:2) Im MKUZA II wird auf die ungleiche Verteilung zwischen 

den Inseln Unguja und Pemba sowie zwischen urbanen und ländlichen Gebieten hingewiesen. 

(RGoZ 2010:47) 

Die Regierung hat eine Vielzahl von Strategien formuliert, um Herausforderungen in diesem 

Bereich anzusprechen: Women Protection and Development Policy (2001), die Zanzibar Re-

productive and Child Health Strategy (2006-2010), der Health Sector Reform Strategic Plan 

II (2006/07-2010/11), der Road Map to Accelerate Reduction of Maternal, Infant and Child 

Deaths (2008-2015), Childrens’ Act (2010) und die Zanzibar Health Sector Policy (2011). 

Um diese umzusetzen, wurde das Reproductive and Child Health Program des MoHSW 

initiiert, das die Aktivitäten der involvierten Akteure koordiniert.  

Als Zielsetzungen werden genannt: Steigerung der Quantität und Qualität von Geburtshelfer-

Innen, Verbesserung der medizinischen Grundversorgung, Ausbau weiterer Einrichtungen, 

Verbesserung des Zugangs zu Informationen bezüglich Familienplanung und zu Verhütungs-

mitteln und ein Ausbau von Infrastruktur wie Straßen und Wohnmöglichkeiten für medizini-

sches Personal. (RGoZ 2010:93)  



 

 122 

Kritisch ist auch die hohe Rate von Schwangerschaften unter Jugendlichen: 9% der Mädchen 

zwischen 15 und 19 Jahren waren bereits mindestens einmal schwanger. Gründe dafür sind 

mangelnde Sexualerziehung und Schulbildung, frühe Heirat und sexuelle Gewalt. Im Durch-

schnitt haben Frauen ohne Grundschulbildung 6,9 Kinder, während jene mit Sekundarschul-

abschluss nur 3,3 Kinder gebären. (RGoZ 2010:77) Lediglich 22% der weiblichen 

Bevölkerung ohne jegliche Schulbildung verwendet eine Form von 

Schwangerschaftsverhütung, während es bei Frauen mit Sekundarschulabschluss oder höherer 

Ausbildung 51,8% sind. (URT 2010b:16) 22% der Mädchen und 12,6% der Jungen sind 

bereits vor dem 18. Lebensjahr sexuell aktiv (RGoZ 2010:48), zusätzlich zu den oben 

genannten Maßnahmen sind also auch der verbesserte Zugang von Mädchen zu Bildung und 

innerhalb dessen der Ausbau des Sexualkundeunterrichts von höchster Priorität. Jugendliche 

sind nicht nur einem höheren Risiko von Schwangerschaftskomplikationen ausgesetzt, 

sondern gefährden sich zudem durch unsichere Abtreibungsmethoden, sexuell übertragbare 

Krankheiten und einer höheren Armutsgefährdung, aufgrund sinkender Partizipation im 

Bildungswesen, am Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft. (RGoZ 2010:48,58) 

Eine bedeutende Debatte bezüglich der hohen Müttersterblichkeit brach innerhalb der sansi-

barischen Gesellschaft im Frühjahr 2012 aus, als eine in den Wehen liegende Schwangere 

vom Krankenhauspersonal abgewiesen wurde, weil sie nicht für die Kosten einer Entbindung 

aufkommen konnte: Zwar sind der Zugang zu Verhütungsmitteln und die meisten pränatalen 

Untersuchungen kostenlos, dennoch fallen bei einer Entbindung im Krankenhaus für die Mut-

ter Kosten an: Kosten für die Aufnahme, die Bereitstellung von Medikamenten u.ä.59 und 

schließlich auch Reinigungskosten. Bei Geburten per Sectio caesarea fallen außerdem 

Operationskosten und Kosten für den stationären Aufenthalt über mehrere Tage für die Mutter 

sowie für die Begleitperson an.60 Zeitungen berichteten von dem Fall der abgewiesenen 

Mutter, die schließlich am Parkplatz vor dem Krankenhaus ihr Kind zur Welt brachte.61 Kurz 

darauf forderten diverse zivilgesellschaftliche Organisationen, die Kosten für Entbindungen in 

Krankenhäusern zu streichen, um auf diese Art allen Frauen die sichere Entbindung zu 

ermöglichen und so zu einer Senkung der Müttersterblichkeit beizutragen. Außerdem 
                                                 
59 Nach einer ärztlichen Untersuchung im Krankenhaus bekommen PatientInnen ein Rezept ausge-
stellt, auf dem Medikamente sowie beispielsweise die Anzahl der Einweghandschuhe aufgelistet sind, 
die für eine Behandlung notwendig sind. Diese müssen von den PatientInnen selbst gekauft und den 
ÄrztInnen übergeben werden.  
60 Bei einer stationären Aufnahme muss eine Begleitperson die Mutter mit Essen versorgen und sich 
auch um die Pflege des Neugeborenen kümmern, da dies nicht vom Krankenhauspersonal übernom-
men wird. Begleitperson und Mutter teilen sich in der Regel ein Krankenbett. 
61 Vgl Vuai 2012:1-2 und o.A. 2012b:5. 
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forderten sie die Regierung dazu auf, die Bevölkerung stärker für das Thema zu 

sensibilisieren. Das medizinische Personal soll Schwangere bereits bei den pränatalen 

Untersuchungen eindringlich auf die Vorteile einer Geburt mit Anwesenheit einer 

GeburtshelferIn hinweisen. Als Reaktion darauf erklärte das Gesundheitsministerium 

(MoHSW), dass die Übernahme von Geburtenkosten aus seinem Budget für das Fiskaljahr 

2012/2013 nicht gewährleistet werden könnte, Präsident Dr. Ali Mohamed Shein deutete aber 

an, dass künftig zumindest Kosten für Kaiserschnittgeburten übernommen werden sollen.62 

Bis heute gibt  es diesbezüglich allerdings immer noch keinen Beschluss der Regierung, die 

Kosten bestehen auch weiterhin.63 

Ernährung 

Eine große Herausforderung ist auch der schlechte Ernährungszustand vieler Frauen und 

Mädchen. Laut MKUZA II (2010:60) sind Frauen doppelt so häufig von Mangelernährung 

betroffen wie Männer. Besonders gefährdet sind Kinder, Schwangere und ältere Frauen. 

(RGoZ 2010:78) 

Besonders in der Schwangerschaft hat dies, gepaart mit beschränktem Zugang zu sauberem 

Trinkwasser und schlechten Hygienebedingungen, gravierende Auswirkungen. Zwar hat die 

Regierung Maßnahmen für die Versorgung von Schwangeren getroffen, doch nur wenige 

Frauen machen davon Gebrauch: so haben weniger als 10% Eisenpräparate und lediglich 13% 

Vitamin A Kapseln zu sich genommen. (RGoZ 2010:58) 

HIV/AIDS 

HIV und AIDS sind nicht nur ein prioritäres Thema und Querschnittanliegen in Armutsredu-

zierungsprogrammen, sondern spielen auch in Bezug auf Geschlechterungleichheit eine we-

sentliche Rolle. So weisen Frauen eine höhere Infektionsrate auf als Männer (0.7% im Ver-

gleich zu 0,5%). (URT 2010a:1) Ausschlaggebend dafür ist die niedrige Akzeptanz von Kon-

domen, männliche Kontrolle über die Entscheidung zu Verhütung, sexuelle Gewalt, Polyga-

mie sowie Prostitution. (RGoZ 2010:19,77) 

Ein wichtiger Faktor für reproduktive Gesundheit ist niedrige Verhütungsrate innerhalb der 

sansibarischen Gesellschaft. Obwohl der Zugang zu Verhütungsmittel auch in ländlichen Ge-
                                                 
62 Vgl. ZL vom 17.5.2012, S.1-2. 
63 Laut der Rede des Präsidenten (Vuai 2012:1-2) fallen für eine Kaiserschnittentbindung 40.000,- 
TZS an. Laut meinen InterviewpartnerInnen ist dies weit von der Realität entfernt. Tatsächlich 
betragen die Kosten zwischen 150.000,- und 250.000,- TZS.  
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bieten unkompliziert und kostenlos ist, nehmen in der von den Autoren untersuchten Gemein-

de Matemwe, im Nordosten Ungujas lediglich 2% der Familien am von UNICEF finanzierten 

Programm zu Familienplanung teil. (Keele/Forste/Flake 2005:32) Die meisten Frauen in der 

Gemeinde sind Analphabetinnen, nicht erwerbstätig und somit abhängig von ihren Ehemän-

nern. Ihr Widerstand gegen Verhütungsmittel ist bedingt durch die Unkenntnis der islami-

schen Gesetzgebung64, welche von vielen Männern dazu benutzt wird, ihren Frauen einzure-

den, Verhütung sei im Islam generell verboten. (Keele/Forste/Flake 2005:36) Viele vertreten 

die Meinung, dass Verhütung durch die Frau zu Untreue führe. Die gängigen Methoden, die 

von vielen als erlaubt anerkannt werden, sind der coitus interruptus, Abstinenz und das Stillen 

über einen Zeitraum von zwei Jahren.  

Die Autoren empfehlen daher, islamische Rechtsgelehrte in die Familienplanungsprogramme 

Sansibars mit einzubeziehen. Sie führt dabei das Beispiel Indonesiens an, wo seit den Sechzi-

ger Jahren religiöse Führer von der Bedeutung von Familienplanung für die Gesundheit von 

Müttern und Kindern sowie für die Entwicklung des Landes überzeugt und in die Planung und 

Durchführung der Programme erfolgreich integriert werden konnten. (Keele/Forste/Flake 

2005:39)  

Die Betonung von gesundheitsförderlichen Aspekten von Familienplanung ist ein wichtiger 

Faktor für den Erfolg und die Akzeptanz der Programme:  

„Rather than trying to convince villagers that contraceptives are not prohibited by 
their religion, family planning programmes might be more effective if they em-
phasise in particular that contraceptive use enables couples to have large healthy 
families in compliance with religious beliefs.“  (Keele/Forste/Flake 2005:39) 

Auch der Mangel an Engagement von Männern in Fragen der Verhütung und reproduktiven 

Gesundheit wird in der Studie angesprochen. Da Entscheidungen diesbezüglich vorrangig von 

diesen getroffen werden, stellt die überwiegende Konzentration auf Frauen einen Mangel bei 

der Programmplanung dar. Da die ländliche Bevölkerung Sansibars von großen Bildungsdefi-

                                                 
64 Keine Sure des Koran verbietet Schwangerschaftsverhütung explizit, die islamische Rechtsspre-
chung (Fiqh) bezieht sich auf mehrere Ahadith, die belegen, dass Verhütung im Islam unter bestimm-
ten Voraussetzungen erlaubt ist, beispielsweise wenn die Gesundheit der Mutter gefährden ist (z.B. 
durch zu kurze Geburtsabstände) oder sie eine Krankheit auf das Kind übertragen könnte. Aus 
islamischer Sicht beginnt eine Schwangerschaft mit der Befruchtung der Eizelle, weshalb Methoden, 
die diese verhindern erlaubt sind. Eine befruchtete Eizelle abzutreiben, oder eine Schwangerschaft 
dauerhaft (durch Sterilisation) unmöglich zu machen, sind hingegen verboten. Entscheidungen 
bezüglich Familienplanung muss laut islamischem Gesetz mit beidseitigem Einverständnis getroffen 
werden. (Für detaillierte Informationen: Rizvi, Sayyid Muhammad (1994): Marriage and Morals in 
Islam. Scarborough: Islamic Education & Information Centre.) 
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ziten sowie beschränktem Medienzugang gekennzeichnet ist, ist die Verbreitung von Informa-

tionen über die religiösen Führer ein erfolgsversprechender Ansatz, wie auch von der UNFPA 

Tanzania unterstrichen wird: 

"It is not just an issue of getting contraceptive commodities to people, you have to be 
sure they want to use them, and are able to use them when they want to, whether to 
plan children, space them out or not have children at all." (Carrington 2011:o.S.) 

Die Zanzibar Imams Association und die Zanzibar Interfaith Association for Development 

and Aids (ZIADA) haben diesbezüglich bereits erste Schritte unternommen. Imam Zuberi 

Muhudin argumentiert in einem Interview, dass die Empfehlung im Koran65, ein Kind zwei 

Jahre zu stillen, auf den dabei entstehenden (wenn auch unzuverlässigen) Empfängnisschutz 

zurückzuführen sei, Familienplanung im Islam also keineswegs verboten sei. Um dies zu un-

terstreichen, hat der sansibarische Gelehrtenrat die Verwendung von Verhütungsmethoden in 

einer Fatwa66 offiziell erlaubt. (Carrington 2011:o.S.) Dies allerdings unter bestimmten Vor-

aussetzunge:, so ist vorehelicher Geschlechtsverkehr im Islam untersagt, Verhütungsmittel 

sollen deshalb laut Hamid Nasser, dem Koordinator der FBOs auf Sansibar und Mitarbeiter 

der Zanzibar Aids Commission (ZAC), in Krankenhäusern auf Rezept ausgestellt werden, um 

außereheliche sexuelle Beziehungen zu unterbinden. Dies würde einerseits Schwangerschaf-

ten von Jugendlichen verhindern, andererseits auch der Ansteckung mit HIV entgegenwirken.  

Obwohl der Zugang zu Verhütungsmittel auf Sansibar aber weiterhin für alle Personen, unab-

hängig von Familienstatus und Alter frei ist und die Verwendung von Verhütungsmitteln in 

den vergangenen Jahren gestiegen ist, steigt die Anzahl der jugendlichen Schwangeren den-

noch stetig. Felister M. Bwana, Programmkoordinator für reproduktive Gesundheit der UNF-

PA Tanzania, kritisiert diesbezüglich die starke Konzentration auf HIV/AIDS durch Geberge-

meinschaft und Regierung, bei gleichzeitig niedriger Prävalenzrate auf Sansibar. Seiner Mei-

nung nach wäre es vorrangig, der hohen Fertilitäts- und Sterblichkeitsraten entgegenzuwirken. 

(Carrington 2011:o.S.) 

Menschen mit Behinderungen 

                                                 
65 „Die Mütter haben ihre neugeborenen Kinder zwei volle Jahre zu stillen, wenn sie das Stillen zu 
Ende führen wollen. [...] Sollten die Eltern sich dafür entscheiden, das Kind (vor Ablauf der zwei Jah-
re) abzustillen, so dürfen sie das tun, vorausgesetzt, dass sie sich darüber beraten und dieses gemein-
sam vereinbart haben.“ (Surat al-Baqarah 2:233) 
66 Eine Fatwa ist ein Rechtsgutachten, das von einem Islamgelehrten (Mufti) als Reaktion auf ein in-
nerhalb der muslimischen Glaubensgemeinschaft auftretendes Problem. Im Unterschied zu einem Ge-
richtsurteil ist sie allerdings nicht bindend und wird heute oft als praktische Lebensberatung erlassen. 
(vgl. Elger, Ralf (2001): Kleines Islam-Lexikon. München:Beck, S.101). 
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Ein von Seiten der Regierung unangesprochenes Problem der gesellschaftliche Umgang und 

die Diskriminierung von mit Menschen, vor allem Frauen, mit Behinderungen. Dass diese 

Problematik innerhalb der sansibarischen Gesellschaft aber durchaus relevant ist, zeigt sich 

anhand der starken Thematisierung durch Medien und zivilgesellschaftliche Organisationen.  

Die Journalistin Salma Said spricht in ihrem Blog davon, dass Frauen mit Behinderungen in-

nerhalb der Gesellschaft Opfer zweifacher Diskriminierung seien: einerseits durch ihr Ge-

schlecht, andererseits durch ihre Behinderung:  

„Persistence of certain cultural, legal and institutional barriers makes women and 
girls with disabilities the victims of two-fold discrimination: as women and as per-
sons with disabilities.“ (Said 2010a:o.S.) 

Aus einer 2004 von Jabulani Manombe Mcube durchgeführten Studie geht hervor, dass Gen-

der Mainstreaming innerhalb der UWZ nicht erreicht wurde, sondern lediglich 

Frauenanliegen in die Zielsetzungen und Programme aufgenommen wurden. (Mhina 

2012:o.S.) So trägt die UWZ zwar zu Bewusstseinsbildung bezüglich Frauenrechte und dem 

wirtschaftlichen Empowerment von Frauen mit Behinderung bei, thematisiert allerdings 

keinesfalls die der Diskriminierung zugrundeliegende Geschlechterhierarchie. Auch innerhalb 

der Organisation ist man von Gleichheit weit entfernt: vor allem die Organisationsleitung 

wird von Männern dominiert. (Mhina 2012:o.S.) Der Mangel an Frauen in führenden 

Positionen führt dazu, dass auf das Geschlecht basierende Diskriminierung kaum 

angesprochen wird. Edward Mhina, der die Stratgie der UWZ auf Gender Mainstreaming 

untersucht hat, schreibt in seinem Resumee:  

„In sum, the constitution is gender blind; it misses completely any gender differences 
and does not try to address any such differences at all. It assumes that the situation is 
equally similar for both male and female peoples with disabilities, while reality 
proves this as not the case.“ (Mhina 2012:o.S.) 

Stella Marenga vom Training Center for Development Cooperation (TCDC) stellte im Jahr 

2003 die Vielschichtigkeit der Benachteiligungen, die Frauen mit Behinderungen gegenüber 

Männern erfahren dar. Ihr zufolge werden Jungen mit Behinderung im Bezug auf Schulbil-

dung bevorzugt, so haben sie als Männer auch weitaus höhere Chancen eine Anstellung zu 

finden und werden auch besser bezahlt. Frauen mit Behinderung haben schlechten Zugang zu 

Informationen und medizinischer Versorgung, sie sind überproportional von physischer, psy-

chischer und vor allem sexueller Gewalt betroffen. Außerdem haben sie geringe Chancen zu 
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heiraten, was sie bei gleichzeitig niedrigen Bildungs- und Erwerbschancen und schlechter 

medizinischer Versorgung einem besonders hohen Armutsrisiko aussetzt. (Mhina 2012:o.S.) 

Bildung  

Die Bedeutung von Geschlechtergleichheit im Bildungssystem ergibt sich aus den multiplika-

torischen Effekten von Bildung. Sie steht in Zusammenhang mit verbessertem Gesundheits- 

und Ernährungszustand, niedriger Fertilitätsrate, zivilgesellschaftlicher Partizipation und wirt-

schaftlicher Entwicklung. (SAQMEQ 2011:2) Disparitäten zwischen den Geschlechtern be-

stehen im Zugang zu Schulbildung, Lehrmethoden und Curriculum, Lernerfolge, Anteil der 

weiblichen Lehrkörper, spätere Berufswahl und somit auch Chance und Gestaltungsmöglich-

keiten im Leben. (SAQMEQ 2011:2) Geschlechtergleichheit nimmt deshalb auf der Agenda 

der internationalen Entwicklungszusammenarbeit einen hohen Stellenwert ein, was sich auch 

in den MDGs widerspiegelt67. Das mit den MDGs korrelierende nationale Ziel der Genderpa-

rität an den Grundschulen im formellen Bildungssystem auf Sansibar wurde bereits im vorhe-

rigen Kapitel „Kinderarmut“ besprochen. 

Neben der Grundschulbildung betont das MKUZA II auch die Dringlichkeit des Ausbaus wei-

terführender Bildungsmöglichkeiten. Damit einhergehen soll die qualitative Verbesserung der 

Arbeitskräfte vor allem in Bereichen, die direkt zu einem Wirtschaftswachstum beitragen 

könnten, wie zum Beispiel der Tourismus, in welchem derzeit überwiegend ausländische Ar-

beitskräfte tätig sind.  

“At present there is a very limited capacity for technical and vocational education 
training in the country […] [A]s a result, a significant proportion of skilled labour in 
Zanzibar is imported from outside the country.” (MoEVT 2011:o.S.) 

Dies soll auch zu einer drastischen Senkung der Jugendarbeitslosigkeit, von der vor allem jun-

ge Frauen betroffen sind, führen. Da das Grundschulsystem auf Sansibar in seinem Curricu-

lum keine Förderung von technischen (z.B. Computerkenntnisse) oder praktischen Fertigkei-

ten vorsieht, möchte die Regierung den Ausbau von Berufsschulen und weiterbildenden Schu-

len fördern. Dies war bereits in früheren Strategien, wie dem Zanzibar Youth Policy and 

Youth Employment Action Plan (2007) vorgesehen.  

Verantwortlich für weiterführende Bildung nach der Grundschule, die neben Berufsausbildun-

gen auch Alphabetisierungskurse (auch speziell für Frauen: Women Programme) beinhaltet 

                                                 
67 MDG 2: Archieve universal primary education. 
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(RGoZ 2010:39), ist das Ministry of Education and Vocational Training (MoEVT) innerhalb 

dessen die Vocational Training Authority (VTA) gegründet worden ist.  

Eine Berufsausbildung steht allen offen, die die Grundschule abgeschlossen haben, aber auch 

den SchulabrecherInnen. Dafür hat die Regierung zwei Einrichtungen eröffnet (VET Skills 

Development Centres), eines auf Unguja und eines auf Pemba. (RGoZ 2010:39) 

Jugendliche, die die Grundschule nie besucht oder abgebrochen haben, können im sogenann-

ten Alternative Learning System aufgenommen werden. Es gibt zwei unterschiedliche Grup-

pen, eine für 12- bis 14-jährige, die andere für 15- bis 19-jährige. Die erste Stufe orientiert 

sich am Lehrplan der Grundschule, während bei der zweiten eine Berufsausbildung im Vor-

dergrund steht. (RGoZ 2010:39) Das im Jahr 2004 in Zusammenarbeit mit der African Deve-

lopment Bank initiierte Alternative Learning and Skills Development Project hat beispielswei-

se 55 Mädchen, die zwischen 2006 und 2008 die Schule wegen Schwangerschaft verlassen 

mussten, den Wiedereinstieg ins Bildungssystem ermöglicht. (AFDB 2011:8) Es wird erwar-

tet, dass von diesem Großprojekt  2500 unqualifizierte, junge Arbeitslose profitieren 

werden.68 Besonders soll hier der Zugang für junge Frauen und Menschen mit Behinderung 

erleichtert werden. (AFDB 2011:8) Auch Themen wie Familienplanung, HIV/AIDS, 

Drogenmissbrauch und Gender wurden angeblich in den Lehrplan aufgenommen. 

Aus einer im Jahr 2005 durchgeführten Studie geht allerdings hervor, dass die vielverspre-

chenden Pläne des Projekts nicht in die Realität umgesetzt werden konnten. So würde Ge-

schlechtergleichheit im Lehrplan keinesfalls berücksichtigt werden, was anscheinend auf kei-

ne der berufsbildenden Schulen auf Sansibar zutrifft: „[T]here is no consideration of gender 

equity in all designed curriculum at vocational centers in Zanzibar.“ (Ngowi 2005:48)  

Vorherrschende Vorstellungen über Geschlechterrollen spiegeln sich im Kursangebot für 

Frauen wieder: sie besuchen vor allem Kurse zu Haushaltsführung, Nahrungsmittelproduktion 

und dem Gastgewerbe (Kellnern). Der Großteil nimmt außerdem nur an Kurzlehrgängen teil 

und viele treten schlussendlich nicht zur Abschlussprüfung an. (Ngowi 2005:48) Die politisch 

Verantwortlichen im Ministerium sind der Meinung, dass die niedrige Teilnahme von Frauen 

an den Kursen an der grundsätzlichen gesellschaftlichen Einstellung ihnen gegenüber liegt 

(siehe auch die Ausführungen weiter oben). Obwohl dieser Aspekt natürlich nicht zu 

unterschätzen ist, macht Ngowi auch den fehlenden Zugang zu Informationen über 

                                                 
68 Laut Projektbeschreibung sind mindestens 20% der Bevölkerung zwischen 15 und 24 Jahren 
arbeitslos, davon 51,8% junge Frauen. (AFDB 2011:iii) 
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Bildungschancen dafür verantwortlich.  Sie fordert Seminare und Workshops zum Thema 

Gender für Angestellte und LehrerInnen, Beratung für Jugendliche, sowie die Verbreitung 

von Informationsmaterial an Schulen, Gemeinden und Unternehmen, das über den Nutzen 

von Frauenbildung aufzuklären hat und der Diskriminierung am Arbeitsmarkt entgegenwirkt. 

(Ngowi 2005:25) Außerdem sollte das Kursangebot ausgebaut werden: für 

Fremdsprachenkurse und Kurse für FremdenführerInnen sowie Computerkurse bestehe große 

Nachfrage. Wichtig wäre es auch, Unterricht über Kommunikation und Unternehmensführung 

in alle Kurse zu integrieren. Eine effiziente Verbesserung der technischen sowie 

infrastrukturellen Einrichtung sei dringend notwendig: beispielsweise wären 

Wohnmöglichkeiten für SchülerInnen angesichts der Distanzen zu ihren Wohnorten 

besonders wichtig. (Ngowi 2005:49) Auffällig sei auch, dass die Ausstellung von Zeugnissen 

teilweise bis zu einem Jahr dauert.  

Ngowis Beobachtungen stimmen auch mit einer von der Canadian Technical Vocational 

Group (CTVG) veröffentlichten Studie aus dem Jahr 2004 überein, in der es bezugnehmend 

auf berufsbildenden Schulen auf Sansibar heißt:  

„[F]acilities are poor and there is great deficit of enough tools and equipments. 
Training centers were found with poor teaching materials, lack of expertise and poor 
quality training. Moreover, training and skills provided by the centers are not geared 
to the changing labor market demands.“ (Ngowi 2005:42)  

Von Seiten der Regierung werden weder Studien durchgeführt, die die Nachfrage am Arbeits-

markt analysieren, noch existieren Evaluationen über die Ausbildungsstätten. So gibt es für 

InteressentInnen keine aussagekräftigen Informationen im Vorfeld ihrer Ausbildung, die 

ihnen dabei helfen könnten, durch die richtige Kurswahl ihre Chancen am Arbeitsmarkt zu 

erhöhen. (Ngowi 2005:51) 

Die auf Sansibar durchgeführten Interviews ergaben, dass finanzielle Hürden den Besuch ei-

ner Ausbildungseinrichtung oft erschweren. Neben den Kosten für die Inskription, den Kurs-

besuch selbst und die Abschlussprüfungen, müssen SchülerInnen oft für Materialkosten auf-

kommen: so müssen zu Kochkursen beispielsweise die benötigten Lebensmittel, zu Nähkur-

sen unter anderem Stoffe zum Unterricht mitgebracht werden. Da viele dieser Zentren in städ-

tischen Gebieten angesiedelt sind, kommen für SchülerInnen vom Land auch noch Fahrtkos-

ten dazu. 
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Bei einer Befragung gaben Eltern und SchülerInnen an, dass Fertigkeiten, die für einen 

erfolgreichen Einstieg ins Berufsleben nötig sind, bereits in den Unterricht der Grundschule 

integriert werden sollten. Ein Großteil der SchülerInnen steigt nach der Grundschule direkt 

ins (informelle) Berufsleben ein und erwartet sich deshalb von der Schulbildung vor allem 

erhöhte Chancen am Arbeitsmarkt. Dies sollte ihrer Meinung nach im Curriculum zum 

Ausdruck kommen: Sie wünschen sich zum Beispiel „[v]ocational skills to do with farming, 

cars and carpentry that give employment or a steady job like teaching.“ (VSO 2011:33) 

Eine Möglichkeit für Erwachsene, die die Grundschulbildung nicht abschließen konnten, wird 

auch am 2006 gegründeten Raha Leo Alternative Learning Centre angeboten. Hier kann die 

Grundschule innerhalb von drei Jahren nachgeholt und der Kursbesuch am Ende durch ein 

Zertifikat bestätigt werden. Im Jahr 2008/09 waren am Centre 6.840 SchülerInnen, davon 

5.701 Frauen, angemeldet.  

Einkommen und Beschäftigung 

Betrachtet man den Zugang zu finanziellem Einkommen und Beschäftigung generell, werden 

die Geschlechterungleichheiten auf Sansibar besonders deutlich. Zwar ist die offizielle Frau-

enbeschäftigungsrate hoch - 73,8% im Jahr 2006 (ILO 2010:23) - dennoch sind Frauen auf 

dem Arbeitsmarkt Männern gegenüber immer noch benachteiligt. So arbeitet die überwiegen-

de Mehrheit im informellen Sektor oder geht einer unbezahlten Tätigkeit im Haushalt oder in 

der Subsistenzlandwirtschaft nach.  

Lediglich 17,4% der sansibarischen Bevölkerung ist im formellen Sektor beschäftigt (ILO 

2010:35), der von prekären Arbeitsbedingungen, niedrigen Einkommen, hoher Arbeitsbelas-

tung, fehlender gewerkschaftlicher Interessensvertretung und rechtlichem Schutz gekenn-

zeichnet ist.  

„The majority of women are employed in the informal economy (subsistence farm-
ing, informal sector activities and as casual labourers in commercial plantations). 
Workers in the informal economy experience serious poor working environment in-
cluding  limited coverage of social protection limited labour legislation and absence 
of organisational capacity. They perform unskilled or semi skilled jobs, which are 
time consuming with low pay“. (RGoZ 2010:75) 

Aufgrund der Benachteiligung beim Zugang zu Bildung und wirtschaftlichen Ressourcen (Ei-

gentum, Kredit, Technologie) sowie der ungleichen Rollenverteilung innerhalb der Familie, 

führen Frauen meistens Arbeiten mit niedriger Produktivität und in niedrigeren Positionen 

aus. Ein Großteil dieser Frauen zählt zu den sogenannten Working Poor: trotz Erwerbstätig-
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keit reicht ihr Einkommen nicht aus, um der Armut zu entkommen: „The link between wor-

king in the informal economy and being poor, especially in the lowest-return activities, is 

stronger for women than for men.“ (ILO 2002:14)  

Die Einkommensschere ist auf Sansibar außerordentlich hoch. In der Regel verdienen Männer 

durchschnittlich dreimal so viel wie Frauen:  

„For example in rural areas, men earn an average annual income of Tshs. 598,243 
compared to Tshs. 180,328 for women, while in urban areas men earn an average an-
nual income of Tshs. 1,029,701 compared to Tshs. 420,626 for women.“ (RGoZ 
2010:75) 

Landwirtschaft und Waldnutzung 

Der Landwirtschaftssektor wird von kleinbäuerlichen Betrieben und Subsistenzlandwirtschaft 

dominiert, in denen Frauen überrepräsentiert sind. Schwache Ernten, mangelnde Infrastruktur 

und Technologie, beschränkter Zugang zu Krediten und anderen Dienstleistungen sowie Ge-

schlechterdifferenzen nicht berücksichtigende politische und wirtschaftliche Maßnahmen füh-

ren zu einer niedrigen Produktivität der sansibarischen Landwirtschaft. Auch institutionelle 

Schwächen sind dafür verantwortlich:  

„[T]here is low capacity amongst the relevant institutions both at national and district 
levels to implement the policies and programmes/plans that are designed to reduce 
poverty and food insecurity. […] Some of the capacity constraints include inadequate 
technical expertise, low capacity for financial planning, inadequate management 
skills, insufficient financial resources and lack of adequate tools to manage and con-
trol the development process.“ (RGoZ 2010:24) 

Obwohl Frauen einen Großteil der landwirtschaftlichen Arbeit verrichten und zusätzlich noch 

die Verantwortung für den Haushalt tragen, besitzen lediglich 9,6% von ihnen das Land, auf 

dem sie Ackerbau betreiben, und 17,1% das Land, auf dem sie Vieh halten. (OCGS 2011:96) 

Darüber hinaus haben 70,1% der Männer die alleinige Entscheidung darüber, wie das Ein-

kommen verwendet werden soll. Nur 6% der Fragen verfügen frei über ihr in der Landwirt-

schaft erwirtschaftetes Einkommen. (OCGS 2011:95) 

CARE Tanzania macht dafür vor allem das niedrige Bildungsniveau und die schwache Partizi-

pation von Frauen in den Gemeinden verantwortlich, die dazu führt, dass Frauen nicht über 

ihre Rechte Bescheid wissen und diese auch nicht vertreten können. Während Männer über 

Erbschaft, Erwerb oder Pacht Zugang zu Land haben, haben Frauen meistens nur die Mög-

lichkeit, Land zu erben und auch dann bleibt ihnen wenig Kontrolle darüber, vor allem wenn 

sie verheiratet sind. (CARE 2012:4) Viele Frauen denken, dass sie rechtlich nicht dazu befugt 

seien, Land zu erwerben bzw. wissen nicht, welche Vorgangsweisen dazu notwendig sind. 
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Vom Gemeinderat und anderen Behörden bekommen sie diesbezüglich nur selten weiterfüh-

rende Informationen. (CARE 2012:5) 

Zum Schutz der Waldbestände vor exzessiver Nutzung wurden eine Vielzahl von Projekten 

initiiert, wie das Sustainable Management of Land and Environment (SMOLE) und Hifadhi 

ya Misitu ya Asili (HIMA). HIMA, das sich auf die Reduktion von Treibhausgasemissionen 

konzentriert, wurde von CARE Tanzania auf seine Berücksichtigung von Genderaspekten un-

tersucht. Dabei wurde vor allem das mangelnde Mitspracherecht von Frauen kritisiert. Die 

eingerichteten Village Forest Committees, die von dem jeweiligen Sheha der Gemeinde 

geleitet werden, sind für die Vergabe von Lizenzen für die Waldnutzung verantwortlich und 

von Männern dominiert. Die wenigen weiblichen Mitarbeiter können sich nur schwer 

durchsetzen und brauchen in der Regel die Erlaubnis ihres Ehemannes, um überhaupt an 

Sitzungen teilnehmen zu können. Das Komitee beschließt, wofür die eingenommenen Gelder 

innerhalb der Gemeinde verwendet werden sollen, wobei vorangig auf die Wünsche der 

Männer Rücksicht genommen wird. So wird in den Bau eines Fußballfeldes oder den Ausbau 

einer Moschee, aber weniger in Infrastruktur investiert, die Frauen zugute kommen würde, 

wie beispielsweise Brunnen oder Wasserentnahmestellen, Straßenbeleuchtung oder 

medizinische Einrichtungen. (CARE 2012:7)  

Die Forest Policy fordert zwar die aktive Partizipation der Gemeinde, aber nicht ausdrücklich 

jene von Frauen. Die Forderungen nach einem Gender Training für diese Komitees wurden 

nicht erfüllt, dabei wäre dies dringend notwenig:  

„Shehas do not put enough emphasis on women’s participation in public decision-
making. Many local leaders themselves are very restrictive of women participating in 
decision-making bodies and if a woman is persistent, they would not give her the op-
portunity to speak.“ (CARE 2012:8) 

Der ungleiche Zugang zur Waldnutzung verstärkt die finanzielle Benachteilung von Frauen 

innerhalb der Familie und führt sie so in vermehrte Abhängigkeit: während Frauen den Wald 

aufgrund ihrer eingeschränkten zeitlichen Ressourcen vor allem für den häuslichen Gebrauch 

als  Feuerholzspender zum Kochen nutzen, sind Männer vorwiegend am Handel beteiligt und 

ziehen daraus finanziellen Gewinn. Dieses Einkommen wird allerdings innerhalb des Haus-

haltes ungleich verteilt: viele Männer sind der Meinung, lediglich für die Versorgung mit Le-

bensmitteln verantwortlich zu sein und den Rest des Geldes für sich nutzen zu können, wäh-

rend die Frauen für andere Konsumgüter aufkommen müssen:  



 

 133 

„The income I make from the farm is used to purchase food fort he household, my 
wives are expected to use their income to meet other need of the households, such as 
school fees for the children and clothing.“ (CARE 2012:6) 

In ihrem Artikel Empowering women through electrification: experiences from rural 

Zanzibar unterstreicht die Autorin daher die Bedeutung der Elektrifizierung ländlicher 

Haushalte durch die Regierung, um Frauen den großen Aufwand, den die Suche nach 

Feuerholz und das Kochen über Feuer, zu ersparen und ihnen so mehr Zeit für produktive 

Arbeit zu ermöglichen. (Winther 2008:10) 

 

Meeresalgenproduktion 

Die Produktion von Meeresalgen ist ein fast ausschließlich von Frauen dominierter Bereich 

und hat in den letzten Jahren einen bedeutenden Aufschwung erlebt. Seit den Achtziger-Jah-

ren fördert die Regierung den Anbau aktiv, um ausländische Investoren anzulocken. 

Meeresalgen sind seither zu einem gefragten Exportgut geworden. (Tobisson 2009:135) Doch 

aufgrund internationaler Handelsvereinbarungen darf Sansibar jährlich nur 7500 Tonnen 

ausführen, der Ausbau dieses Sektors, der für viele Bewohner der Ostküsten Sansibars 

mittlerweile die Haupteinnahmequelle darstellt, bleibt also beschränkt. (RGoZ 2010:25)  

Trotz der großen Nachfrage bleiben Auswirkungen auf die Lokalbevölkerung minimal, wie 

aus Interviews im Rahmen einer von SIDA in Auftrag gegebenen Studie aus dem Jahr 2009 

hervorgeht: nach der höchst arbeitsintensiven Vorbereitung und dem Anbau auf sogenannten 

Kunde (Kisw. Anbaufläche), vergehen bis zu sechs Wochen bis zur Ernte, die in der Regel 

fünf bis sieben Säcke mit je 25 Kilogramm Algen ergibt. Nach dreitägigem Trocknen an der 

Sonne haben die Algen ein Nettogewicht von sieben bis acht Kilogramm. Im Durchschnitt 

verkaufen die Frauen diese um 5.000,- TZS (etwa 5 USD) und bewirtschaften meist vier bis 

fünf Flächen. (Tobisson 2009:134) Durch den großen Aufwand müssen viele Frauen die Sub-

sistenzlandwirtschaft, die sie früher betrieben, aufgeben, um ein – wenn auch geringes –  fi-

nanzielles Einkommen zu erwirtschaften.  

In einem Interview meinten BewohnerInnen aus Jambiani, jemand sei nicht arm, wenn er oder 

sie früh Abendessen könne (anakula mapema, Kisw. „sie isst zeitig“): Die hohe zeitliche Be-

lastung durch lange Arbeitsstunden für geringes Einkommen in Kombination mit der 

anschließenden Suche nach Feuerholz und dem Wasserholen für das Kochen wird erkennbar. 

(Tobisson 2009:136)  
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Tourismus 

Die sansibarische Regierung konzentriert sich im Bereich der Beschäftigung vor allem auf 

den Ausbau des Tourismussektors, der eine starke Wachstumsrate aufweist und etwa 25% des 

BSP ausmacht. (RGoZ 2009:80f.) In den Strategien wird auch die Bedeutung des Tourismus 

für die Schaffung von Arbeitsplätzen und der vermeintliche Beitrag zur Armutsbekämpfung 

hervorgehoben:  

„Secondly, it is well known that tourism can create mass employment, particularly to 
the poor and to the women […] which means there is a potential for using tourism 
for poverty eradication. Lange (forthcoming) estimated that 40 percent of employees 
in tourists’ hotels in Zanzibar are women. Very few dynamic sectors hire such a high 
proportion of women. Tourism can also offer employment to large number of un-
skilled people, which means the poor can find employment in the sector relatively 
easy. Indeed, the UN Commission on Sustainable Development urged governments 
to “maximize the potential for tourism for eradicating poverty” (UN 1999).“ (RGoZ 
2009:77)  

Dennoch beschäftigt der Sektor lediglich 0,4% der arbeitenden Bevölkerung und ist außerdem 

starken saisonalen Schwankungen ausgesetzt. Die Regierung merkt selber an: 

„It is clear that tourism does not generate mass employment and that even expansion 
of tourism in Zanzibar would not create a significant increase in employment.“ 
(RGoZ 2009:90)  

Dies wird auf den hohen Anteil ausländischer Angestellter im Tourismus sowie auf die 

fehlende Qualifikation der sansibarischen Arbeitskräfte zurückgeführt:  

„Foreigners or Tanzania mainlanders have taken up most direct employment op-
portunities. Some are brought to Zanzibar by foreign investors whilst others are il-
legal immigrants.“ (ActionAid 2003: 4) 

Vor allem Frauen sind im Tourismussektor benachteiligt und arbeiten überwiegend in 

schlecht bezahlten Positionen als Reinigungskraft oder Küchenhilfe. (ActionAid 2003:6) 

Teilweise werden sie auch von männlichen Verwandten und Ehemännern davon abgehalten, 

in dieser Branche zu arbeiten, die einen sehr schlechten Ruf innerhalb der Gesellschaft besitzt 

und in Verbindung gebracht wird mit dem erhöhten Aufkommen von Sexarbeit, Drogen und 

Alkoholkonsum sowie dem moralischen Verfall und Nichteinhalten islamischer 

Kleidervorschriften. Kritisiert wird auch der Umstand, dass Kinder davon abgehalten werden, 

die Schule zu besuchen, da sie versuchen, von Touristen Geld zu erbetteln, kleine Arbeiten zu 

übernehmen oder Beziehungen mit TouristInnen einzugehen: „They go to the beach and look 

for someone who can take them to Europe.“ (ActionAid 2003:5) 
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In einem Bericht der NGO ActionAid werden die negativen Auswirkungen des Tourismus 

deutlich dargestellt. Trotz der von der Regierung und der Zanzibar Commission for Tourism 

hervorgehobenen Rolle des Tourismus für Arbeitsplatzschaffung und den Gewinn ausländi-

schen Kapitals, der 63 Millionen USD, die seit 1986 in den Tourismus investiert wurden und 

einer jährlich steigenden Wachstumsrate, sowie der Nutzen, den die Landwirtschaft und Fi-

scherei durch die verstärkte Nachfrage daraus ziehen könnte, ist ein Gewinn für die lokale Be-

völkerung nicht festzustellen.  

ActionAid argumentiert, dass außer frischem Fisch der Großteil der von den Hotels gekauften 

Güter mittlerweile importiert wird. Darunter würden vor allem Frauen leiden:  

„They are the ones who used to have small poultry farms and dairy farms. Now chicken 
and milk is imported and there is no longer a market for women’s products.“, wie das 
Tanzania Gender Network Programm angibt. (ActionAid 2003:7) 

Die enorme Nachfrage nach Fisch und Meerestieren hat aber einerseits zu steigenden Preisen, 

anderseits zu einer Gefährdung der Fischbestände und der Umwelt geführt. Ein Fischer in 

Jambiani meinte dazu: 

„Some people sell fish to the hotels but most of the villagers do not get the fish that 
they need. People come from town and fish and the hotels pay a good price, but the 
people from the villages here get nothing. Now local people have to buy frozen fish 
because the price of fish has gone up so much. Fresh fish is no longer available to us. 
[...] We also used to observe the breeding season but because of the hotels’ demand 
for fish we no longer do that. This decreases the stock of fish in the sea.“ (ActionAid 
2003:4) 

Hamza Rijali vom Ministry of Agriculture, Livestock and Environment (MALE) bestätigt, 

dass der exzessive Fischfang teilweise unter Einsatz von Dynamit, die große Zahl an Tauch-

gängen und der Abfall der Hotels an den Küstengebieten bereits zu Zerstörungen der Koral-

lenriffe und Meeresalgen und der Kontamination des Wassers vor allem in den Tourismusge-

bieten im Norden Ungujas geführt hat, wie auch eine Studie des Environment Programms der 

Vereinten Nationen festgestellt. (Said 2010c:o.S.)  

Des Weiteren hat die Förderung des Tourismus und die große Nachfrage ausländischer Inves-

toren nach Landflächen an den Küstengebieten Sansibars eine Debatte über Landrechte ausge-

löst. Investoren kauften oder pachtete profitabel gelegene Grundstücke zu niedrigen Preisen 

von der lokalen Bevölkerung, die weder über ihre Rechte noch über den eigentlichen Wert ih-

res Besitzes bescheid wusste. Mitunter wurden sogar Fehlinformation verbreitet und Ein–

schüchterungsversuche unternommen:  
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„The people from the tourist commission came here and told the villagers that if they 
did not sell their land to the investors the Government would take it away from them.“ 
(ActionAid 2003:5)  

ActionAid argumentiert daher berechtigt: 
  

„To the majority of local Zanzibaris, who despite rapid growth of the tourism sector 
still struggle to get by on less than a dollar a day, tourism development is more 
closely related to poverty, unemployment and social disruption.“ (ActionAid 2003:8) 

 

Kredit- und Sparvereine 

Da die überwiegende Mehrheit der sansibarischen Bevölkerung einerseits durch ihre Beschäf-

tigung im informellen Sektor aus dem staatlichen Sozialversicherungssystemen (Zanzibar So-

cial Security Fund, ZSSF) ausgeschlossen ist, andererseits beschränkten Zugang zu Finanz-

dienstleistungen wie Krediten hat, schließen sich Frauen auf Sansibar vermehrt in informellen 

Kredit- und Sparvereinen zusammen. Eine Definition dafür findet sich bei Shirley Ardener:  

„Eine Gruppe formiert durch Personen, die regelma�ßig Zuwendungen zu einem 
Fonds macht, welcher dann abwechselnd in Rotation ganz oder zum Teil den ein-
zelnen Gruppenmitgliedern ausgeschu�ttet wird, solange bis jedes Mitglied einmal 
begu�nstigt wurde und der Zyklus damit beendet ist.“ (Ardener; Burman 1995:viii 
zitiert nach Bauer 2004:83)  

Größere Beträge zu sparen, ist für viele eine große Herausforderung. Durch den Beitritt in 

eine solche Kooperative wird dies leichter möglich. Neben dem Ansparen einer größeren 

Summe, die am Zyklusende ausbezahlt wird, bestehen bei größeren Vereinen auch die Mög-

lichkeiten, gegen Zinsen einen Kredit aufzunehmen oder in Kooperation mit den anderen Mit-

gliedern ein Unternehmen zu gründen.  Hauptgrund für den Beitritt in einen Kredit- und Spar-

verein sind wirtschaftliche Ziele, daneben spielt aber der Bedarf nach Deckung von Schulge-

bühren, medizinischer Versorgung, Baumaterial und anderer Konsumgüter eine entscheidende 

Rolle. (Bauer 2004:85) 

Die Vereine stellen auch eine Form der Versicherung dar: so leisten Mitglieder kleinere Bei-

träge für Krankheits- oder Todesfälle in den Familien anderer Mitglieder. In einer Studie der 

ÖFSE heißt es, dass sie damit „in ihrer Art das alte System der Gemeindehilfe wider [spie-

geln], die in Zeiten von Krisen wie Tod oder Krankheit durch Spenden den betroffenen Ge-

meindemitgliedern halfen und Sympathie ausdru�ckten.“ (Bauer 2004:84) 
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Auf Sansibar werden solche Vereine vermehrt von großen Organisationen unterstützt und 

sind sehr erfolgreich. Das Projekt WEZA beispielsweise basierte auf einer Einmalinvestition 

von 200 Millionen TZS, eine Summe, die sich laut Ananilea Nkya, Leiterin von TAMWA, 

durch Spareinlagen nach der vierjährigen Projektlaufzeit auf 700 Millionen erhöht hatte. 

Nachdem Mitglieder zunächst lediglich 200 TZS pro Monat sparen konnten, erhöhten sich die 

Beiträge mit der Zeit auf 1.000 TZS pro Woche. (Balile 2012:o.S.) 

Auch die ILO initiierte 2005 ein Großprojekt zur Unterstützung von Kredit- und Sparvereinen 

auf Sansibar. 250.000 USD wurden in die Akiba Commercial Bank eingezahlt, um bei der 

Gründung von Vereinen zu helfen, die sich bei einer der beiden Dachorganisationen 

(WARIDI SACCOS auf Unguja oder PESACCOS auf Pemba) registrieren mussten. Die 

Dachorganisationen wurden unter dem Zanzibar Cooperatives Act registriert. Die 

Mitgliedschaft stiegt zwischen 2005 und 2008 um 19% pro Jahr (ILO 2008:12), die 

Kreditsummen reichen von 50.000 TZS bis 2.000.000 TZS und müssen innerhalb eines Jahres 

zurückbezahlt werden. (ILO 2008:14) 

Die Mitgliedschaft bei WARIDI SACCOS oder PESACCOS verpflichtet auch zur Teilnahme 

an Seminaren und Workshops, bei denen neben Unternehmensführung und Buchhaltung auch 

Frauenrechte und der Aufbau von Selbstvertrauen im Vordergrund stehen. Viele Frauen konn-

ten davon profitieren, ein Mitglied von PESACCOS wurde sogar zum Sheha ihrer Gemeinde 

gewählt. (ILO 2008:16)  

Die Erfahrungsberichte von Vereinsmitgliedern sind durchaus positiv. Aber nicht allen 

Frauen ist der Zugang problemlos offen. So berichten einige vom Widerstand der Ehemänner, 

die befürchten, dass Frauen durch finanzielle Unabhängigkeit den Respekt vor ihnen 

verlieren. (CARE 2012:9) Frauen in den Kredit- und Sparvereinen sind daher häufiger Opfer 

von häuslicher Gewalt. WEZA hat sich daher auch der Miteinbeziehung der Männer 

gewidmet, um die Akzeptanz unter ihnen zu verstärken und so der häuslichen Gewalt 

entgegenzuwirken. Viele haben nach ihrer Einwilligung erkannt, dass auch sie von dem 

Projekt profitieren können: teilweise nahmen Frauen schlussendlich auch Kredite auf, um ihre 

Männer bei dem Aufbau eines Geschäfts zu unterstützen (MEWC 2012:o.S.).69 

„The micro-insurance product initiated by women groups was viable product which 
had positive impact on the lives of women and their families; which justifies the need 
to strengthen, expand and complement with policies and provisions that will help 

                                                 
69 Mehr zu Kredit- und Sparvereinen auf Sansibar bei Anyango, Ezra [u.a.] (o.J.); ILO (2008); Grover-
man, Verona/Catherine Jura Sentamu (2011). 
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majority of low income women manage the occurrence of incidences of shocks.“ 
(ILO 2008:21) 

Trotz des Erfolgs und der positiven Erfahrungen mit Kredit- und Sparvereinen auf Sansibar, 

können sie den beschränkten Zugang zu Sozialversicherungsleistungen nicht ersetzen. Die 

ILO setzt sich daher dafür ein, diesen informellen Zugang zu Finanzdienstleistungen und Ver-

sicherungen in das bestehende ZSSF zu integrieren. Dieses Anliegen ist seit 2008 wiederholt 

thematisiert worden, bis heute konnte von der sansibarischen Regierung aber noch keine 

adäquate Strategie vorgelegt werden. 

Rechtliche Gleichstellung und Partizipation 

In Bezug auf gesellschaftliche und politische Partizipation ist eine Gleichstellung zwischen 

Frauen und Männern auf Sansibar noch nicht erreicht. Zwar hat der Anteil von Frauen in der 

Politik zugenommen, dies jedoch vor allem in niedrigen Positionen, weshalb sie von wichti-

gen Entscheidungsprozessen weiterhin ausgeschlossen bleiben.  

Von neunzehn MinisterInnen sind nur vier, von zweiundzwanzig Stellvertretenden 

MinisterInnen und VerwaltungssekretärInnen (Principal Secretary) nur drei und von fünfzehn 

BezirksvorsteherInnen nur zwei Frauen. Im Parlament befinden sich unter den 77 

Abgeordneten achtzehn Frauen. Fünfzehn davon sind durch das Quotensystem ins Parlament 

gekommen und wurden nicht gewählt. Ähnlich ist das Bild auch bei der Stadtverwaltung 

Zanzibar Towns: 54 der 145 Sitzen werden von Frauen besetzt, was vermutlich der 30%-

Quote zu verdanken ist: von den 20 Sitzen, die durch Wahlen vergeben werden, wurde nur 

einer einer Frau zugesprochen. (RGoZ 2009:46) In der Stadtverwaltung auf Pemba ist 

hingegen keine einzige Frau zu finden.  

Das Ungleichgewicht auf Ebene der Shehias ist besonders dramatisch: 17 von 318 Shehias 

unterstehen einer Frau. (RGoZ 2010:68) Dies ist sehr problematisch, da die meisten 

alltäglichen Anliegen der Bevölkerung auf dieser Ebene geregelt werden:  

„[G]overning bodies at Ward as well as Shehia level play a significant role in con-
flict and dispute resolution at community level. They have been active in resolving 
community social relations based disputes such as marriage conflicts, break-ups, 
gender based violence, women abuse etc, which are very common and growing over-
time. The dispute settlements are pre-requisites for peace and security among fami-
lies which are fundamental for development.“ (RGoZ 2009:113) 

Die niedrige Repräsentation von Frauen im öffentlichen Bereich spiegelt die schwache Imple-

mentierung von Gesetzen und Konventionen sowie kulturelle Barrieren wieder, die Frauen 
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diskriminieren. Ein niedriger Bildungsstatus und wirtschaftliche Benachteiligung sind eben-

falls ein Hemmnis für Partizipation.  

Das Projekt Support Women in Accessing Leadership Positions (SWALP) von TAMWA und 

UNWOMEN, das 2012 ins Leben gerufen wurde, soll daher mindesten 3.600 Frauen in Posi-

tionen innerhalb der Gemeinderäte und –komitees sowie NGOs in Seminaren zu Lobbying 

und Interessensvertretung schulen, um aktiv an der politischen Gestaltung des Landes teil zu 

nehmen und Frauenrechte in der Gesellschaft durchsetzen zu können: 

„Once women are able to participate at a local leval and realise they can influence 
public life, many of them feel motivated to get involved in political competition and 
decision-making groups from grassroot“, so Halima Msellem, die Projektmanagerin. 
(Issa 2012d:o.S.) 

Gewalt an Frauen 

Obwohl in den Regierungsdokumenten nicht besonders hervorgehoben, wird in der 

zivilgesellschaftlichen Debatte das Thema Gender Based Violence massiv problematisiert. 

Während beispielsweise das MKUZA II lediglich in einem Unterpunkt davon spricht, alle 

Formen der Diskriminierung zu beseitigen und Strafen für sexuelle Gewalttaten einzuführen 

(RGoZ 2010:101), wird die Bedeutung von Gewalt von fast allen zivilgesellschaftlichen 

Akteuren hervorgehoben. Die Zunahme von Meldungen von physischer Gewalt in den 

Statistiken von Polizei und Gericht wird auf ein verbessertes Wissen über Rechte 

zurückgeführt. (Issa 2011:o.S.) Eine Vielzahl von Organisationen haben in den vergangenen 

Jahr Kampagnen gestartet, um vor allem Frauen über ihre Rechte zu informieren. Eines dieser 

Projekte ist Womens’ Empowerment in Zanzibar (WEZA, 2008-2012), eine Kooperation von 

TAMWA und CARE Tanzania, mit Unterstützung von CARE Österreich, der österreichischen 

Regierung und der Europäischen Union. Hauptziel von WEZA ist es, Frauen durch die 

Bildung der bereits erwähnten Kredit- und Sparvereine die Möglichkeiten zu finanziellem 

Einkommen zu bieten, ihnen zu finanzieller Unabhängigkeit zu verhelfen und so ihre 

gesellschaftliche Position zu stärken. Im Rahmen des Programms wurden auch Seminare und 

Workshops zu Gewalt und Rechten von Kindern und Frauen abgehalten. Laut 

Projektberichten konnten 6.000 Frauen in 60 Gemeinden Sansibars davon profitieren. Aus 

Interviews mit beteiligten Frauen geht hervor, dass die Aufklärungsarbeit große Erfolge 

erzielen konnte. „In some areas, bullying by men has been reduced, because women now 

know their rights, which they fight for.“ (Issa 2011:o.S.) 
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Zwar werden Gewalttaten jetzt öfter gemeldet als früher, dennoch werden nur selten rechtli-

che Schritte gegen die Täter eingeleitet. Das liegt zunächst an bürokratischen Hürden und feh-

lenden Kapazitäten der Polizei und der Gerichte, wie Rehema Abbasi Mkanga von WEZA 

meint:  

„Sometimes evidence is lost due to delays by passive police response, inadequate 
knowledge in handling rape cases. Insufficient funds to run businesses have been 
other obstacles to attain our achievements.“ (Issa 2011:o.S) 

Aida Kianga von ActionAid Tanzania ist zwar auch der Meinung, dass viele Frauen jetzt auf-

geklärter hinsichtlich ihrer Rechte seien, der Großteil sich derer aber immer noch nicht be-

wusst sei, bzw. ihre Scham, das Recht einzufordern, überwiege. Sie stellt dar, dass die Erfah-

rung von Gewalt zu psychischen Problemen wie zum Beispiel Depressionen führen kann, die 

dann in Schweigen enden. Sie kritisiert, dass es zwar Einrichtungen gibt, an die Frauen sich 

wenden können, ihnen aber in der Folge keinerlei psychologische Betreuung zuteil werde. 

(Magomba 2012:o.S.) 

TAMWA fordert außerdem die Sensibilisierung von Polizei und Mitarbeitern der Gerichte be-

züglich des Umgangs mit Opfern und Beweisen. Die Organisation hat begleitend ein Gender 

Based Violence (GBV) Manual für Journalisten und Reporter erstellt, das diese in ihrer bedeu-

tenden Rolle im Kampf gegen Gewalt unterstützen soll. (Issa 2011:o.S.) 

Häusliche Gewalt und Ehestreitigkeiten werden in der Regel am Familiengericht, den soge-

nannten Kadhi Courts abgehandelt, das bei seinen Entscheidungen der islamischen Gesetzge-

bung folgt. Obwohl diese Fälle vor allem innerhalb der Familie geregelt werden, stieg die An-

zahl der eingereichten Klagen in den vergangenen Jahren kontinuierlich an. Die Mehrheit 

wird dabei mittlerweile von Frauen eingereicht, wobei es sich vor allem um Scheidungsanträ-

ge70 und Unterhaltsforderungen handelt. (Majamba 2007:10)  

                                                 
70 Bezüglich der Scheidungsarten wird nach zwei Kriterien unterschieden: ob die Scheidung vom 
Mann (Talāq), oder von der Frau (Khul’) ausgeht und ob sie wieder aufgehoben werden kann oder 
nicht. Beim Talāq teilt der Mann seiner Frau mit, dass er sich von ihr trennen möchte. Daraufhin 
beginnt eine Wartezeit (‘Idda), während der die Ehepartner sich wieder versöhnen können. Ist diese 
Wartezeit abgelaufen, ist die Scheidung gültig. Aufgehoben kann sie nur mehr durch einen neuen 
Ehevertrag und eine erneute Auszahlung der Brautgabe (Mahr) werden. Geht die Scheidung von der 
Frau aus, muss der Mann sie freigeben, nach der Wartezeit ist aber die Aufhebung der Scheidung nicht 
mehr möglich. (Zu vielen weiteren Details das islamische Eherecht betreffend: Reidegeld, Ahmad A. 
(2008): Handbuch Islam. Die Glaubens- und Rechtslehre der Muslime. Kandern im Schwarzwald: 
Spohr, S.756-789). 
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Der Anstieg der Klagefälle wird immer häufiger begleitet von einer praktizierten 

Vermischung von islamischem Gesetz und bürgerlichem Recht. Majamba gibt dafür zwei 

Beispiele an: im ersten Fall gestand der Kadhi der Mutter das Sorgerecht für den über 

siebenjährigen Sohn zu, obwohl dieses laut Scharīʿa  dem Vater zugestanden wäre. Der 

Richter bezog sich dabei auf das Kindeswohl und der Kinderrechtskonvention der Vereinten 

Nationen. (Majamba 2007:15) Beim zweiten Fall handelte es sich um eine Scheidung, bei der 

der Mann die Auflösung seiner Ehe zurücknahm, was unter bestimmten Bedingungen – so 

auch in diesem Fall  – möglich gewesen wäre. Die Frau aber war nicht mehr dazu bereit zu 

ihrem Exmann zurückzukehren. Der Kadhi berief sich zwar unter anderem auf islamische 

Quellen, seine Entscheidung traf er schließlich allerdings zu Gunsten der Frau mit Bezug auf 

die Menschenrechtskonvention der Vereinten Nationen. (Majamba 2007:12)  

Die übermäßig hohe Scheidungsrate auf Sansibar wird auf den oftmaligen Missbrauch des 

Talāq-Rechts der Männer zurückgeführt. An den Kadhi Gerichten kam es daher zu einer De-

batte darüber, das Scheidungsrecht zu reformieren.71 Islamgelehrte haben zwar versucht, die 

Männer ihrer Gemeinden über die Rechte der Frauen und Aufgaben der Männer im Islam auf-

zuklären, sind dabei aber weitgehend erfolglos geblieben. Fortschritte in diesem Bereich wer-

den vor allem den Kampagnen der NGOs zugesprochen.  

                                                 
71 Zu Scheidungen an den Kadhi-Courts siehe auch Hanak 1994 und Stiles 2009 
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6. Conclusio 

 
Die Einführung des Mehrparteiensystems Anfang der neunziger Jahre und die Formulierung 

des Society Acts 1995 schafften auf Sansibar erstmals Voraussetzungen für die Erstarkung zi-

vilgesellschaftlicher Akteure. Unruhen und Gewaltausbrüche nach den ersten Präsident-

schaftswahlen und darauf folgende Restriktionen und Behinderung ihrer Arbeit führten unter 

der Zivilgesellschaft zu Argwohn und Misstrauen gegenüber der Regierung, die bis heute 

spürbar sind.  

Die Formulierung der ersten, im Jahr 2002 veröffentlichten nationalen Armutsbekämpfungs-

strategie, dem Zanzibar Poverty Reduction Plan, boten einem erneuten Aufleben der Zivilge-

sellschaft eine Chance, da von den Internationalen Finanzinstitutionen nicht nur die eigenstän-

dige Formulierung der Papiere durch die Regierung, sondern auch eine breite Beteiligung der 

Bevölkerung gefordert wurde. Die Auflagen wurden zwar von der sansibarischen Regierung 

akzeptiert, der Grad der zivilgesellschaftlichen Beteiligung blieb aber gering. Obwohl im Do-

kument von einem intensiven Konsultationsprozess die Rede war, handelte es sich tatsächlich 

um einen einziges Treffen im Dezember 2000. (Tobisson 2009:116) Auch das zweite PRSP, 

das sogenannte MKUZA, war durch eine äußerst beschränkte zivilgesellschaftliche Partizipa-

tion gekennzeichnet. Als Reaktion auf die Kritik der Zivilgesellschaft formulierte die sansiba-

rische Regierung im Jahr 2009 daher die NGO Policy, die die Rolle zivilgesellschaftlicher 

Akteure für die Entwicklung des Landes unterstreichen sollte:  

„Civil Society Organizations, especially Non Governmental Organizations are 
 recognized by the Government as an important force and necessary instrument in 
strengthening economic and social development. The Civil Society Organizations are 
important partners in development and national building and an important force in 
the promotion of democracy and contributing in the growth of national income and 
poverty reduction.“ (RGoZ 2009:ii) 

Dennoch können auch bei der Formulierung und Implementierung des MKUZA II diesbezüg-

lich keine drastischen Verbesserungen konstatiert werden. Zwar waren zivilgesellschaftliche 

Akteure in Form von punktuellen Konsultationen und Mitgestaltung des  Dokuments beteiligt, 

die sich daraus ergebenden Effekte blieben aber marginal. Die finanzielle und technische Ab-

hängigkeit Sansibars von ausländischen Gebern und Organisationen ermöglicht diesen, 

großen Einfluss auf Armutsdiskurs, Prioritäten- und Maßnahmensetzung auszuüben, was sich 

unter anderem darin zeigt, dass internationale Organisationen bei der Formulierung von Do-
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kumenten und der Durchführung von Programmen und Projekten überproportional beteiligt 

sind, während lokale Akteure außer Acht gelassen werden. 

Die Möglichkeit der Mitgestaltung von politischen Prozessen ist auch aufgrund der restrikti-

ven politischen Rahmenbedingungen sehr gering. Die Zivilgesellschaft wird von Entschei-

dungsprozessen weitgehend ausgeschlossen und nur dort miteinbezogen, wo es der Regierung 

einen direkten Nutzen bringt. So sind beispielsweise Dienstleistungsorganisationen, die in Be-

reichen wie Bildung und Gesundheit Projektarbeit leisten, gerne gesehen, während Organisa-

tionen, die im Bereich von politischer Anwaltschaft und Korruptionsbekämpfung tätig sind, 

von der Regierung als Bedrohung wahrgenommen und in ihrer Arbeit gehindert werden. Die 

Handlungsfähigkeit der Zivilgesellschaft ist auch aufgrund fehlender finanzieller und techni-

schen Ressourcen und mangelnder Vernetzung von Interessensgruppen begrenzt. Ihre Präsenz 

bleibt vor allem auf den städtischen Raum beschränkt, doch auch hier können ihre Anliegen 

noch nicht wirksam durchgesetzt werden. Die staatliche Kontrolle der Medien erschwert die 

Verbreitung von Information zusätzlich, da nur ein äußerst kleiner Teil der sansibarischen Be-

völkerung der Zugang zu sogenannten neuen Medien hat. Repressive Bestimmungen der Re-

gierung betreffen nicht nur institutionelle Rahmenbedingungen, sondern  auch die politischen 

Rechte der Bevölkerung, was sich unter anderem in Wahlmanipulationen und gewaltsamen 

Niederschlagen von Protesten widerspiegelt, so zum Beispiel im vergangenen Jahr im Zuge 

der Forderungen nach einer Auflösung der Union mit dem Festland Tansanias und einer 

neuen Verfassung. Wachsende Unzufriedenheit der Gesellschaft ist das Resultat dieser 

politischen Handlungen. 

Dass zivilgesellschaftliche Akteure weitgehend unbeachtet bleiben, spiegelt sich auch in den 

dargestellten Prioritäten- und Maßnahmensetzung der Regierung wider, die wiederum sehr 

darauf bedacht ist, den Vorgaben der IFIs und internationaler Organisationen zu folgen.  Das 

Vorwort des MKUZA II verdeutlicht, dass dieses sich zwar - wie schon frühere Strategien - 

an der Zanzibar Vision 2020 orientiert, unterstreicht daneben aber auch explizit dessen Rolle 

zur Verwirklichung der MDGs:  

„Beyond the broad aspirations of the Vision 2020 of transforming and modernizing 
Zanzibar’s economy and eradicating poverty, MKUZA II is a tool that the Re-
volutionary Government of Zanzibar will deploy to realize the Millennium De-
velopment Goals, improve living standards and strengthen good governance.“ (RGoZ 
2010:1) 
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Die Evaluierung der Strategien und getroffenen Maßnahmen erfolgt im Household Budget 

Survey und dem Zanzibar Human Development Report (erstmals 2009). Tatsächlich hat San-

sibar seit der Formulierung in den vergangenen Jahren große Fortschritte gemacht. Seit den 

neunziger Jahren ist ein deutliches Wirtschaftswachstum zu verzeichnen, Pro-Kopf-Einkom-

men und Konsum steigen kontinuierlich. An den Grundschulen betragen die Einschulungsra-

ten fast 100%, die Alphabetisierungsraten unter Erwachsenen liegen über dem Durchschnitt 

Subsahara Afrikas. (UNESCO 2012:o.S.) Im Gesundheitssektor können Erfolge vor allem be-

züglich der Steigerung der Lebenserwatung, der niedrigen HIV-Raten und der effektiven Zu-

rückdrängung von Malaria wahrgenommen werden. Fortschritte im Bereich der Infrastruktur 

betreffen unter anderem dem Ausbau des Straßennetzes, die Sanierung von Flughafen und 

Haupthafen von Malindi in Zanzibar Town, sowie Verbesserungen bei der Strom- und 

Wasserversorgung. 

 

Die Erfolge sind allerdings auf einige wenige Bereiche beschränkt: betrachtet man die wirt-

schaftlichen und sozialen Daten der Insel eingehender, bemerkt man schnell, dass der ver-

meintliche wirtschaftliche Aufschwung und Investitionen in die Infrastruktur keinen Beitrag 

zur Beseitigung extremer Armut leisten konnte, wie von Zanzibar Vision 2020 und MDGs an-

gestrebt. Zwar ist die Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens auf den ersten Blick hoch, doch 

ergibt es einen Durchschnitt von 1,5 USD pro Tag und dies nicht in Kaufkraftparitäten. Be-

denkt man nun, dass ein durchschnittlicher sansibarischer Haushalt aus 5,5 Personen besteht 

und in vielen nur eine einzelne Person zum finanziellen Einkommen beiträgt, wird die 1-Dol-

lar-Grenze nicht erreicht: 2010 befanden sich 44,4% er Bevölkerung unter dieser Armutsgren-

ze und 13% unter der Food Poverty Line. Die Tatsache, dass der Anteil am Gesamtkonsum 

der unteren 20% der Bevölkerung von 9,3% im Jahr 2004/05 auf 8,8% im Jahr 2009/2010 ge-

sunken ist, zeugt von einer mangelnden Verteilung des Wohlstandes. Arbeitsplätze wurden 

geschaffen, doch steigen die realen Lohnverhältnisse nur schleppend. Die Konzentration auf 

Sektoren mit geringer Beschäftigungswirkung wie dem Tourismus, der noch dazu großen sai-

sonalen Schwankungen ausgesetzt sind, bei gleichzeitiger Vernachlässigung der Landwirt-

schaft, die den Großteil der Bevölkerung beschäftigt, führen zu unregelmäßigen Haushaltsein-

kommen, fehlender Ernährungssicherheit und einem großen Armutsrisiko. Auffällig sind auch 

die Disparitäten zwischen den beiden Hauptinseln Unguja und Pemba. Unguja, das durch die 

Nähe zur tansanischen Metropole Dar es Salam das sansibarische Zentrum für Handel, 

Transport und Tourismus ist, weist drastisch bessere wirtschaftliche und soziale Daten auf als 

seine Schwesterninsel, was von einer schlechten budgetären Allokation zeugt. 
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Wie im ersten Teil der Arbeit dargestellt wurde, ist die Diskussion um Ursachen und Defini-

tionen für Entwicklung und Armut eine äußert kontroverse. Nachdem Unterentwicklung und 

Armut nach dem zweiten Weltkrieg vor allem endogenen und wirtschaftlichen Faktoren zuge-

schrieben wurden, hat sich in den neunziger Jahren schrittweise ein komplexeres Armutsver-

ständnis durchgesetzt.  Entwicklungsstrategien basierten mittlerweile neben einem Wirt-

schaftswachstum auf der gezielten Beseitigung von Armut als multidimensionalem Phäno-

men. Zur Erreichung dieser Ziele wurden erstmals neben ökonomischen auch soziale Aspekte 

und Verteilungsfragen hervorgehoben: So spricht das PRSP-Sourcebook von einem direkten 

Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum, Einkommensverteilung und der Beseitigung 

von Armut. (WB 2011:51) Paradoxerweise hat diese Ausweitung des Armutsverständnisses 

nicht zu einer gleichzeitigen Hinterfragung neoliberaler Wirtschaftspolitik geführt. So wird 

ein ausreichendes Wirtschaftswachstum immer noch als wichtigster Garant für Entwicklung 

gesehen und von einem Trickle-Down Ansatz ausgegangen. Machtverhältnisse und soziale 

Ungleichheit werden dabei als Ursachen ausgeblendet, stattdessen wird Armut weiterhin 

ausschließlich auf einen Mangel an finanziellen Ressourcen zurückgeführt.  

Folglich liegt der Fokus auch in den sansibarischen Strategien vorrangig auf wirtschaftlichen 

Maßnahmen. Soziale Faktoren werden nur dann berücksichtigt, wenn sie zum Wachstum bei-

tragen können, bzw. mit den MDGs korrelieren. Die MDGs sind wohl das derzeit wichtigste 

Instrument der Entwicklungszusammenarbeit und bildeten die Basis für die Formulierung des 

sansibarischen PRSPs. Dabei werden gerade diese acht von den Vereinten Nationen gesetzten 

Ziele für ihr Armutsverständnis kritisiert, denn ihnen liegen ein einkommensorientiertes Ar-

mutsverständnis zugrunde (1 US-Dollar-Grenze), das die in den Jahren zuvor erarbeiteten 

komplexeren Definitionen völlig ausblendet. Das oberste Ziel, die Halbierung extremer Ar-

mut, deutet darauf hin, dass nicht mehr die Beseitigung der weltweiten Armut im 

Vordergrund steht. Durch das Ausklammern struktureller Ursachen für Armut und 

Ungleichheit wird deutlich, dass nicht eine nachhaltige Veränderung in globalen 

Machtstrukturen, sondern lediglich statistische Erfolge und das Lindern von 

Armutssymptomen angestrebt werden. (Wichterich 2005:1) Dass Armut aber nicht nur einen 

Mangel an finanziellen Ressourcen, sondern auch Aspekte wie Einkommensverteilung, 

Exklusion, regionale Disparitäten, Geschlechterungleichheit, oder rechtliche Fragen betrifft, 

wurde ausreichend dargestellt. 

Die sansibarische Regierung identifiziert in ihren Strategien zwar Bevölkerungsgruppen, die 

einem hohen Armutsrisiko ausgesetzt sind, eine tiefgreifende Analyse zu den strukturellen 
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Ursachen ihrer Armut bleibt aber aus. Stattdessen werden Maßnahmen formuliert, die den 

Auswirkungen entgegenwirken sollen. Dabei werden ihre Interessen nur in einzelnen 

Sektoren angesprochen, die wie erwähnt wiederum in direktem Zusammenhang mit der 

Erreichung der MDGs stehen. So fokussieren Maßnahmen zur Beseitigung von Kinderarmut 

und Geschlechterdisparitäten vor allem auf die Sektoren Bildung und Gesundheit.  

Kinderarmut ist kein isoliertes Problem, sondern steht im direkten Zusammenhang mit prekä-

ren Lebenslagen ganzer Familien und hat langfristige Auswirkungen auf Gesundheit, Bil-

dungsniveau und spätere Arbeits- und Einkommenschancen. Sie stellt somit für den Staat 

selbst ein zukünftiges Wachstumshemmnis. 

Gesundheitliche Beeinträchtigungen können bereits in der Schwangerschaft entstehen, erge-

ben sich aus Mangelernährung, fehlendem Zugang zu Gesundheitsversorgung, psychischer 

Belastung und einem hohen Verletzungsrisiko beispielsweise bei Kinderarbeit. Niedrige Ein-

schulungsraten bzw. ein hoher Anteil an SchulabbrecherInnen sind die ärmsten 

Bevölkerungsschichten charakteristisch. Häufig sind diese Beeinträchtigungen auch 

geschlechtsspezifisch: Mädchen sind beim Zugang zu Nahrungsmitteln, Gesundheit und 

Bildung häufiger benachteiligt. Neben der Übernahme von Aufgaben im Haushalt ergeben 

sich die Disparitäten auch durch frühe Schwangerschaften, Eheschließung oder der Erfahrung 

physischer Gewalt. Trotz der Genderparität im Grundschulbereich kommen diese Disparitäten 

mit steigendem Bildungsniveau immer deutlicher zum Vorschein, was direkte Auswirkungen 

auf den Zugang zu qualifizierter Erwerbsarbeit und finanziellem Einkommen für Frauen hat.  

Dabei ist die Meinung, dass höhere Bildung und Einkommensstärke von Müttern direkten 

Einfluss auf Gesundheits- und Bildungsstandards ihrer Kinder hat mittlerweile weit verbreitet. 

Die effektivste Maßnahme gegen Kinderarmut wäre daher die finanzielle Stärkung der Fami-

lien und dabei im Besonderen der Mütter. Einkommenschancen für Frauen zu schaffen sollte 

somit prioritär auf der entwicklungspolitischen Agenda eines Staates stehen.  

Zwar ist die Beschäftigungsrate von Frauen auf Sansibar in den letzten Jahren gestiegen, den-

noch haben sich die Lebensbedingungen der Familien kaum zum Positiven entwickelt, was ei-

nerseits mit den vorwiegenden Arbeitsverhältnissen, andererseits mit ihrer Mehrfachbelastung 

zusammenhängt. Frauen sind überproportional im informellen Sektor unter unsicheren Ar-

beitsbedingungen, hohem Zeitaufwand und niedrigen Einkommen beschäftigt. Im formellen 

Sektor hingegen bekleiden sie vor allem niedrigere und schlecht bezahlte Positionen. 

Gleichzeitig darf nicht ausgeblendet werden, dass ein finanzielles Einkommen nicht 



 

 148 

unbedingt mit Empowerment einhergeht. Es wurde dargelegt, dass Frauen auf Sansibar 

innerhalb des Haushalts oft keine Entscheidungsmacht und Kontrolle über ihre finanziellen 

Ressourcen besitzen und zusätzlich mit steigender Finanzmacht öfter Opfer häuslicher Gewalt 

werden.  

Aufgrund deutlicher Diskriminierungen beim Zugang zu Finanzdienstleistungen sind Auf-

stiegschancen für Frauen äußerst begrenzt. Die erwähnten Sparvereine bieten zwar vielen 

Frauen erstmals die Möglichkeit einen kleinen Kredit aufzunehmen, stellen aber für die Re-

gierung ein bequemes Mittel dar, den Ausbau von Finanzdienstleistungen und sozialen Siche-

rungsnetzen zu umgehen. Das Fehlen solcher Sozialleistungen für die Mehrheit der Bevölke-

rung führt zur Mehrfachbelastung von Frauen. Die steigende Erwerbsarbeit von Frauen geht 

nicht automatisch mit der Veränderung gesellschaftlicher Strukturen und Rollenverteilungen 

einher: Weiterhin verrichten Frauen den größten Teil unbezahlter Arbeit im Haushalt und der 

Subsistenzlandwirtschaft, kümmern sich um Kinder, Alte oder Kranke und übernehmen Auf-

gaben in der Gemeinde. Neben dem verstärkten Zugang zu qualifizierter Erwerbsarbeit durch 

höhere Bildungschancen sind also auch familienpolitische Maßnahmen, wie der Ausbau von 

Kinder- und Altenbetreuung, der sozialen Dienstleistungen und der öffentlichen Wasser- und 

Energieversorgung dringend notwendig. 

Die Regierung Sansibars hat in diesen Bereichen allerdings kaum Erfolge vorzuweisen. Statt-

dessen konzentriert sie sich auf wachstumsfördernde Wirtschaftsmaßnahmen wie die 

Stärkung des Privatsektors, die oft einhergeht mit der Kommerzialisierung und Privatisierung 

öffentlicher Dienstleistungen, deren Auswirkungen auf Geschlechterdisparitäten in 

zahlreichen Publikationen zur Genüge dargestellt wurden. Nationale 

Armutsbekämpfungsstrategien (PRSPs), als ein von der Weltbank und dem IMF initiierter 

Prozess, sind letztlich ein weiterer Ausdruck ihrer neoliberalen Politik und haben nicht den 

zunächst erhofften Paradigmenwechsel herbeigeführt. Der Gender-Ansatz innerhalb der 

Papiere findet Anlehnung an die konzeptionellen Ansätze  in der internationalen 

Entwicklungszusammenarbeit, die Frauen vorrangig als „ungenutzte Humanressource“ 

verstehen und Geschlechterungleichheit, als Ausdruck sozialer Ungleichheit, als Hemmnis 

(wirtschaftlicher) Entwicklung sehen. Was ihnen allen gemein ist, ist die fehlende 

Wirkungsanalyse von Wirtschafts- und Finanzpolitik, also die Genderblindheit des wirt-

schaftspolitischen Rahmens, sowie das beschränkte Verständnis von Gender (ausschließlich 

als Frauenfrage und nicht als Ausdruck von Machtverhältnissen).  
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Die Vorgaben der IFIs und internationalen Gebergemeinschaft bieten keinen Spielraum für al-

ternative Entwicklungsstrategien, vor allem im ökonomischen Bereich. Inwiefern hier von 

ownership und Partizipation die Rede sein kann bleibt zur Debatte. 
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Zusammenfassung 
Obwohl in der internationalen Entwicklungsgemeinschaft spätestens seit der Verabschiedung 

der Milleniumserklärung und der Formulierung der Milleniumsziele ein Konsens über die 

Dringlichkeit der Beseitigung der weltweiten Armut besteht, existiert innerhalb dieses Diskur-

ses keine einheitliche Meinung über eine allgemeingültige Armutsdefinition. Da das Armuts-

verständnis  aber ausschlaggebend ist für die Formulierung entwicklungspolitischer Maßnah-

men, ist der Konflikt darüber, was Armut eigentlich ist, ein wichtiger Bestandteil der wissen-

schaftlichen Auseinandersetzung mit Armut. Die gewählte Definition diktiert, wo der Bruch 

zwischen „arm“ und „nicht-arm“ zu setzen ist und beeinflusst so die Wahrnehmung von Ar-

mut und Darstellung der Armen. Dieser Bruch wird gemeinhin anhand einer Armutsgrenze 

festgelegt, unter der ein Individuum seine Grundbedürfnisse nicht befriedigen kann. Dabei ist 

allerdings auch die Definition von existenziellen Bedürfnissen problematisch. 

Innerhalb des Entwicklungsdiskurses dominiert ein Armutskonzept, das vor allem die wirt-

schaftliche Dimension von Armut hervorhebt und zur Messung die 1-Dollar-Grenze, die von 

der Weltbank 1990 festgelegt wurde, heranzieht. Die sogenannten Poverty Reduction Strategy 

Papers sind das neue Instrument der Armutsbekämpfung und sollen vor allem stabile wirt-

schaftliche Rahmenbedingungen schaffen, um Wirtschaftswachstum und die Stärkung des 

Privatsektors zu ermöglichen. Auch die sansibarische Regierung hält sich strikt an diese 

Vorgaben der IFIs und verfolgt ihre neoliberalen Ziele und Strategien.  

Anhand einer Analyse des zivilgesellschaftlichen Diskurses soll dargestellt werden, wie die 

Regierung es verabsäumt, der Armut zugrundeliegende Mechanismen und Prozesse sowie die 

unterschiedlichen Auswirkungen, die Politik- und Budgetentscheidungen auf die Bevölkerung 

haben, kritisch zu analysieren und anhand dessen übersektorale Strategien zu formulieren, um 

soziale Ungleichheiten innerhalb der Gesellschaft beseitigen zu können. Im sansibarischen 

PRSP werden vor allem Kinder und Frauen als Hauptrisikogruppen für Armut identifiziert, 

die Unterstützung von familien- und geschlechterpolitischer Maßnahmen erfolgt allerdings 

vorrangig im Rahmen der MDGs und nur in vereinzelten Sektoren wie Bildung und 

Gesundheit. Die Strategien orientieren sich weder an einer nachhaltigen Strukturveränderung, 

noch an einem ganzheitlichen Modell von Entwicklung und können daher lediglich zu einer 

kurzfristigen Minderung von Armutssymptomen beitragen. 
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Summary 

Although there is consensus on the urgency of the elimination of worldwide poverty within 

the international development community since the United Nations’ Milleniums Declaration 

and the framing of the Millenium Development Goals, there is no consistent view of a univer-

sal definition of poverty within this discourse. However, the definition of what poverty means 

is crucial for the formulation of development policies and therefore, the conflicting views 

about poverty are an important part of the scholarly discussion on this topic. The chosen defi-

nition determines, where the boundary between “poor” and “not-poor” lies. This boundary is 

generally identified as a poverty line, under which a person is not able to fulfill his basic 

needs. However, even the definition of basic needs is disputable. 

Within the developmental discourse a concept of poverty, which emphasizes the economic 

dimension of poverty, is dominating. As a threshold, which was defined by the World Bank in 

1990, one dollar per day is used to determine this poverty line. The so-called Poverty Reduc-

tion Strategy Papers, as tools to fight poverty, are supposed to establish a general framework 

to enable economic growth and the strengthening of the private sector. The Zanzibarian gov-

ernment is following those requirements strictly and therefore pushes those neo-liberal aims 

and strategies. 

On the basis of an analysis of discourses within the civil society I would like to demonstrate 

how the government fails to analyze the underlying causes of poverty and the consequences 

of its political and budgetary decisions and therefore fails to shape strategies to eliminate in-

equality within the society of Zanzibar. The Zanzibarian PRSP especially identifies children 

and women as groups with the highest risk of poverty. However, the support of policies relat-

ing to family and gender are carried out prior within the framework of MDGs and only within 

social sectors like education and health, while excluding these social groups from the eco-

nomic sector. The governmental strategies are thus not based on sustainable structural 

changes or on any kind of holistic model of development, hence can only contribute to a short 

term reduction of poverty symptoms.  
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